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Für eine völker- und
verfassungsrechtskonforme
Klimaschutzpolitik
Effektive Maßnahmen gegen die Erderwärmung statt Verwässerung des
Klimaschutzgesetzes!
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Berichte über Extremwetterereignisse in allen Erdteilen
haben uns in den letzten Wochen noch einmal deutlich
vor Augen geführt, welche Folgen die Klimaveränderung
haben wird. Darum sind energische und wirksame Maß-
nahmen zur Reduktion des CO2-Ausstoßes von größter
Wichtigkeit für die Erhaltung der Grundlagen eines men-
schenwürdigen Lebens.

Das Bundesverfassungsgericht hat im März 2021 klar-
gestellt, dass dasGrundgesetz zuwirksamenMaßnahmen
gegen die Erderwärmung verpflichtet. Diese Pflicht gilt
auch gegenüber zukünftigen Generationen, deren Mög-
lichkeiten, ihre Freiheitsrechte auszuüben, ohne entspre-
chende Maßnahmen erheblich beeinträchtigt würden.

Völkerrechtlich hat sich Deutschland konkret zu wirk-
samen Maßnahmen verpflichtet, um den Anstieg der
durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2° C
über dem vorindustriellen Niveau zu halten und An-
strengungen zu unternehmen, ihn auf 1,5° C zu begren-
zen. Neben Deutschland haben sich 194 weitere Staa-
ten durch die Ratifikation des Übereinkommens von Pa-
ris von 2015 zu diesem Ziel bekannt und dadurch deut-
lich gemacht, dass ein globaler Konsens besteht. Diese
Verpflichtung hat das Bundesverfassungsgericht als Kon-
kretisierung des in Artikel 20a Grundgesetz verankerten
Klimaschutzziels angesehen und so die Einhaltung der
völkerrechtlichen Vorgaben verfassungsrechtlich abgesi-
chert.

Hierfür sind im Bundes-Klimaschutzgesetz konkre-
te Ziele sowie Mechanismen festgelegt, mit denen die
schrittweise Erreichung dieses Zieles gewährleistet wer-
den soll. Gegenwärtig ist aber eine Novelle geplant, die
die sektorspezifischen Ziele schwächt. Damit sind die An-
forderungen des Bundesverfassungsgerichts in Gefahr,
die verlangen „dass frühzeitig transparente Maßgaben für

die weitere Ausgestaltung der Treibhausgasreduktion for-
muliert werden, die für die erforderlichen Entwicklungs-
und Umsetzungsprozesse Orientierung bieten und diesen
ein hinreichendes Maß an Entwicklungsdruck und Pla-
nungssicherheit vermitteln“.

Die Auseinandersetzungen und fachwissenschaftli-
chen Debatten zum Klimaschutz werden derzeit von Dis-
kussionen über bestimmte Protestformen, wie z.B. Stra-
ßenblockaden, überlagert. Dabei sind insbesondere For-
derungen nach einer Verschärfung straf- und polizei-
rechtlicher Reaktionen beunruhigend und in vielen Fäl-
len verfassungsrechtlich fragwürdig, denn das Versamm-
lungsrecht schützt auch Protestformen, die disruptiv wir-
ken und von der Mehrheit als Störung empfunden wer-
den. Vor allem aber lenken diese Debatten von den drin-
gend nötigen Auseinandersetzungen über die konkrete
Umsetzung der verfassungs- und völkerrechtlichen Kli-
maschutzpflichten ab.

Vor diesem Hintergrund fordern wir als Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler des Verfassungs- und Völ-
kerrechts die gesetzgebenden Organe des Bundes auf, das
Klimaschutzgesetz nicht abzuschwächen. Wir fordern
die Bundesregierung auf, ein effektives Klimaschutzpro-
gramm mit ausreichenden Maßnahmen zur Einhaltung
der Klimaschutzziele und damit der völker- und verfas-
sungsrechtlichen Verpflichtungen zu beschließen.

Erstunterzeichner*innen:
Prof. Dr. Isabel Feichtner, Universität Würzburg
Prof. Dr. Andreas Fischer-Lescano, Universität Kassel
Prof. Dr. Thomas Groß, Universität Osnabrück
Prof. Dr. Remo Klinger, HNE Eberswalde
Prof. Dr. Rike Krämer-Hoppe, Universität Regensburg
Prof. Dr. Markus Krajewski, Universität Erlangen-

Nürnberg
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Konkordanz und Klimaschutz
Warum es nicht weiterhilft, jedes klimaschädliche Gesetz an Art. 20a GG zu messen

doi: 10.17176/20230830-182849-0
 

 

Lando Kirchmair hat auf dem Verfassungsblog kürzlich
vorgeschlagen, alle klimaschädlichen Gesetze an Art. 20a
GG zu messen und einer Rechtfertigungsprüfung zu un-
terziehen, solange Klimaziele weiterhin nicht eingehal-
ten werden. Im Beitrag nicht explizit genannter, aber
wohl gemeinter Maßstab für die Überprüfung klima-
schädlicher Gesetze soll die Verhältnismäßigkeit bzw.
Herstellung praktischer Konkordanz sein.1 Dies lädt da-
zu ein, über die Folgen einer solchen Rechtfertigungs-
prüfung nachzudenken. Dabei zeigt sich jedoch – so die
hier vertretene These –, dass der Maßstab der prakti-
schen Konkordanz auf die Verteilungsprobleme des Kli-
maschutzes keine befriedigende Antwort gibt.

Andieser Stelle soll nichtweiter der Frage nachgegan-
gen werden, ob sich – was fraglich ist – aus Art. 20a GG
tatsächlich ein Rechtfertigungsvorbehalt für klimaschäd-
liche Maßnahmen ergibt, wieKirchmair vorschlägt2; dies
wird im Folgenden als Prämisse unterstellt. Vielmehr sol-
len in diesem Beitrag die Folgen einer solchen Rechtfer-
tigungsbedürftigkeit betrachtet werden.

Praktische Konkordanz als Ausgangspunkt

Nach dem Vorschlag Kirchmairs soll eine verfassungs-
rechtliche Rechtfertigung bei der Prüfung klimaschäd-
licher Gesetze anhand von Art. 20a GG nur möglich
sein, wenn sich das Gesetz auf Verfassungsgüter bzw.
-prinzipien stützen kann, die das Gewicht der Klima-
schutzverpflichtung überwiegen. Solche Konflikte zwi-
schen verschiedenen Verfassungsrechtsgütern werden
im deutschen Verfassungsrecht üblicherweise mit dem
Grundsatz praktischer Konkordanz aufgelöst. Ziel ist es
dabei, den verschiedenen Verfassungsrechtsgütern im
Einzelfall zu ihrer größtmöglichen Wirksamkeit zu ver-
helfen und keinen „abstraktenVorrang“ einzelner Verfas-
sungsrechtsgüter zu postulieren.3

Zur Herstellung derartiger praktischer Konkordanz
ist es erforderlich, die jeweils betroffenen Verfassungs-
rechtsgüter und deren Betroffenheit zu bestimmen. Hier-
zu ist insbesondere relevant, wie effektiv ein Rechtsgut
durch eineMaßnahmegeschützt oder beeinträchtigtwird
und welche alternativen Maßnahmen es gibt. Nur in-
demGewicht undBedeutung der Beeinträchtigung des ei-
nenRechtsguts sowie der Grad der Förderung des anderen
Rechtsguts bestimmt werden, kann eine Aussage über die
Verhältnismäßigkeit bzw. praktische Konkordanz im Ein-
zelfall getroffen werden.

Die Grenzen praktische Konkordanz bei Verteilungsfra-
gen

Gerade diese Voraussetzungen stoßen bei der Verteilung
knapper Güter aber an ihre Grenzen. Denn der Grad der
Betroffenheit eines zu verteilenden Rechtsguts lässt sich
durch eine Einzelmaßnahme innerhalb der zulässigen
Grenze des zu verteilenden Gutes kaum bestimmen. Zwar
lässt sich ggf. quantifizieren, wie sehr eine Maßnahme
das gesamt zu verteilende Gut verbraucht. Hieraus lässt
sich jedoch kein normatives Gewicht der Beeinträchti-
gung feststellen: Denn eingespart werden kann das Gut
an vielen verschiedenen Stellen. Dabei ergibt sich aus
dem betroffenen Gut selbst keine Präferenz dafür, wie
und an welcher Stelle es zu verteilen ist. Für die Frage,
ob insgesamt zu viel von dem Gut verteilt wird, ist jedoch
die Zielbestimmung der sachnähere Ansatzpunkt für eine
verfassungsrechtliche Kontrolle, nicht aber die einzelnen
Maßnahmen, die jeweils eine multipolare Abwägung er-
fordern.

Dies lässt sich –unter umgedrehtenVorzeichen, näm-
lich der Verteilung einer Last – anerkanntermaßen etwa
im Steuerrecht feststellen. Zu seiner Finanzierung muss
der Staat Steuern erheben. Die Finanzierung des Staats-

1Für dasÖsterreichischeVerfassungsrecht sieht Kirchmair dies explizit als den Prüfungsmaßstab an: ders./Krempelmeier, Jour-
nal für Rechtspolitik (JRP), 1/2023, 74 (89).

2Kritisch insoweit etwa Gärditz, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 100. EL 01/2023, Art. 20a GG Rn. 60 (2013).
3Klassisch: Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 1995, S. 28.
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haushalts stellt dabei ein verfassungsrechtlich anerkann-
tes Rechtsgut dar, mit dem Steuernormen gerechtfertigt
werden. Dabei ist eine gewisse Gesamtsteuerlast erfor-
derlich, um die notwendigen Staatseinnahmen zu erzie-
len. Für die Finanzierung des Haushaltes ist es letztlich
irrelevant, ob die notwendigen Mittel durch Einkommen-
steuer, Umsatzsteuer, Körperschaftsteuer oder eine an-
dere Steuerart erhoben werden. Die Prüfung von einzel-
nen Steuernormen konzentriert sich dementsprechend
auf den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 I GG und
nicht auf freiheitsrechtliche Abwägungen der Erforder-
lichkeit einer Steuer.4

Klimaschutz als Verteilungskonflikt

Bei dem hier fraglichen Klimaschutz handelt es sich um
einen vergleichbaren Verteilungskonflikt. Nach dem Kli-
maschutzbeschluss des BVerfG liegt dem Klimaschutz-
gebot des Art. 20a GG der Gedanke zugrunde, dass ein
Restbudget an CO2-Emissionen besteht, die getätigt wer-
den dürfen (Rn. 215 ff.). Nach dieser verfassungsrecht-
lichen Konzeption sind also Emissionen nicht per se zu
unterlassen; sie müssen „nur“ insgesamt auf ein Niveau
beschränkt werden, das mit dem Klimaziel des Art. 20a
GG vereinbar ist. Eine Verpflichtung zu konkreten klima-
schützenden Maßnahmen ergibt sich aus dem Beschluss
hingegen nicht (Rn. 249).

Unter Zugrundelegung dieses Verständnisses lässt
sich dann aber das Gewicht einer klimaschädlichen Maß-
nahme (wie etwa des unterbliebenen Tempolimits auf
Autobahnen) kaum sinnvoll bestimmen. Die Beeinträch-
tigung des Klimaschutzziels müsste im Hinblick auf
sämtliche andere Maßnahmen, die auch klimaschädlich
sind, betrachtet werden. Wieso sollte – am Maßstab
des Art. 20a GG – von einer konkreten Maßnahme ei-
ne übermäßige Beeinträchtigung des Klimaschutzziels
ausgehen, wenn andere Maßnahmen (etwa die Zulas-
sung der Kohleverstromung) genauso das begrenzte CO2-
Restbudget zehren?

Das Problem, die Intensität einer konkreten Beein-
trächtigung festzustellen, stellt sich genauso auf der Sei-
te der zu berücksichtigenden Gegenrechtsgüter. Denn
klimaschädliches Verhalten an einer Stelle zuzulassen
muss nach dem Budgetansatz insgesamt mit einer Be-
schränkung klimaschädlichen Verhaltens an einer an-

deren Stelle korrespondieren; nur so lässt sich das Ge-
samtbudget einhalten. Dann müsste es aber einen verfas-
sungsrechtlichen Maßstab geben, der erlaubt, die Inten-
sität der Betroffenheit eines Rechtsguts festzustellen, um
die verschiedenen Verhaltensweisen zueinander in Be-
zug zu setzen. Doch welcher verfassungsrechtliche Maß-
stab soll beantworten, ob die Freiheit, auf Autobahnen
schnell zu fahren (die Autofahrer können sich auf die all-
gemeine Handlungsfreiheit des Art. 2 I GG als Gegen-
recht zum Klimaschutz berufen) höher zu gewichten ist
als die Freiheit, mit dem Flugzeug in den Urlaub zu flie-
gen (jedenfalls die Fluggesellschaften könnten sich bei
einem Verbot auf Art. 12 I GG berufen)? Ein solcher ge-
nereller inhaltlicher Vergleich würde die punktuell wir-
kenden5 Maßstäbe von praktischer Konkordanz und Ver-
hältnismäßigkeit überfordern. Institutionell ist aus de-
mokratischen Gründen eine solche planende, multipola-
re Zuweisung von Freiheitsräumen der Gesetzgebung und
nicht dem Verfassungsgericht zugewiesen.

Soweit dagegen eingewendet wird, dass der Recht-
fertigungsvorbehalt nur greifen soll, wenn (wie nach der
aktuellen bundesdeutschen Klimapolitik) das zulässige
CO2-Budget überschritten wird, führt dies nicht zu ei-
ner anderen Beurteilung. Die insgesamt zu große Men-
ge an Emissionen muss dann derart vermindert werden,
dass sie sich auf das nach dem Budgetansatz Zulässige
beschränkt. Und ebendiese Beschränkung der Gesamt-
emissionsmenge stellt sich auch als Verteilungskonflikt
zwischen den insgesamt vorhandenen Interessen, CO2
zu emittieren, dar. Nur bestehen eben insgesamt mehr
Interessen, CO2 zu emittieren als dies nach dem Bud-
getansatz möglich ist. Die notwendigen Beschränkungen
müssen sich aus einer Verteilung des Restbudgets auf die
CO2-Emissionsinteressen ergeben. Der Verteilungskon-
flikt ist verschärft, aber nicht kategorial anders als bei
Einhaltung des Restbudgets.

Im Übrigen erscheint fraglich, wie ein solcher Recht-
fertigungsvorbehalt, der nachKirchmair zur Verfassungs-
widrigkeit des fehlenden Tempolimits führt, prozessual
ausgestaltet sein soll: Gerichte – sowohl das Bundesver-
fassungsgericht als auch die einfachen Gerichte bei un-
tergesetzlichenNormen– sind bei ihrer Entscheidung auf
ihren Verfahrensgegenstand beschränkt. Sie können also
nur punktuell einzelne Maßnahmen überprüfen; zu einer

4Lepsius, in: Jestaedt/Lepsius (Hrsg.), Verhältnismäßigkeit, 2015, S. 1 (28 f.).
5Lepsius, in: Jestaedt/Lepsius (Hrsg.), Verhältnismäßigkeit, 2015, S. 1 (30).

https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv084239.html#Rn105
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv084239.html#Rn105
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv084239.html#Rn108
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv084239.html#Rn108
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv157030.html#Rn215
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv157030.html#Rn249
https://www.sueddeutsche.de/politik/klimawandel-bundesregierung-ampel-expertenrat-1.6152534
https://www.sueddeutsche.de/politik/klimawandel-bundesregierung-ampel-expertenrat-1.6152534
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Gesamtplanung sind sie (abermals: aus demokratietheo-
retisch guten Gründen) weder befugt noch institutionell
in der Lage. Dementsprechend hat auch das BVerfG im
Klimaschutzbeschluss dem Gesetzgeber die Festlegung
bzw. Determination des Verordnungsgebers für den Re-
duktionsminderungspfad über 2030 hinaus auferlegt (Rn.
261 ff.). Dass die (Un-)Zulässigkeit einzelner klimaschäd-
licher Normen dann aber von der – letztlich zufälligen –
Frage abhängt, welche Maßnahme vor Gericht gebracht
wird, überzeugt nicht.

Zielführender erscheint es, das Problem als Frage
nach der Kontrolle von zusammenwirkenden (hier: kli-
maschädlichen) Einzelmaßnahmen und der – nach dem
Klimaschutzbeschluss verfassungsrechtlich determinier-
ten – verbindlichen Zielsetzung (hier: zum Klimaschutz)
aufzufassen. Doch hier sind die anzuwendenden Maß-
stäbe – insbesondere ob staatliche Maßnahmen insoweit

der Kohärenz bedürfen – noch nicht geklärt, wie sich
beispielsweise in der Corona-Pandemie bei der Kontrol-
le von erst im Zusammenspiel wirksamen Pandemiemaß-
nahmen gezeigt hat.6

Fazit

In Zeiten der voranschreitenden Klimakrise ist es ein
hehres Anliegen, Art. 20a GG zu praktischer Wirksam-
keit zu verhelfen. Der Klimaschutzbeschluss des BVerfG
hat sich auf dieKontrolle derKlimaschutzzielebeschränkt
und keine Vorgaben für Maßnahmen gemacht. Für die
Kontrolle, ob Klimaschutzmaßnahmen ausreichen, ist
hingegen die praktische Konkordanz kein zielführender
Maßstab. Vielmehr braucht es anderer Maßstäbe, um das
Verhältnis von Zielsetzung und Einzelmaßnahmen zu be-
trachten – und gerade dieses Verhältnis ist für die Kon-
trolle von Klimaschutzmaßnahmen relevant.

6Vgl. z.B. zur Diskussion während der Corona-Krise im ersten Ansatz Gallon/Mangold im Verfassungsblog.

https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv157030.html#Rn261
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv157030.html#Rn261
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Der Juli war wohl der heißeste Monat seit Beginn der
Aufzeichnungen und der Spiegel konstatiert: „Die Erd-
erwärmung zu bremsen ist die größte Herausforderung
dieses Jahrhunderts.“ Der Fortschritt des Klimawandels
ist rasant, dessen Folgen noch schlimmer als gedacht.
Und dennoch wird national wie international nicht genug
zur Bekämpfung der globalen Erderwärmung getan: „Das
Tempo und der Umfang der bisherigen Maßnahmen so-
wie die aktuellen Pläne sind unzureichend, um den Kli-
mawandel zu bekämpfen“, lautet das Resümee des Welt-
klimarats (Intergovernmental Panel on Climate Change,
IPCC).

Dieser Beitrag argumentiert, dass in derartigen Zei-
ten jedes klimaschädliche Gesetz unter grundgesetzli-
chem Rechtfertigungsdruck steht. Art. 20a GG verpflich-
tet nicht „nur“ den Gesetzgeber dazu, einen Emissions-
minderungspfad zu normieren und die Gesamtheit der
zugelassenen Emissionen in einem erträglichen Ausmaß
zu halten. Vielmehr ist aufgrund der angespannten La-
ge jedes klimaschädliche Gesetz unter Rechtfertigungs-
druck.

Klimaschutz und Grundgesetz

Nach Art. 20a GG „schützt“ die Bundesrepublik Deutsch-
land bekanntermaßen „die natürlichen Lebensgrundla-
gen“. Diese Schutzbestimmung betont auch die „Ver-
antwortung für die künftigen Generationen“, worin der
Grundsatz des nachhaltigen Umgangs mit den Lebens-
grundlagen zum Ausdruck kommt. Dass die Bundesrepu-
blik die genanntenAnliegen „schützt“, bedeutet rechtlich
nichts anderes als eine Verpflichtung zum Inhalt dieser
Schutzbestimmung.

Wissenschaftlich ist mittlerweile erwiesen, dass die
rasante menschengemachte Erderwärmung u.a. zur De-
stabilisierung von Ökosystemen sowie zu Extremwet-
terereignissen mit all den bekannten negativen Fol-
gen (Waldbränden, Überschwemmungen, Ernteausfällen,
u.a.m.) führt. Die Berichte des IPCC lassen daran keinen
wissenschaftlichen Zweifel.

Da die natürlichen Lebensgrundlagen nur im gebote-
nen Ausmaß geschützt werden können, wenn auch das
Klima geschützt wird, ergibt sich aus dieser Schutzbe-
stimmung eine Klimaschutzpflicht. Ohne Klimaschutz
keine Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen.

Artikel 20a GG trägt allen Staatsorganen eine klare
Schutzverantwortung für die natürlichen Lebensgrund-
lagen auf. Das Bundesverfassungsgericht hat dieser Be-
stimmung nach langem Schattendasein auch erstmals
im sog. „Klimabeschluss“ vom 24. März 2021 (BVerfGE
157, 30-177) Leben eingehaucht. Art. 20a GG verpflich-
tet den Gesetzgeber demnach dazu, einen Emissionsmin-
derungspfad zu normieren, der mit dem 1,5-Grad-Limit
in Einklang steht. Allerdings seien Art. 20a GG darüber
hinaus keine konkreten Maßstäbe für einzelne Geset-
ze zu entnehmen. Das mag einer der Gründe sein, wes-
halb eine erste Zwischenbilanz der Auswirkungen dieses
viel diskutierten Beschlusses äußerst nüchtern ausfällt.
In der Tat, die Senkung der Treibhausgasemissionen in
Deutschland (2022 um 1,9% laut Bundesumweltamt) rei-
chen noch nicht aus, um das selbstgesetzte Ziel der Kli-
maneutralität bis 2045 zu erreichen. Und gegenwärtig ist
im Klimaschutzgesetz-Entwurf anstatt einer Konkretisie-
rung sogar eine Abschaffung der Sektorziele zu Gunsten
einer „Jahresemissionsgesamtmenge“ geplant (§ 4 Abs. 1
und Anlage 2a des KSG-Entwurfs). Das zieht berechtige
Kritik auf sich, denn „[s]chon jetzt scheitert das Erreichen
der Sektorziele am Unwillen einzelner Ministerien.“

Warum jedes klimaschädliche Gesetz unter Rechtferti-
gungsdruck steht

Die Einordnung von Art. 20a GG in den Kanon der als
Staatszielbestimmungen und Verfassungsprinzipien be-
zeichneten Grundpfeiler des Grundgesetzes war nicht
von der Absicht getragen, die neu eingeführte Bestim-
mung ihrer normativen Kraft zu entledigen. Lediglich die
Notwendigkeit, diese Schutzverantwortung in Einklang
mit anderen Verfassungsgütern und -prinzipien zu brin-
gen, sollte dadurch zum Ausdruck kommen (Entwurf ei-

https://doi.org/10.17176/20230816-182857-0
https://verfassungsblog.de/das-ende-des-dornroschenschlafs/
https://www.spiegel.de/thema/klimawandel/
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html
https://verfassungsblog.de/zwei-jahre-klimabeschluss-des-bundesverfassungsgerichts/
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland
https://verfassungsblog.de/klimaschutzgesetz-novelle-sektorziele/
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nes Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes, BT-Drs.
12/6633 v. 20.1.1994, S. 6 f.).

Zwar steht im Grundgesetz nicht ausdrücklich, wel-
che konkreten Klimaschutzmaßnahmen der Gesetzge-
ber zu treffen hat. Solche Konkretisierungen sind aller-
dings durchaus erkennbar, wenn man die Klimaschutz-
verpflichtung mit den traditionellen juristischen Ausle-
gungsmethoden interpretiert.

Dies lässt sich – neben der schieren Notwendigkeit in
der gegenwärtigen Misere – auch unter Bezugnahme auf
die den Gesetzgebungsprozess begleitende Begründung
zum Entwurf zu Art. 20a GG erhärten. Diese ist u.a. von
der Absicht getragen, die „tatsächliche Durchsetzung“
des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen zu erwir-
ken (Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundge-
setzes, BT-Drs. 12/6633 v. 20.1.1994, S. 5). Des Weiteren
entnimmt man der Begründung die Einsicht, dass es sich
beim Umweltschutz „um ein existentielles, langfristiges
Interesse des Menschen“ handelt. „Die sich daraus er-
gebende ökologische Herausforderung an den Staat“, sie
war bei „der Schaffung des Grundgesetzes noch nicht ab-
sehbar“ (ibid., S. 6).

Während Art. 20a GG – parallel zu den überschau-
baren Anstrengungen, Umweltbelange tatsächlich zum
ernsthaften Staatsanliegen zu machen – lange ein Ni-
schendasein fristete, wird er angesichts der Handlungs-
notwendigkeit zu einer zentralen Verfassungsnorm. Der
zukunftsweisende Art. 20a GG ist der verfassungsrecht-
liche Rahmen für die Bewältigung der Klimakatastro-
phe durch den Gesetzgeber. Dies hat Konsequenzen für
die Prüfung der Grundgesetzkonformität von einzelnen
Gesetzen. Aufgrund der klimaschutzrechtlichen Notlage
stehen klimaschädliche Gesetze und die davon betrof-
fenen Emissionen unter Rechtfertigungsdruck, weil sie
zur Gefährdung der von Art. 20a GG geschützten natür-
lichen Lebensgrundlagen beitragen. Können keine guten
Gründe oder substantiellen Grundrechte für die Klima-
schädlichkeit angeführt werden, ist das jeweilige Gesetz
im Lichte des Art. 20a GG verfassungswidrig. Solange die
Bundesrepublik eindeutig nicht auf 1,5-Grad-konformem
Weg ist, stehen alle klimaschädlichen Gesetze unter ver-
fassungsrechtlichem Rechtfertigungsdruck: Wenn es kei-
ne Rechtfertigung dafür gibt, dass ein Gesetz klimaschäd-
lich ist, dann verstößt es gegen die Klimaschutzverpflich-
tung.

Nun mag erwidert werden, dass dies nicht die Inten-
tion hinter Art. 20a GG war. Die Schutzverantwortung

sei explizit so konzipiert, dass sie nur durch die Gesetz-
gebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch
die vollziehende Gewalt bewerkstelligt werden darf. Mit
anderen Worten, die Politik sollte die Umwelt schützen.
Wie Sie das allerdings tut, könne nicht wirklich recht-
lich überprüft werden, sondern ist dem politischen Ge-
staltungsspielraum überlassen. Das ist allerdings zu kurz
gedacht. Denn diese Einschränkung ist Art. 20a GG nicht
zu entnehmen. Sie entstammt der rechtswissenschaftli-
chen Dogmatik, und diese ist nicht unumstößlich.

Das Grundgesetzwar ursprünglich ein Projektmit Ab-
laufdatum. Und dennoch, oder gerade deswegen, hat es
sich lange bewährt. EineReminiszenz dieser ursprünglich
begrenzten Laufzeit war lange eine stärkere Ausrichtung
auf die Vergangenheit – auf Kosten der Zukunft. Das än-
derte sich allerdings mit der deutschen Einigung und ins-
besondere mit Art. 5 des Einigungsvertrages. Das Grund-
gesetz wurde ergänzt und geändert und das Ablaufdatum
aufgehoben. Anschaulich hierfür wurde die Rücksicht-
nahme auf zukünftige Generationen explizit mit Art. 20a
GG 1994 ins Grundgesetz aufgenommen. Mit der deut-
schen Wiedervereinigung, so könnte argumentiert wer-
den, wurde das Grundgesetz von der Übergangslösung
endgültig zur originären Verfassung der Bundesrepublik
Deutschland und damit zukunftsfähig gemacht. Damit
wurde der Blick nach vorne gerichtet. Eine Konsequenz
dieser Horizonterweiterung ist eine verstärkte Interpre-
tation für zukunftsgewandte Aufgaben. Dem Grundge-
setz ist damit eine Dynamik eingeschrieben, die eine
Anpassung an veränderte Lebensumstände in Deutsch-
land und der Welt fördert. Gerade diese Fähigkeit hat das
Bundesverfassungsgericht dem Grundgesetz auch schon
mehrfach entnommen.

Ein Beispiel zur Illustration: Höchstgeschwindigkeit auf
Autobahnen

Regelungen wie § 3 Abs. 3 Z. 2 lit. c) der Straßenver-
kehrsordnung, aus welcher hervorgeht, dass die zulässige
Höchstgeschwindigkeit für Personenkraftwagen und Mo-
torräder außerhalb geschlossener Ortschaften 100 km/h
beträgt und auf Autobahnen gar nicht gilt, sind vor die-
sem Hintergrund verfassungswidrig. Denn der stark er-
höhte CO2 Ausstoß bei hoher Geschwindigkeit ist längst
wissenschaftlich erwiesen. Eine Rechtfertigung, diesen
Emissionsausstoß gesetzlich zu erlauben, kann sich nicht
auf Verfassungsgüter und -prinzipien stützen, die das
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Gewicht der Klimaschutzverpflichtung überwiegen wür-
den.1

Dem steht auch nicht die kürzlich abgewiesene Ver-
fassungsbeschwerde (BVerfG, Beschluss v. 15.12.2022,
Az. 1 BvR 2146/22) entgegen, mit welcher ein Anspruch
auf ein Tempolimit vor dem Bundesverfassungsgericht
eingeklagt werden sollte. Entscheidend für die Abwei-
sung der Beschwerde war laut Bundesverfassungsgericht
bloß die nicht hinreichend substantiierte Darlegung der
Grundrechtsverletzung (näher siehe hier).

Mit zunehmender Manifestation der rasanten Erder-
wärmung steigt das Rechtfertigungserfordernis für kli-
maschädliche Praktiken, die von Gesetzen gedeckt sind.
Entscheidend ist allerdings, dass sich Art. 20a GG nicht
nur auf die Gesamtheit der zugelassenen Emissionen be-
zieht, weil nur diese, nicht aber punktuelles Tun oder Un-
terlassen des Staates die Reduktionlasten insgesamt un-
verhältnismäßig auf die Zukunft verschieben würden (so
aber BVerfGE 157, 30, Rn. 124 f. und 134; BVerfG, Be-
schluss v. 18.1.2022, Az. 1 BvR 1565/21 u.a., Rn. 12). Ur-
sächlich für die hohen Emissionen sind einzelne Prak-
tiken und nicht eine Gesamtschau dieser Praktiken. Der
politische Ermessensspielraum, welche Praktiken erlaubt
werden und welche nicht, gilt nur so lange die Gesamt-
schau der Emissionen mit dem Staatsziel vereinbar ist. Ist
dies nicht (mehr) der Fall, steht jede einzelne durch ein
Gesetz gedeckte Praxis unter grundgesetzlichem Recht-
fertigungsdruck. Zu überprüfen ist sodann jedes Gesetz.
Gibt es für ein klimaschädliches Gesetz keine Rechtferti-
gung durch ein bestimmtes Verfassungsgut oder -prinzip,
ist dieses grundgesetzwidrig.

Fazit

Das Grundgesetz verlangt Klimaschutz. Das ist in den
Rechtswissenschaften weitgehend unumstritten. Wie
weit die grundgesetzliche Klimaschutzverpflichtung
reicht, allerdings nicht. Viele Jurist:innen verneinen kon-
krete Ableitungen aus Art. 20a GG für einzelne Geset-
ze. Hier wird hingegen argumentiert, dass die juristi-
sche Auslegung Konkretisierungsergebnisse hervorbrin-
gen kann, die durchaus Antworten liefern. Das ist im
Grunde nichts Besonderes, kommt doch der Inhalt der
meist knapp formulierten Bestimmungen im Grundge-
setz fast immer erst nach methodisch sorgfältiger In-
terpretation ans Licht. Das Ergebnis der hier vorgenom-
menen Interpretation von Art. 20a GG lautet, dass die
Klimaschutzverpflichtung wesentlich weiter reicht, als
dies bislang auch in der Fachgemeinschaft (an)erkannt
wurde. Eine Konsequenz dieser Auffassung ist, dass das
nicht vorhandene Tempolimit auf deutschen Autobah-
nen grundgesetzwidrig ist. Es geht nicht darum, ob wir
– zugegebenermaßen oftmals unangenehme – Maßnah-
men zum Schutz des Klimas und zur Eindämmung der
Erderwärmung gutheißen oder nicht, sondern welche der
Maßnahmen besser oder schlechter, weniger oder stär-
ker in gewichtige Rechtspositionen eingreifen als ande-
re. Das ist für jedes klimaschädliche Gesetz zu beurteilen
bis der Emissionsminderungspfad wieder mit dem 1,5-
Grad-Limit in Einklang steht. Mit anderen Worten: der
Gesetzgeber verliert seinen weiten Ermessenspielraum
zur Umsetzung von Staatszielen solange die Staatsziele
in der Gesamtschau akut gefährdet sind.

Für zahlreiche Gespräche, wichtige Hinweise und ge-
meinsame Arbeiten zu diesem Thema in Bezug auf Öster-
reich (s. hier, hier und hier) danke ich Sebastian Krempel-
meier.

1Vgl. für eine ähnliche Argumentation zum Tankrabatt und Art. 20a GG hier.

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/12/rk20221215_1bvr214622.html
https://verfassungsblog.de/ausgebremst/
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/01/rk20220118_1bvr156521.html
https://www.diepresse.com/6226139/widerspricht-tempo-130-der-verfassung
https://www.opac.bka.gv.at/exlibris/aleph/a23_1/apache_media/6P5UUL336DHGL2RCG28IUFKK8UG5KX.pdf
https://elibrary.verlagoesterreich.at/article/10.33196/jrp202301007401
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Bundesverkehrsminister Volker Wissing lässt gutacht-
lich prüfen, ob sein Amtsvorgänger Andreas Scheuer
dem Bund 243 Millionen Euro Schadensersatz schuldet.
Scheuer hatte Ende 2018 mit einem Betreiberkonsorti-
um aus dem Unternehmen CTS Eventim und Kapsch ei-
nen Vertrag abgeschlossen, der einen pauschalen Scha-
densersatz von 500 Millionen Euro vorsah. Selbst die Un-
ternehmen hatten angeregt, mit dem Vertragsschluss bis
zu der Entscheidung des EuGH über die Vereinbarkeit der
von der CSU so genannten „Ausländermaut“ mit Unions-
recht zuzuwarten. Wie von vielen Beobachtern vorher-
gesagt (zum Meinungsstand im Vorfeld Nestler), aber im
Gegensatz zu den Schlussanträgen des Generalanwalts
Wahl, verwarf der EuGH das deutsche Gesetz als uni-
onsrechtswidrig. Anschließend kündigte Minister Scheu-
er die Verträge wegen Schlechtleistung. Das Konsortium
verklagte den Bund daraufhin vor einem Schiedsgericht
auf 560 Millionen Euro Schadensersatz. Das Schiedsge-
richt erklärte 2022 die Vertragskündigung für rechtswid-
rig. 2023 einigten sich die Parteien auf eine Schadenser-
satzzahlung des Bundes von 243MillionenEuro. Kannder
Bund diesen Betrag von Scheuer zurückfordern?

Amtspflichten eines Bundesministers

Die Mitglieder der Bundesregierung stehen nach § 1
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder
der Bundesregierung (Bundesministergesetz) in einem
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis und damit in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Schuldverhältnis zum Bund.
Sie schwören bei Amtsantritt gemäß Art. 64 Abs. 2 iVm
Art. 56 GG, dass sie den Nutzen des deutschen Volkes
mehren und Schaden von ihm wenden werden. Zu ihren
Amtspflichten gehört es nicht nur, ihre Amtsgeschäfte
nach Gesetz und Recht zu führen, sondern auch Scha-
den vomdeutschenVolk abzuwehren. Sie dürfennicht ge-
gen Unionsrecht verstoßen und das Volksvermögen nicht
durch ihr Handeln gefährden. Diese Pflichten dürften in
einem Rechtsstaat unbestritten sein, in dem die vollzie-
hende Gewalt nach dem Gesetzmäßigkeitsprinzip an Ge-

setz und Recht gebunden ist (Art. 20 Abs. 3 GG). Mit-
glieder der Bundesregierung sind politisch verantwort-
lich, stehen aber nicht über dem Gesetz. Sind sie aber
auch schadensersatzpflichtig, wenn eine Amtspflichtver-
letzung zu einem Vermögensschaden des Bundes führt?

Eine Schadensersatzpflicht eines Mitglieds der Bun-
desregierung bei Verletzung einer Amtspflicht wird oft
bezweifelt – zuUnrecht. Aus § 280Abs. 1 Satz 1 BGB folgt,
dass ein Gläubiger Schadensersatz von einem Schuldner
verlangen kann, wenn dieser schuldhaft eine Pflicht aus
dem Schuldverhältnis verletzt. Der Anwendungsbereich
der Vorschrift erstreckt sich nicht nur auf das Privatrecht,
sondern auch auf öffentlich-rechtliche Schuldverhältnis-
se. Das hat der BGH schon vor bald 50 Jahren entschie-
den (BGH NJW 1974, 1816 zur positiven Forderungsver-
letzung). Auch für das Beamtenverhältnis erkennt das
Bundesverwaltungsgericht in ständiger Rechtsprechung
einen beamtenrechtlichen Schadensersatzanspruch an:
„Als im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis wurzeln-
des und insofern „quasivertragliches“ Institut gewährlei-
stet der beamtenrechtliche Schadensersatzanspruch Se-
kundärrechtsschutz für Pflichtverletzungen aus dem Be-
amtenverhältnis, wie dies § 280 Abs. 1 BGB für vertrag-
liche Schuldverhältnisse vorsieht.“ (BVerwG NVwZ 2018,
1637 f. m.w.N.). Dabei geht es freilich um Ansprüche des
Beamten gegen den Dienstherrn. Für Ansprüche in um-
gekehrter Richtung gilt § 75 BBG, der abschließend die
Haftung des Beamten im Innenverhältnis gegenüber dem
Dienstherrn regelt und diese auf Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit beschränkt.

Wie zwischen Beamtinnen und Beamten auf der ei-
nen und dem Dienstherren auf der anderen Seite das Be-
amtenverhältnis als ein verwaltungsrechtliches Schuld-
verhältnis mit Haupt- und Nebenpflichten besteht, so
begründet auch die Ernennung zum Mitglied der Bun-
desregierung ein verwaltungsrechtliches Schuldverhält-
nis in Form eines Amtsverhältnisses zum Bund. Eine §
75 BBG entsprechende Regelung enthält das Bundesmi-
nistergesetz nicht. Insofern bleibt es bei demallgemeinen

https://doi.org/10.17176/20230805-224300-0
https://verfassungsblog.de/er-haftet/
https://verfassungsblog.de/mit-dem-kopf-durch-die-europarechtliche-wand/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=210529&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=215105&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=450178
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Rechtsgrundsatz, dass eine zu vertretende Verletzung
von Pflichten aus dem Schuldverhältnis einen Schadens-
ersatzanspruch nach sich zieht. Das häufig zu lesende Ar-
gument, mit seinem Schweigen schließe das Bundesmi-
nistergesetz jegliche Haftung von Mitgliedern der Bun-
desregierung aus, vermag jedenfalls nicht zu überzeu-
gen. Ein absichtsvoller Regelungsverzicht des Gesetzge-
bers darf nicht einfach behauptet werden, sondern müss-
te auf begründete Anhaltspunkte gestützt werden. Grün-
de für ein solches beredtes Schweigen sind bisher we-
der benannt worden noch sonst ersichtlich. Wenn der Ge-
setzgeber eine Schadensersatzpflicht von Mitgliedern der
Bundesregierung selbst für vorsätzliche Amtspflichtver-
letzungen hätte ausschließen wollen, hätte er eine sol-
che in einem Rechtsstaat schwer vorstellbare Regelung
vielmehr ausdrücklich und nicht durch bloßes Schweigen
treffen müssen. Auch für Mitglieder der Bundesregierung
folgt deshalb eine Schadensersatzpflicht gegenüber dem
Bund, wie dies § 280 Abs. 1 Satz 1 BGB für vertragliche
Schuldverhältnisse vorsieht.

Wollte man diese Schadensersatzpflicht verneinen,
hätte das zur Folge, dass ein Mitglied der Bundesregie-
rung selbst bei einer vorsätzlichen Schädigung des Ver-
mögens des Bundes nicht zum Schadensersatz verpflich-
tet wäre, wenn nicht die Voraussetzungen einer sitten-
widrigen Schädigung (§ 826 BGB) oder der Verletzung ei-
nes Schutzgesetzes (§ 823 Abs. 2 BGB) vorlägen – ein zu-
mindest überraschendes Ergebnis, wenn man das Gesetz-
mäßigkeitsprinzip des Grundgesetzes ernst nimmt.

Haftungsprivilegierung

Spannend ist die Frage, ob eine Haftungsbeschränkung
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, wie sie sich aus § 75
Abs. 1 Satz 1 Bundesbeamtengesetz für Beamtinnen und
Beamte ergibt, auch für Mitglieder der Bundesregierung
gilt, obwohl das Bundesministergesetz eine entsprechen-
de Privilegierung nicht vorsieht, sondern die Haftung von
Mitgliedern der Bundesregierung überhaupt nicht regelt.
Die Privilegierung ergibt sich im Innenverhältnis zwi-
schen Bund undMitglied der Bundesregierung noch nicht
aus Art. 34 Satz 2 GG. Dieser regelt nur die Haftungs-
beschränkung beim Rückgriff im Falle einer Amtshaf-
tung eines Beamten gegenüber Privaten (§ 839 BGB), aber
nicht die Haftung eines Amtsträgers gegenüber seinem
Dienstherrn aus dem Amtsverhältnis.

Es gibt durchaus erwägenswerte Argumente, die Haf-
tungsprivilegierung aus dem Beamtenrecht auch auf Mit-
glieder der Bundesregierung zu erstrecken. Deren Ent-
scheidungen haben oft große Bedeutung und sind nicht
selten mit Vermögensrisiken verbunden. Andererseits
haben Mitglieder der Bundesregierung ohne Probleme
Zugriff auf profunde rechtliche Beratung. Entscheiden sie
sich, mit ihrem Handeln begründete rechtliche Bedenken
außer Acht zu lassen, übernehmen sie aber auch Verant-
wortung für ihr Tun und haften für grobe Fahrlässigkeit.
Der Gesetzgeber müsste jedenfalls eine Haftungsprivile-
gierung ausdrücklich regeln. Das gebietet die Rechtssi-
cherheit. Schweigen ist in diesemFall nichtGold, sondern
reicht nicht aus.
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Anfang Juli teilte das Bundesverkehrsministerium
mit, es werde extern prüfen lassen, ob der Bund Ex-
Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) wegen des ge-
scheiterten Pkw-Maut-Projekts auf Schadensersatz in
Anspruch nehmen kann. Zwar war die Maut ursprünglich
nicht Scheuers Idee, sondern die seines Amtsvorgängers
und Parteifreunds Alexander Dobrindt sowie des damali-
gen CSU-Vorsitzenden Horst Seehofer. Scheuer aber traf
im November 2018 die Entscheidung, langfristige Verträ-
ge mit Unternehmen zum Aufbau der Maut-Infrastruktur
zu unterschreiben. Zu diesem Zeitpunkt war nicht nur
bereits das Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof
(EuGH) anhängig, das am 18. Juni 2019 zu dem Ergebnis
führte, dass die Maut insbesondere EU-Ausländer unter
Verstoß gegen Art. 18 AEUV diskriminiert. Vielmehr war
die überwältigende Mehrheit der Rechtswissenschaft be-
reits zu dem Zeitpunkt, als das Verkehrsministerium die
verhängnisvollen Verträge unterschrieb, von der Unions-
rechtswidrigkeit des Projekts ausgegangen.

Nachdem der Bund in Umsetzung des EuGH-Urteils
die fraglichen Verträge gekündigt hatte, forderten die
vorgesehenenBetreiber Schadensersatz inHöhe von rund
560 Millionen Euro. Diese Summe konnte der Bund im
Zuge eines Schiedsgerichtsverfahrens immerhin auf 243
Millionen Euro drücken, wie das Bundesverkehrsmini-
sterium Ende Juli dieses Jahres mitteilte. Amtsnachfol-
ger Wissing (FDP) lässt jetzt durch eine auf das Vergabe-
recht spezialisierte Kanzlei prüfen, ob Scheuer dem Bund
auf Schadensersatz in dieser Höhe haftet. So sehr man
den kochenden Volkszorn vielleicht nachvollziehen kann
– er allein bildet für ein solches Begehren noch keine
Anspruchsgrundlage. Der Ex-Verkehrsminister muss vor-
aussichtlich nicht haften – und dafür gibt es nicht nur
rechtliche, sondern auch gute rechtspolitische Gründe.

Das kleine 1×1 des Schadensersatzrechts

Schadensersatzansprüche fallen im Grunde genommen
in zwei Kategorien: Es gibt solche, die von einem be-
stimmten Rechtsverhältnis abhängen, also akzessorisch

sind, und nur innerhalb dieses Rahmens greifen. Solche
Rechtsverhältnisse können zum Beispiel Verträge oder
aber eben auch öffentlich-rechtliche Dienst- und Amts-
verhältnisse sein. Und dann wiederum gibt es Schadens-
ersatzvorschriften, die allgemein und unabhängig von ei-
nem solchen Rechtsverhältnis gelten. Das sind insbeson-
dere Schadensersatzansprüche wegen unerlaubter Hand-
lungen, also vor allem nach den §§ 823 ff. BGB.

Eine akzessorische Haftung aus dem Beamtenverhält-
nis sehen § 75 Abs. 1 Satz 1 BBG für Bundesbeamte
und § 48 Satz 1 BeamtStG für Landes- und Kommunal-
beamte vor. Allerdings sind Minister keine Beamte. Für
das Rechtsverhältnis zu dem Staat, dem sie dienen, ist
nicht das Beamtenrecht, sondern das jeweilige Minister-
gesetz maßgeblich. Im Fall von Andreas Scheuer kommt
es also auf das Bundesministergesetz (BMinG) an. Bun-
desministerinnen und -minister stehen zum Staat in ei-
nem besonderen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis
(§ 1 BMinG) und unterliegen anders als Beamte zum Bei-
spiel keiner Disziplinargewalt (§ 8 BMinG). Anders als
die gesetzlichen Vorschriften über das Beamtenverhält-
nis kennt das BMinG keine Haftungsvorschrift, die an das
ministeriale Amtsverhältnis anknüpft. Bereits das histo-
rische Reichsministergesetz vom 27. März 1930 (RGBl. I
S. 96) enthielt keine solche Regelung. Schon die Existenz
eines besonderen BMinG zeigt, dass den Gesetzgeber die
Vorstellung leitete, das Amt einer Ministerin (oder eines
Ministers) sei etwas grundlegend anderes als das einer
Beamtin (oder eines Beamten). Ministerinnen und Mini-
ster stehen innerhalb des ihnen zugewiesenen Ressorts
vollverantwortlich an der Spitze der Exekutive (Art. 65
Satz 2 GG). Als politische Mandatsträger sind sie dem
Parlament verantwortlich (siehe etwa Art. 43 Abs. 1 GG).
Nicht selten müssen Regierungsmitglieder Entscheidun-
gen unter Zeitdruck und auf Grundlage nur bruchstück-
haft vorhandener Tatsachenerkenntnisse treffen. Es ist
im Verfassungsinteresse, ihnen dabei weitgehende Ent-
scheidungsfreiheit zu erhalten und sie in ihrer Entschei-
dungsfreude zu stärken. Deshalb spricht sehr viel dafür,

https://doi.org/10.17176/20230805-224323-0
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dass das BMinG zu einer Haftung von Bundesministern
nicht zufällig, sondern beredt schweigt. Es hat in Bezug
auf Andreas Scheuer eine gewisse Ironie, dass umgekehrt
einzig und allein ausgerechnet Art. 7 Abs. 2 des Bayeri-
schen Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglie-
der der Staatsregierung eine demBeamtenrecht bis in den
Wortlaut hinein entsprechende Haftungsvorschrift ent-
hält. Daher dürfte weder die im BMinG anzutreffende Re-
gelungslücke planwidrig noch die Interessenlage hinrei-
chend vergleichbar sein, um § 75 Abs. 1 Satz 1 BBG ent-
sprechend heranzuziehen und die Haftung eines (ehema-
ligen) Bundesministers zu begründen.

Weder analoge Haftung noch Narrenfreiheit für Bundes-
minister

Joachim Wieland hat in einem Interview mit dem SPIE-
GEL und auf dem Verfassungsblog die Idee aufgegriffen,
Andreas Scheuer könnte womöglich aus seinem Amtsver-
hältnis zur Bundesrepublik Deutschland (§ 1 BMinG) in
entsprechender Anwendung der §§ 280 ff. BGB auf Scha-
densersatz haften. In der Tat wendet die Rechtsprechung
das allgemeine vertragliche Schadensersatzrecht auf das
Beamten- und sogar auch andere öffentlich-rechtliche
Amtsverhältnisse an, berücksichtigt dabei aber die ge-
setzliche Haftungsbeschränkung auf grobe Fahrlässigkeit
und Vorsatz (§ 75 Abs. 1 Satz 1 BBG, § 48 Satz 1 Be-
amtStG). Übertrage ich diese Überlegungen auf Ministe-
rinnen und Minister, komme ich jedoch zu einem ande-
ren Ergebnis als Joachim Wieland: Denn dann muss sich
das beredte Schweigen des BMinG als Haftungsmaßstab
innerhalb des ministeriellen Amtsverhältnisses auch bei
einer analogen Anwendung der §§ 280 ff. BGB durchset-
zen. Das bedeutet, dass eine Haftung von Ministerinnen
undMinistern unmittelbar aus ihremAmtsverhältnis in je-
dem Fall – also auch bei Vorsatz und grober Fahrlässig-
keit – ausscheidet. Anderenfalls würde die gesetzgebe-
rische Entscheidung im BMinG unterlaufen, wonach ei-
ne zum ministeriellen Amtsverhältnis akzessorische Haf-
tung schlicht nicht stattfindet.

Heißt das etwa, dass Bundesministerinnen und Bun-
desminister völlige Narrenfreiheit genießen? Gilt für sie
das monarchische Prinzip des rex non potest peccare?
Nein. Wie jeder andere auch haften Ministerinnen und
Minister nach den Vorschriften des Deliktsrechts, also
insbesondere den §§ 823 ff. BGB. Dabei geht es aber nicht
um Fragen der Amtshaftung (§ 839 BGB), da in den fragli-

chen Konstellationen nicht ein Dritter, sondern der Staat
selbst geschädigt ist. In diesem Zusammenhang ist die
in § 75 Abs. 1 Satz 1 BBG enthaltene Haftungsbeschrän-
kung auf grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz jedoch zugun-
sten der Ministerinnen und Minister entsprechend an-
zuwenden, soweit es um deliktische Handlungen in Aus-
übung ihres Amtes geht. Denn für Beamte geht die Recht-
sprechung davon aus, dass § 75 Abs. 1 Satz 1 BBG (bzw.
§ 48 Satz 1 BeamtStG) sonstige Anspruchsgrundlagen
insbesondere des Deliktsrechts vollständig verdrängt. Da
das BMinG die Ministerinnen und Minister aber nicht
schlechter stellen will, spricht vieles dafür, sie bei An-
wendung der §§ 823 ff. BGB auf unerlaubte Handlung im
Zusammenhang mit der Amtsausübung lediglich für Vor-
satz und grobe, nicht aber für einfache Fahrlässigkeit haf-
ten zu lassen.

Verletzt eine Ministerin etwa vorsätzlich oder grob
fahrlässig in Ausübung des Amtes das Eigentum oder
ein sonstiges von § 823 Abs. 1 BGB geschütztes absolu-
tes Recht des Staats, so haftet sie ihm auf Schadenser-
satz. Ebenfalls kommt eine Haftung in Betracht, wenn ein
Minister durch Verstoß gegen ein Schutzgesetz im Sin-
ne von § 823 Abs. 2 BGB dem Staat einen Schaden ver-
ursacht. Dabei müsste es sich aber um ein Gesetz han-
deln, das dieVermögensinteressen des Staats gerade auch
im Verhältnis zu Dritten individuell schützen soll. Als
eine solche Schutzvorschrift anerkannt ist insbesonde-
re § 266 Abs. 1 StGB. Doch die zuständige Staatsanwalt-
schaft Berlin hat es im Fall von Andreas Scheuer abge-
lehnt, ein entsprechendes Ermittlungsverfahren auchnur
zu eröffnen. Zur Begründung gab die Ermittlungsbehör-
de im Februar 2020 an, es lägen schon keine zureichen-
den tatsächlichen Anhaltspunkte vor, dass Scheuer den
objektiven Treuebruchstatbestand verwirklicht hat; die
mit Abschluss der Verträge im November 2018 eingegan-
gen Risiken seien nicht klar und evident wirtschaftlich
unvertretbar. Darüber hinaus könnte man überlegen, ob
nicht der Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit (§ 6 Abs. 1 HGrG) ein Schutzgesetz im Sin-
ne von § 823 Abs. 2 BGB darstellt, gegen das Scheuer
hier verstoßen haben könnte. Dass dieses Prinzip gele-
gentlich herangezogen wird, um innerhalb eines Beam-
tenverhältnisses einDienstvergehen (§ 77Abs. 1 BBG, § 47
Abs. 1 BeamtStG) zu begründen, spielt dabei keine Rol-
le. Denn Dienstpflichten, die für Beamtinnen und Beam-
ten gelten, sind nicht das gleiche wie ein Schutzgesetz im
Sinne von § 823 Abs. 2 BGB. Hierfür müsste man viel-

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/heizungsgesetz-joachim-wieland-zum-urteil-des-bundesverfassungsgerichts-a-304b24cb-5cc1-4aef-89fe-56d78d846c9e
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/heizungsgesetz-joachim-wieland-zum-urteil-des-bundesverfassungsgerichts-a-304b24cb-5cc1-4aef-89fe-56d78d846c9e
https://verfassungsblog.de/er-haftet/
https://openjur.de/u/73187.html
https://openjur.de/u/73187.html
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mehr annehmen können, dass der Haushaltsgrundsatz
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auch dazu dient,
den Staat vor Vermögensschädigungen durch Dritte im
Außenverhältnis zu schützen. So gesehen spricht doch
viel dafür, dass es sich eher um einen objektiven Rechts-
grundsatz staatlichen Binnenlebens denn um ein Schutz-
gesetz im Sinne von § 823 Abs. 2 BGB handelt.

Bliebe noch zu überlegen, ob Andreas Scheuer dem
Staat nach § 826 BGB wegen vorsätzlicher sittenwidriger
Schädigung auf Ersatz von 243 Millionen Euro haftet. Da-
zu müsste man dem Ex-Minister zunächst einmal min-
destens Eventualvorsatz gerade in Bezug auf den Scha-
den nachweisen. Hat Scheuer die Schäden für möglich
gehalten und sie billigend in Kauf genommen, sich al-
so mit ihnen bereits im November 2018 abgefunden? Ich
habe bei allem Verständnis für die Empörung des Pu-
blikums starke Zweifel, dass ein solcher Nachweis gelin-
gen wird, wenn die Staatsanwaltschaft Berlin hinsichtlich
der schädigenden Handlungen – den Vertragsschlüssen
im November 2018 – von wirtschaftlichen Risiken aus-
geht, die im Rahmen von § 266 Abs. 1 StGB noch ver-
tretbar sind. Gegen einen Schädigungsvorsatz Scheuers
spricht auch, dass der Generalanwalt am EuGH in seinem
Schlussantrag vom 6. Februar 2019 die Auffassung ver-
trat, dieMaut seimit demUnionsrecht vereinbar. Darüber
hinaus ist für mich auch zweifelhaft, dass man Scheuer
die für eine Haftung nach § 826 BGB erforderliche Sit-
tenwidrigkeit nachweisen kann. Die in diesem Zusam-
menhang üblichen Formeln etwa vom Anstandsgefühl al-
ler billig und gerecht Denkenden sind praktisch wenig
brauchbar. Klar ist jedenfalls, dass das System des deut-
schen Deliktsrechts im Grundsatz von einer Haftung nur
bei Verletzung bestimmter Rechtsgüter bzw. Rechtsvor-
schriften ausgeht (§ 823 BGB). Eine Haftung für bloße
Vermögensschäden, wie sie § 826 BGB ermöglicht, kann
daher nur unter strengen Voraussetzungen angenommen
werden. Gegen die Annahme von Sittenwidrigkeit spricht
etwa, dass Scheuer – anders als etwa einige Fahrzeugher-
steller im Zusammenhang mit den Dieselabgasskandalen
– nach allem was bekannt ist keine eigenen wirtschaftli-
chen Vorteile verfolgte.

Haftung nach bayerischem Vorbild ist nicht erstrebens-
wert

Mir ist klar, dass es weite Teile der Öffentlichkeit begrü-
ßen würden, wenn Andreas Scheuer nun mit seinem Pri-
vatvermögen für die gescheiterte Pkw-Maut büßenmüss-
te. So unbefriedigend das gegenteilige Ergebnis meiner
juristischen Bewertung manchem erscheinen mag, sehe
ich auch keinen Bedarf, die bestehenden Vorschriften zu
ändern und etwa eine Haftung für Bundesministerinnen
und -minister einzuführen, wie sie das bayerische Mini-
stergesetz vorsieht.

Zum einen wäre der Nutzen einer solchen Haf-
tung sehr begrenzt. Schäden in schwindelerregender
Millionen- oder garMilliardenhöhe lassen sichweder ver-
nünftig versichern noch durch den Zugriff auf das Pri-
vatvermögen von Ministerinnen oder Ministern auch nur
annähernd vollständig ersetzen. Umgekehrt schadet das
Damoklesschwert einer Ministerhaftung der Entschei-
dungsfreiheit und -freude von Kabinettsmitgliedern, auf
die effektives Regieren aber angewiesen ist. Vor allem
aber ist es gerade nicht so, dass Ministerinnen und Mi-
nister unter keinen Umständen für Amtshandlungen haf-
ten. Nur sind die hohen Hürden für eine solche Haftung
im Fall von Scheuer eben (noch) nicht erfüllt. Eine Mi-
nisterpräsidentin oder ein Bundesminister, der eine vor-
sätzliche Untreue (§ 266 Abs. 1 StGB) zulasten des Staats
begeht oder den Fiskus vorsätzlich und sittenwidrig schä-
digt, steht für den entstandenen Vermögen durchaus mit
seinemPrivatvermögen ein undwird hiervon auch imFal-
le einer Privatinsolvenz nicht frei (§ 302 Nr. 1 InsO). Das
ist gerade mit Blick auf die politischen Entwicklungen in
diesem Land, die Regierungsbeteiligungen verfassungs-
feindlicher Kräfte fürchten lassen, ein beruhigender Be-
fund: Weder könnten sie ihre demokratischen Amtsvor-
gänger ohne Weiteres für eine angeblich falsche Politik
auf Schadensersatz in Anspruch nehmen, noch das Ver-
mögen der Bundesrepublik mit Anlauf schädigen, ohne
sich selbst der Gefahr einer späteren Inanspruchnahme
auszusetzen.

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-02/cp190009de.pdf
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Die Überlegungen im Bundesverkehrsministerium zur
Haftung von Andreas Scheuer für die Kosten der geschei-
terten Pkw-Maut, haben eine Debatte um die vermö-
gensrechtliche Haftung von Bundesministern bei Amts-
pflichtverletzungen in Gang gesetzt. Ihren Kern bildet
die Frage, ob das Bundesministergesetz zu dieser Frage
planmäßig und beredt schweigt und dadurch eine Haf-
tung aus dem Amtsverhältnis – statt nur aus dem De-
liktsrecht – ausschließt. Dieser Debatte fehlt bisher ei-
ne historische Fundierung: Ob das Bundesministergesetz
beredt schweigt, ist in erster Linie rechtsgeschichtlich zu
beantworten.

Entstehung des Bundesministergesetzes

Ausgehend vomheutigen StandderGesetzgebung liegt es
nahe, ein beredtes Schweigen anzunehmen: Das Bundes-
beamtengesetz (§ 75), das Soldatengesetz (§ 24) und das
Beamtenstatusgesetz (§ 48) kennen ausdrückliche Re-
gelungen zur Haftung des Amtsträgers gegenüber dem
Staat bei schuldhaften Amtspflichtverletzungen. Auch
das Bayerische Ministergesetz (Art. 7 Abs. 2) enthält eine
solche Norm. Trotz so vieler Vorbilder regelt das Bundes-
ministergesetz zu dieser Frage nichts.

Da es seit der Einführung des Bundesministergeset-
zes keine grundlegende Reform gab, ist für die Frage
des beredten Schweigens im Rahmen einer historischen
Auslegung aber auf den Erlasszeitpunkt 1953 abzustel-
len. Das Bundesministergesetz datiert vom 17. Juni 1953
und das Bundesbeamtengesetz in seiner Ursprungsfas-
sung, die bereits in § 78 die fragliche Regelung enthielt,
nur knapp einen Monat später. Der zuständige Bundes-
tagsausschuss legte Wert darauf, beide Gesetze im zeitli-
chen Zusammenhang zu verabschieden (BT-Prot. 1/266,
S. 13031B) und kannte daher beide Entwürfe. Auch inso-
fern scheint ein beredtes Schweigen nahezuliegen.

Konkrete Hinweise im Gesetzgebungsverfahren gibt
es aber nicht. Die Frage der Ministerhaftung wurde

nicht erörtert. Außerdem ist ein weiterer historischer
Aspekt zu berücksichtigen: Das Bundesministergesetz
entspricht in seiner Struktur – trotz teils deutlicher Ab-
weichungen im Wortlaut – erkennbar dem Reichsmini-
stergesetz von 1930 (RGBl. I S. 96). Auch der Regierungs-
entwurf (BT-Drs. 1/3551) verweist immer wieder auf die
Folie des Reichsministergesetzes. Bei der Erarbeitung des
Entwurfes scheint man schlicht das Reichsministergesetz
durchgearbeitet zu haben. Soweit nicht bewusst ein an-
derer Text gewählt wurde, wollte man die Rechtslage wie
unter dem Reichsministergesetz wiederherstellen. Dass
im Vergleich zum Entwurf des Bundesbeamtengesetzes
eine entsprechende Regelung fehlt, braucht dabei nicht
aufgefallen zu sein.

Vorbild Reichsministergesetz

Daher muss man noch einen weiteren Schritt zurückge-
hen. Schwieg das Reichsministergesetz von 1930 beredt
zur Haftung von Ministern? Ausdrückliche Äußerungen
im Gesetzgebungsverfahren gab es auch hier nicht (RT-
Drs. 4/1466;RT-Prot. 4/133, S. 4103D ff.).

Bis 1930 wurden die Reichsminister gesetzlich als
Reichsbeamte behandelt. Das entsprach der Tradition des
Kaiserreichs, in dem der Reichskanzler und seine Staats-
sekretäre (die den heutigen Ministern ähnelten) selbst-
verständlich als kaiserliche Beamte galten, vgl. §§ 25, 35
Reichsbeamtengesetz 1873 (RGBl. S. 61). In der parla-
mentarischen Demokratie galt das nicht mehr als ange-
messen. Ein Reichsministergesetz sollte daher neben der
vordringlichen Neuordnung der Amtsbezüge und Versor-
gung das ganze Amtsverhältnis neu und umfassend re-
geln (RT-Drs. 4/1466, S. 6). Entsprechend dieser vom Be-
amtenstatus losgelösten Stellung führte das Gesetz in § 1
Abs. 2 ausdrücklich aus:

„Die Vorschriften des Reichsbeamtengeset-
zes, des Besoldungsgesetzes, des Beamten-
hinterbliebenengesetzes und des Unfallfür-
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sorgegesetzes für Beamte finden auf den
Reichskanzler und die Reichsminister keine
Anwendung; die in anderen Gesetzen und
Verordnung allgemein für Reichsbeamte ent-
haltenen Vorschriften gelten auch für sie, so-
weit in diesem Gesetze nichts anderes be-
stimmt ist.“

Die Haftung der Reichsbeamten vor der NS-Zeit

Zu denVorschriften denReichsbeamtengesetzes, die aus-
drücklich ausgeschlossen wurden, gehörte aber keine
dem § 75 BBeamtG entsprechende Vorschrift. Die Haf-
tung des Beamten gegenüber seinem Dienstherrn war
zu der Zeit im Reichsbeamtenrecht nicht kodifiziert. Die
Rechtslage in dieser Frage war eher unübersichtlich.1

Das Reichsbeamtengesetz verwies bezüglich aller
nicht geregelten Fragen in § 19 Abs. 1 auf das Landes-
beamtenrecht des jeweiligen Wohnsitzstaates des Beam-
ten. Dass es eine Haftung des Beamten gab, setzte das
Gesetz aber voraus, wenn es das sog. Defektenverfah-
ren (§§ 134-148) regelte, in dem Kassenfehlbestände bei-
getrieben wurden. Es handelte sich dabei nur um Ver-
fahrensvorschriften zur Durchsetzung eines materiellen
Anspruchs (stRspr. z.B. RGZ 92, 236, 237; RG JW 1927,
1591). Diesen materiellen Anspruch verstand man noch
bismindestens zur Jahrhundertwende als zivilrechtlichen
und nicht den Amtspflichten zugehörig. Entsprechend
sah man im Zuge der Kodifikation des Zivilrechts auf
Reichsebene die Notwendigkeit für einen Vorbehalt zu-
gunsten landesrechtlicher Regelungen. Dieser steht bis
heute in Art. 80 Abs. 1 EGBGB.

Für einen Großteil des Reichs ergab sich die Haftung
für jede Fahrlässigkeit aus §§ 88-91 II. Teil 10. Titel des
Preußischen Allgemeinen Landrechts 1794. Diese Nor-
men regelten vor Inkrafttreten des BGB auch die Haf-
tung gegenüber Dritten, bis sie durch § 839 BGB abgelöst
wurde. Für die Haftung gegenüber dem Dienstherrn blie-
ben sie aber bestehen, auch hinsichtlich der in Preußen
wohnhaften Reichsbeamten (RGZ 92, 236, 237).

Wo es aber an landesgesetzlichen Regelungen fehl-
te, war das Reichsgericht bereit, Analogien zu bilden:

Das Beamtenverhältnis zeitige privatrechtliche Wirkun-
gen und sei „quasikontraktorischer Natur“, ein Schaden-
ersatzanspruch ergebe sich mangels besonderer Bestim-
mungen inAnalogie zumDienstvertragsrecht in §§ 611 ff.
BGB (RG JW 1906, 551).2 Für Soldaten fehlte selbst
der Verweis ins Landesrecht. Das Reichsgericht zog die
„Rechtsähnlichkeit des Beamtenverhältnisses und der
Beamtenhaftung“ als Anspruchsgrundlage heran; das Be-
rufungsgericht hatte zuvor noch auf die Analogie zum
Dienstvertrag abgestellt. Es galt: „Die vermögensrechtli-
che Verwaltung aber erfordert grundsätzlich, wenn nicht
Ausnahmen besonders festgesetzt sind, auch eine ver-
mögensrechtliche Haftung.“ (RGZ 97, 243, 244) Diesem
Grundsatz des Reichsgerichts zufolge war nicht die Haf-
tung aus dem Dienstverhältnis, sondern allein deren
Rechtsgrundlage problematisch.

Erst 1936 während der NS-Zeit findet sich beim
Reichsgericht eine klareQualifikation derHaftung gegen-
über dem Staat als öffentlich-rechtlich (RGZ 151, 401,
404) und 1937 mit dem Deutschen Beamtengesetz (RG-
Bl. I S. 39; § 23) eine Kodifikation auf Reichsebene. § 156
Abs. 2, der die Anwendbarkeit desDeutschenBeamtenge-
setzes auf die Reichsminister zumGroßteil ausschloss, ist
dann auch die einzige Regelung, die ihrem Wortlaut nach
die Haftung von Reichsministern klar ausschließt.3 Das
Bundesministergesetz sieht sich aber nicht in der Tradi-
tion des nationalsozialistischen Ministerverständnis.4

Kein beredtes Schweigen der Ministergesetze

Aus der Perspektive des Reichstags 1930 war die Haf-
tung des Amtsträgers gegenüber seinem Dienstherrn also
keineswegs ein etablierter Regelungsgegenstand für Be-
amtengesetze. Es drängte sich nicht auf, diesen Fall im
Reichsministergesetz in die eine oder andere Richtung zu
regeln – zumal die praktische Relevanz für Minister auch
gering erscheint. Auf der anderen Seitewar dieHaftung in
allen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnissen auch oh-
ne besondere gesetzliche Vorschrift anerkannt. Nach vor-
herigem Rechtsstand waren Minister als Reichsbeamte
ohneweiteres nach preußischemLandesrecht (beiWohn-
sitz in Berlin) haftpflichtig. Eine Reduzierung dieser be-

1Zum folgenden: Kohde in: v. Roetteken/Rothländer, Beamtenstatusgesetz, Stand 3/2023, § 48 Rn. 3-7.
2Nachweise zum Meinungsstand zu Beginn der NS-Zeit: Weimar, JW 1933, 2255.
3Die amtliche Begründung (D.Reichs- und Pr.Staatsanzeiger 1937, Nr. 22) äußert sich zu den Reichsministern gar nicht, sodass

offenbleiben muss, was die Gründe dafür waren und ob es beabsichtigt war.
4Der Abschnitt aus dem Deutschen Beamtengesetz „kann auf die Mitglieder der Bundesregierung auch sinngemäß keine An-

wendung finden“, Regierungsentwurf BT-Drs. 1/3551, S. 6.
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stehendenHaftungwäre in besondererWeise erwähnens-
wert gewesen. Das ist aber nicht geschehen.

Durch den ausdrücklichen Ausschluss der Anwend-
barkeit des Reichsbeamtengesetzes (§ 1 Abs. 2 Hs. 1
RMinG), fehlte es an einerVerweisungsnormauf die preu-
ßischen Regelungen. Das wurde aber schon Jahre vorher
bei den Soldaten nicht als Hinderungsgrund angesehen,
die Haftung im Ergebnis anzuerkennen. Den allgemeinen
Rechtsgrundsatz, auf dendas gestütztwurde, könnteman
als allgemeine Vorschrift für Reichsbeamte i.S.d. § 1 Abs.
2 Hs. 2 RMinG5 verstehen.

Angesichts dessen muss bei historischer Auslegung
angenommenwerden, dassMinister unter demReichsmi-
nistergesetz für ihre Amtspflichtverletzungen wie Beam-
te haftpflichtigwaren. Das Bundesministergesetz hat sich
dieser Regelung nur angeschlossen, auch wenn die syste-
matische Umgebung des Beamtenrechts eine andere ge-
worden war. Es sei dabei bemerkt, dass § 1 BMinG anders
als § 1 Abs. 2 RMinG die Anwendbarkeit des Beamten-
gesetzes nicht ausdrücklich, sondern nur implizit durch
eigenständige Regelung ausschließt6 und eine Analogie
damit nicht dem Wortlaut widerspricht.

An dieser historischen Auslegung des Bundesmini-
stergesetzes ändert es nichts, dass 1961 ein Bayerisches
Ministergesetz (Art. 7 Abs. 2) erlassen wurde, das ei-
ne ausdrückliche Haftungsregelung vorsieht. Diese Re-
gelung wurde im Gesetzgebungsverfahren nicht als un-

gewöhnlich besonders hervorgehoben, sondern nur mit
einem Verweis auf das Beamtenrecht versehen (Bay-LT-
Drs. 4/2525, S. 7). Außerdem ist der Bundesgesetzgeber
nicht verpflichtet, seine Gesetze an den Stand der Lan-
desgesetzgebung anzupassen.

Aus historischer Sicht spricht also das Schweigen des
Bundesministergesetzes nicht gegen eine Haftung der
Minister gegenüber dem Bund aus ihrem Amtsverhält-
nis – sei es analog zum Beamtenrecht oder zum Ver-
tragsrecht, ggf. mit modifiziertem Haftungsmaßstab. Ei-
ne planwidrige Regelungslücke liegt vor. Zur vergleich-
baren Interessenlage wurde bereits manches geschrie-
ben. Dabei wurden aber keine Probleme der Minister-
haftung deutlich, die über die bei hohen Beamten oder
Vorstandsmitgliedern von Aktiengesellschaften hinaus-
gehen und die die Rechtswissenschaft nicht ebenso durch
Anwendung der Haftungsvorschriften mit Augenmaß be-
wältigen kann. Es sei an den sehr einsichtigen Satz des
Reichsgerichts erinnert, dass „die vermögensrechtliche
Verwaltung […] grundsätzlich, wenn nicht Ausnahmen
besonders festgesetzt sind, auch eine vermögensrecht-
liche Haftung [erfordert].“ (RGZ 97, 243, 244) Ob dafür
das allgemeine Deliktsrecht ausreicht, das nicht einmal
bei jeder vorsätzlichen Pflichtverletzung greift, was im
Schuldrecht zwingend wäre (§ 276 Abs. 3 BGB), erscheint
fraglich.

5Ausdrücklich genannt wurden im Regierungsentwurf BGB und ZPO (RT-Drs. 4/1466, S. 11 zu § 26 des Entwurfs).
6Die Begründung differenziert zwischen unanwendbaren „beamtenrechtlichen Vorschriften“und  anderen Gesetzen, in denen

„ein allgemeiner Begriff des Beamten als Träger der öffentlichen Gewalt verwendet wird“(Regierungsentwurf BT-Drs. 1/3551, S.
7), durchaus nicht unähnlich zu § 1 Abs. 2 Hs. 1 und 2 RMinG.
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Der Haftung des Bundes gegenüber den Betreiberfirmen
der missglückten PKW-Maut hat die Frage aufgeworfen,
ob das Ministergesetz anzupassen sei, um Regressan-
sprüche zu ermöglichen. Der Status von Ministern soll
nach Auffassung von Jörg Berwanger1 und Patrick Hei-
nemann zu Haftungsfreiräumen führen. Dafür gibt es je-
doch keine überzeugenden Gründe. In alle Abläufe des
Vertrages war neben dem früheren Minister Scheuer auch
sein beamteter Staatssekretär Dr. Schulz eingebunden.
Die im Bericht des Untersuchungsausschusses beschrie-
benen Tatsachen legen eine gemeinschaftliche Haftung
nach § 826 BGB bzw. § 75 BBG nahe.

Als Bundesminister hatte Scheuer die Unterzeich-
nung von Verträgen mit dem Betreiberfirmen veranlasst,
die er nach dem Urteil des EuGH kündigen musste. Am
05.07.2023 stimmte der Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages einem Vergleich zu, der die Zahlung
von 243 Mio. € vorsieht. Der Schaden des Bundes umfasst
zudem Gutachter- und Prozesskosten, die vom Ministeri-
um gegenüber dem MdB Victor Perli im November 2022
mit 26,4 Mio. € beziffert wurden.

Haftet der frühere Verkehrsminister?

Eine Haftung nach § 839 BGB setzt die Verletzung ei-
ner Amtspflicht voraus, die gegenüber einem Dritten be-
steht, also im Außenverhältnis und nicht gegenüber dem
Dienstherrn. Soweit Verstöße gegen Haushaltsrecht vor-
lagen, genügen sie also nicht. Es ist daher unerheblich,
dass ein Ersatzanspruch gegen den früheren Minister aus
§ 839 BGB zudem gem. Art. 34 Satz 1 GG durch eine ge-
setzliche Schuldübernahme des Bundes verloren ginge.

823 Abs. 1 BGB hilft auch nicht weiter, weil die Vor-
schrift keine Vermögensschäden schützt. Zu einem Er-
satzanspruch käme der Bund daher nur bei einem Delikt

im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB. Die Maut-Verträge könn-
ten den Untreuetatbestand des § 266 StGB erfüllen,2 je-
doch fehlt aktuell ein entsprechendes Ermittlungsverfah-
ren.

Wider das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Den-
kenden

Die im Bericht des Untersuchungsausschusses festge-
stelltenUmstände legen jedoch einen Ersatzanspruch aus
§ 826 BGB nahe: Die Vorschrift setzt nicht voraus, dass
Pflichten gegenüber „Dritten“ verletzt wurden, kann also
auch vom Dienstherrn Bundesrepublik Deutschland gel-
tend gemacht werden. Für die Innenhaftungwird sie auch
nicht von § 839 BGB verdrängt.3

Mit „Sittenwidrigkeit“ meint die Vorschrift einen Ver-
stoß gegen das „Anstandsgefühl“ aller billig und gerecht
Denkenden (ständige Rechtsprechung). Vorliegend stellt
sich die Frage, ob die Voraussetzung der Sittenwidrigkeit
neben dem Vorsatz Relevanz hat. Wäre nicht jede vor-
sätzliche Schädigung des Bundesvermögens durch einen
Minister automatisch ein Verstoß gegen das Anstands-
gefühl? Tatsächlich leitet die Rechtsprechung die Sitten-
widrigkeit aus dem Verschulden ab: Der Schädiger muss
zusätzlich ein besonderes Vertrauen genießen.4 Bei ei-
nem Bundesminister ist dies der Fall. Der Amtseid nach
Art. 56, 64 Abs. 2 GG führt nach allgemeiner Meinung
zwar grundsätzlich nur zu der Selbstverständlichkeit ei-
ner Bindung an Gesetz und Recht, jedoch darf man dem
Eid auch eine ethische Verantwortung zumessen.5 Das
ethische Versprechen „Pflichten gewissenhaft zu erfül-
len“ führt regelmäßig dazu, dass eine vorsätzliche Schä-
digung des Bundes gegen das „Anstandsgefühl“ verstößt.

Zu einer anderen Einschätzung wird man nur gelan-
gen können, wenn die Motivation das Verhalten recht-

1Berwanger, Deutsche Pkw-Maut –Ein Fall für die Staatshaftung, NJOZ 2019, 1521 ff..
2Siehe zur Bewertung der Maut-Verträge: Krüger, wistra 2020, S. 401 ff..
3A.A. oder missverständlich Teichmann in Jauernig, § 826, Rnr. 1-3.
4Nachweise bei MüKoBGB/Wagner, § 826, Rnr. 31-33.
5Dürig/Herzog/Scholz GG , Art. 64, Rnr. 26-38.
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fertigen kann, der Minister also subjektiv davon ausging,
sich an den Amtseid zu halten. Der Untersuchungsaus-
schuss beklagte, dass die Gründe für den Vertragsschluss
unzureichend dokumentiert sind (aaO. S. 496). Der frü-
here Minister selbst nannte als Grund die von der Umset-
zung des InfraAG zu erwartenden Mauteinnahmen (aaO.
S. 208, 333). Diese Motivation ist jedoch in den Akten des
Ministeriums scheinbar nicht ausreichend belegt und pri-
ma facie nachgeschoben. Zudem ist die Behauptung die-
ser Motivation inhaltlich nicht plausibel, weil die zu er-
wartenden Einnahmen in keinem Verhältnis zum Risiko
des Vertragsschlusses standen; in diesem Sinne hatten
der Bundesrat und der Normenkontrollrat in Stellung-
nahmen zum Gesetzentwurf ausgeführt, dass der Verwal-
tungsaufwand der Umsetzung die Einnahmen aufzehren
könnte.

Eine Haftung nach § 826 BGB hängt demnach aus-
schließlich davon ab, ob Vorsatz nachzuweisen ist. Die
Rechtsprechung hat Anforderungen an den Vorsatz rela-
tiviert. Es genügt wie im Allgemeinen bedingter Vorsatz,
also die „billigende Inkaufnahme des Schadens“. Diesen
leiten Literatur und ständige Rechtsprechung schon aus
„Leichtfertigkeit“ ab, die auf Gleichgültigkeit und Ge-
wissenlosigkeit schließen lässt.6 Für eine Leichtfertigkeit
des Ministers spricht, dass er auf ein Angebot der Betrei-
berfirmen zur Verschiebung des Vertragsschlusses nicht
einging.7 Entscheidend für die Annahme von Leichtfer-
tigkeit ist jedoch, dass der Höhe des Schadens kein be-
sonderes Gewicht bei der Entscheidung über den Ver-
tragsschluss zukam. Der Untersuchungsausschuss hat-
te festgestellt, dass „keine Bemühungen unternommen
wurden“, zu berechnen, welche Schäden den Betreiberfir-
men im Falle einer Kündigung zur ersetzen wären (aaO.,
S. 470). In anderem Zusammenhang wird Vorsatz ange-
nommen, wenn sich Verantwortungsträger über erkenn-
bare Bedenken hinwegsetzen8 oder durch unterlassene
Aufklärung vermeiden, dass aus einem Verdacht Gewiss-
heit wird.9 Es spricht für Gleichgültigkeit, dass der Mi-
nister das Schadensersatzrisiko des Bundes und realisti-
sche Chancen auf Maut-„Gewinne“ nicht ins Verhältnis
setzen ließ; vermutlich hätten hierbei nur entgangene
„Gewinne“ für die Zeit einer Vertragsverschiebung ange-
setzt werden dürfen. Der Untersuchungsausschuss mo-

nierte insoweit, dass der „Risikoabwägung“ bei Vertrags-
schluss „eine höhere Bedeutung hätte zukommen müs-
sen“ (aaO., S. 496-497), tatsächlich wird man von einem
Abwägungsausfall sprechen müssen. Dem Vorwurf des
bedingten Vorsatzes kann nicht entgegenhalten werden,
dass ein Spruch des EuGH auch zugunsten des InfrAG
hätte ausfallen können. Denn auf den Grad der Wahr-
scheinlichkeit eines EU-Rechtsverstoßes kommt es nicht
an, nachdem der Schaden in Folge eines bewussten Ab-
wägungsdefizits eingetreten ist.

Regelungsbedarf für künftige Fälle

Zunächst gilt es festzustellen, dass der Status von Mi-
nistern eine Haftung für Vermögensschäden nicht aus-
schließt. Das ergibt sich schon aus Art. 34 GG, der einen
Rückgriff für alle Amtspflichtverletzungen anspricht und
damit den haftungsrechtlichen Beamtenbegriff aufgreift,
der auch Minister umfasst.

Das geltende Ministergesetz und seine Vorläufer
(Reichsministergesetz vom27.03.1930 undDeutsches Be-
amtengesetz vom 26.01.1937) lassen sich nicht als be-
wusste Privilegierung in Haftungsfragen verstehen, weil
sie finanzielle Ansprüche nur behandeln, soweit sie aus
dem regulären Dienstverhältnis erwachsen. Es bleibt die
Frage, ob es tunlich ist, Minister einem Haftungsrisiko zu
unterwerfen.

Wegen der Garantenstellung von Ministern (s.o. zum
Amtseid) würde eine Regelung analog § 75 BBG regelmä-
ßig nur dazu führen, dass die Haftung bei grober Fahr-
lässigkeit eintritt und nicht erst bei Vorsatz. Ferner lohnt
auch ein Blick darauf, für welche Aufgaben des Regie-
rungsamtes eine Haftung überhaupt in Betracht kommt.
Wichtige Aufgaben veranschaulicht § 15 der Geschäfts-
ordnung der Bundesregierung (GO BReg) mit der Vorbe-
reitung von Gesetzen und Verordnungen, die kaum ein
Haftungsrisiko mit sich bringt. Erst Recht gilt dies für Be-
schlüsse im Kollegium der Bundesregierung. Selbstver-
ständlich gibt es auch Einzelfallentscheidungen, die zum
Regierungsamt gehören (ein Beispiel nennt Art. 84 Abs.
5 GG; vgl. auch § 15 GO BReg). Einzelfallentscheidungen
wird ein Minister jedoch tunlich mit der Administration
seines Ministeriums beraten. Wo Entscheidungsgrundla-

6MüKoBGB/Wagner aaO. mit Nachweisen.
7vgl. die Zeugenaussagen zum Untersuchungsbericht, die mit Nichtwissen bestritten werden aaO. S. 74, 324-325, 515 ff..
8BGH WP 1987, 258; OLG Karlsruhe WM 1985, 941.
9Schüppen/Schaub Münchener Anwaltsbuch Aktienrecht, § 24 AktG, Rnr. 138
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gen dokumentiert werden und plausibel bleiben, ist das
Haftungsrisiko gering. Eine Ministerhaftung schadet der
Entscheidungsfreiheit und -freude von Kabinettsmitglie-
dern daher nur bedingt.

Betrachten wir den Ausgangsfall, so würde sich eine
grobe Fahrlässigkeit analog § 75 BBG nicht aus dem poli-
tischen Ziel einer Abgabe ergeben oder aus dem Verstoß
gegen EU-Recht. Vielmehr stünden handwerkliche Män-
gel im Fokus, nämlich die Frage des Zeitpunkts eines Ver-
tragsschlusses und der unzureichenden Ermittlung von
Entscheidungsgrundlagen, also aus Standards der Admi-
nistration.

Wenn Minister sich konkreten Vollzugsaufgaben an-
nehmen ist das Haftungsrisiko eine natürliche Kehrseite
im Ausgleich zu den Interessen des Gemeinwesens. Jörg
Philipp Terhechte sieht eine Haftung von Ministern gar
geboten, um Befugnisse mit Verantwortung zu legitimie-
ren. JoachimWieland leitet eineHaftung aus demverwal-
tungsrechtlichen Schuldverhältnis des Ministers ab.

Muss der beamtete Staatssekretär Dr. Schulz für den
Schaden aufkommen?

Die PKW-Maut gibt allen Anlass auch die Haftung von
Beamten zu prüfen. Die Präsidenten des Bundesamtes
für Güterverkehr und des Kraftfahrt-Bundesamtes un-
terzeichneten die Verträge auf Veranlassung des Mi-
nisteriums10 und waren in die Vorverhandlungen mit
den Betreibergesellschaften und in Abwägungsprozes-
se nicht ersichtlich eingebunden. Eine Remonstrations-
pflicht nach § 63 Abs. 2 BBG lag daher nicht nahe und
daher auch keine grob fahrlässige Verletzung von Amts-

pflichten.
Anders verhält es sich bei Dr. Gerhard Schulz, dem

früheren beamteten Staatssekretär des Ministers. Dieser
war ausweislich des Untersuchungsberichtes in beinahe
alle Vorgespräche mit den Bertreibergesellschaften ein-
gebunden wie auch in die Frage, ob ein Vertragsschluss
noch im Jahr 2018 erfolgen solle (aaO, S. 496). Der Staats-
sekretär könnte sich auch nicht damit exkulpieren, dass
der Wille oder eine Weisung des Ministers bestanden ha-
ben mögen, denn er hatte aufgrund der Umstände des Ri-
sikogeschäftes eine aus § 7 BHO resultierende Remon-
strationspflicht, zumal er in Verwaltungsangelegenhei-
ten regelmäßig ohne den Minister entscheidet (§ 6 Abs.
2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesmini-
sterien). Eine mangelnde Fürsorge des Ministers gegen-
über seinem Staatssekretär – etwa durch Instrumentali-
sierung gegenüber den Präsidenten der nachgeordneten
Behörden – würde daher nicht dazu führen, dass dieser
sich beim Minister bzw. bei seinem Dienstherrn nach §
839 BGB/Art. 34 GG wieder schadlos halten kann. Eine
Haftung aus § 75 BBG kommt in Betracht, weil es zu den
Kernaufgaben des Staatssekretärs gehörte, auf die Kor-
rektur des Abwägungsdefizits hinzuwirken.

Fazit

Schwierige rechtliche Bewertungen zu Sittenwidrigkeit
und Vorsatz gefährden das Vertrauen in die Politik stär-
ker als ein erweitertes Haftungsrisiko die Aufgabenerfül-
lung der Regierung beeinträchtigen kann. Rechtssicher-
heit durch eindeutige Regularien würde dem Gemeinwe-
sen dienen. Eine Ergänzung des Ministergesetzes analog
§ 75 BBG wäre geboten.

10Weitere Einzelheiten zu den Verträgen bei Berwanger, aao..

https://www.faz.net/einspruch/wir-brauchen-ein-neues-bundesministergesetz-19026932.html
https://www.faz.net/einspruch/wir-brauchen-ein-neues-bundesministergesetz-19026932.html
https://verfassungsblog.de/er-haftet/
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Die angehaltene Ausfertigung
Grenzen von Stillhaltezusagen und Hängebeschlüssen im Verfassungsprozess
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Das Bundesverfassungsgericht verweist häufiger auf die
„ständige Staatspraxis“, dass sich der Bundespräsident
dazu bereit erklärt, ein Gesetz zunächst nicht auszufer-
tigen, wenn ein Eilantrag gegen das Inkrafttreten gestellt
wurde.1 Derzeit scheint es im Rahmen des Eilverfahrens
gegen die Zustimmung zur Änderung des Direktwahl-
akts (es geht um die Einführung einer unionsrechtlichen
Sperrklausel für die Europawahl, s. hier) wieder eine sol-
che Zusage zu geben. Meistens bleibt das Vorgehen infor-
mell und im Hintergrund, nur vereinzelt hat das Bundes-
präsidialamt eine Erklärung gegenüber dem Bundesver-
fassungsgericht im Wege einer Pressmitteilung verlaut-
bart (s. hier). Der Beitrag will aufzeigen, dass Stillhalte-
zusagen nicht prinzipiell problematisch sind, dass sie auf
Grund ihres faktischen Stattgabeeffekts aber rechtlichen
Anforderungen und auch Grenzen unterliegen.

Hintergrund der angehaltenen Ausfertigung ist, dass
Eilanträge nach § 32 BVerfGG keine aufschiebende Wir-
kung haben, aber das Bundesverfassungsgericht nicht so-
fort nach dem Eingang des Antrags entscheiden kann.
Auch wenn die Erfolgsaussichten in der Hauptsache re-
gelmäßig außer Betracht bleiben können, brauchen auch
Entscheidungen auf Grund der „Doppelhypothese“ ihre
Zeit – also die Abwägung der Folgen einer stattgebenden
Eilentscheidung bei später ausbleibendem Hauptsache-
erfolg mit den Folgen einer ablehnenden Eilentscheidung
bei anschließendem Hauptsacheerfolg. Dadurch kann für
den Antragsteller ein Zeitraum mit ungesichertem Zu-
stand entstehen. Für dieses Problem bietet § 32 BVerfGG
in der jetzigen Fassung keine Lösung.

Mögliche Lösungen

Stillhalteabreden

In dieser Lage liegt die Funktion einer Bitte des Gerichts,
mit der Ausfertigung des Gesetzes zuzuwarten, in der
Sicherung des Antragstellers gegen einen Rechtsverlust.
Eine solche Absicherung ist allerdings oft gar nicht not-
wendig: Wird ein Gesetz für nichtig erklärt, ist es regel-
mäßig so zu behandeln, als habe es nie gegolten. Gegen
zwischenzeitlich eingetretene Rechtswirkungen sind Be-
troffene damit (trotz der rechtserhaltenden Regelung für
Einzelakte in § 79 II 1 BVerfGG) recht umfassend abge-
sichert. Besonderheiten bestehen jedoch dort, wo durch
Gesetz einem völker- oder europarechtlichen Vorhaben
zugestimmt wird: Wird auf Grund eines solchen Gesetzes
gegenüber anderen Staaten bzw. der Europäischen Uni-
on2 die Zustimmung Deutschlands erklärt, so wird die
damit bewirkte Bindung von einer späteren Nichtigerklä-
rung des Zustimmungsgesetzes nicht berührt. Hier also
ist eine Absicherung gegen einen irreversiblen Rechts-
verlust zwischen Eilantrag und Eilentscheidung notwen-
dig. Darin bestehen der Anwendungsbereich und der gu-
te Sinn von Stillhaltezusagen des Bundespräsidenten auf
Bitten des Gerichts.

Da das Inkrafttreten eines Zustimmungsgesetzes die
völkerrechtliche Bindung nicht selbst bewirkt, sondern
ihre Herstellung nur erlaubt, könnte an Stelle des Bun-
despräsidenten auch die Bundesregierung „stillhalten“:
bezogen auf die Ratifikationserklärung. Dass die Staats-
praxis in eine andere Richtung gegangen ist, erklärt sich
vielleicht dadurch, dass der Bundespräsident bei der Aus-
fertigung – ungeachtet der Diskussion um sein Prüfungs-
recht – prinzipiell als neutrale Instanz wirkt, die mit dem
Inkrafttreten des Gesetzes keine politischen Interessen
verknüpft. Die Bundesregierung hingegen ist in den an-

1S. zuletzt BVerfGE 153, 74 (131) –Einheitliches Patentgericht I; 158, 210 (227) –Einheitliches Patentgericht II; 163, 165 (210)
–ESM-Reform.

2Das betrifft den Sonderfall zustimmungsbedürftiger Unionsrechtsakte wie etwa beim Eigenmittelbeschluss nach Art. 311 III
3 AEUV oder beim Europawahlrecht nach Art. 223 I 2 S. 2 AEUV.

https://doi.org/10.17176/20230829-182906-0
https://verfassungsblog.de/die-angehaltene-ausfertigung/
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a21_eu/oeffentliche_anhoerungen/949746-949746
https://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/07/210701-Gesetz-Aenderung-ESM-Vertrag.html
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gesprochenen Fällen die Initiatorin des Gesetzentwurfs,
und sie steuert ungeachtet der notwendigen parlamenta-
rischen Mitwirkung den politischen Prozess rund um das
jeweilige völker- oder europarechtliche Vorhaben.

Hängebeschlüsse

Die aus dem Verwaltungsprozess – auch dort wird mit
Stillhalteerklärungen von Behörden gearbeitet – bekann-
te, in der VwGO allerdings nicht geregelte und nicht
ganz unbestrittene Alternative besteht in einem Hänge-
beschluss: Damit verfügt das angerufeneGericht imWege
einer ersten (auflösend bedingten oder teils auch kurz be-
fristeten) Eilentscheidung, dass bis zur eigentlichen Eil-
entscheidung das Handeln, das verhindert werden soll,
nicht vorgenommen werden darf. Der einzige ausdrückli-
che Hängebeschluss des Bundesverfassungsgerichts3 er-
ging im Eilverfahren über das Zustimmungsgesetz zum
Eigenmittelbeschluss 2020 (als Teil des Vorhabens „Next
Generation EU“, s. hier und hier): Am 26. März 2021
hatte der Zweite Senat zunächst angeordnet, dass das
Zustimmungsgesetz vorläufig nicht ausgefertigt werden
darf. Mit der eigentlichen (ablehnenden) Eilentscheidung
vom 15. April 2021 erklärte er dann „die einstweilige An-
ordnung vom 26. März 2021“ für gegenstandslos. Warum
es seinerzeit nicht zu einer Stillhalteabrede kam, ist nicht
bekannt.

Kehrseiten der möglichen Lösungen

Nimmt man die Interessen der politischen Organe in
den Blick, so zeigt sich, dass Stillhaltezusagen auch eine
Schattenseite haben können. Wie lange ein Eilverfahren
des Bundesverfassungsgerichts dauern kann und darf, ist
nirgendwo festgelegt; es würde sich auch einer abstrakt-
generellen Bemessung entziehen. Daher wird das Ge-
richt bei einem Stillhalteersuchen den benötigten Zeit-
raum nicht verlässlich abschätzen können, und der Bun-
despräsident wird ihm auch keine zeitliche Vorgabe ma-
chen wollen. Deshalb sind nicht weiter spezifizierte Still-
haltezusagen verständlich. Doch sie bergen die Gefahr,
dass ein völker- oder europarechtliches Vorhaben für ei-
nen längeren Zeitraum „angehalten“ wird. Das ist, wo

eine Eilentscheidung auf eine Stillhaltezusage folgte, in
der Vergangenheit kaum passiert: Beispielsweise zeigen
die knapp drei Monate, die im Fall des ESM-Vertrags im
Sommer 2012 zwischen Stillhalteerklärung und Eilent-
scheidung lagen, ein großes Bemühen um Verfahrens-
beschleunigung mit Blick auf die Dringlichkeit des Vor-
habens und das Warten ganz Europas in der Euro-Krise.
Unabhängig vom praktischen Vorgehen stellt sich aber
die Frage, ob es rechtliche Vorgaben für Stillhalteabre-
den gibt. Drängender noch ist die Frage, ob sie zum An-
lass genommen werden dürfen, auf die Durchführung ei-
nes Eilverfahren zu verzichten und direkt in der Hauptsa-
che zu entscheiden, wie es bei den Verträgen von Maas-
tricht und Lissabon, beim ersten Durchgang des Verfah-
rens über das Einheitliche Patentgericht oder jüngst bei
der ESM-Reform geschehen ist. Das Bundesverfassungs-
gericht selbst geht davon aus, dass eine Entscheidung im
Eilverfahren „nicht veranlasst“ sei, wenn der Bundesprä-
sident zum Stillhalten bis zum Abschluss des Hauptsa-
cheverfahrens bereit ist.4

Ob aber die beiden Verfassungsorgane wirklich eine
das Eilverfahren (scheinbar) erledigende Stillhalteabrede
treffen dürfen, wird zweifelhaft, wenn man genauer auf
den Effekt einer solchen Abrede blickt: Das Absehen von
einer förmlichen Eilentscheidung darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die Stillhalteabrede die Eilentschei-
dung nur dadurch erübrigen kann, dass sie ein funktiona-
les Äquivalent einer Eilentscheidung ist: und zwar einer
stattgebenden. Denn solange der Bundespräsident mit
der Ausfertigung eines Zustimmungsgesetzes zuwartet,
steht der Antragsteller so, als wäre dem Eilantrag statt-
gegeben worden. Faktisch ergeht eine zwischenzeitliche
Regelung also durchaus – nur nicht im dafür vorgesehe-
nen Verfahren des § 32 BVerfGG. Die gleiche Wirkung hat
ein Hängebeschluss, der aber als gerichtliche Regelung
für die Zwischenzeit näher am gesetzlichen Regelungs-
modell zu liegen scheint.

Rechtliche Vorgaben und Grenzen

Diese faktische Stattgabewirkung veranlasst die Frage, ob
es rechtliche Vorgaben und Grenzen für Stillhalteabre-

3Der Sache nach gab es auch früher bereits Hängebeschlüsse des Bundesverfassungsgerichts, die aber nicht so bezeichnet wur-
den, s. BVerfGE 85, 127 (128)–nach 16 Tagen ersetzt durch die eigentliche Eilentscheidung; BVerfGE 88, 185 (186 f.)–befristet auf
eine Woche; BVerfGE 99, 145 (155)–befristet auf 18 Tage; BVerfGE 104, 38 (39); 104, 39 (40); und 104, 41 (41)–„bis zur endgültigen
Entscheidung über den Eilantrag“; und den Kammerbeschluss zu 2 BvR 1978/13 vom 27.03.2018–„bis zur Entscheidung über den
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung, längstens für die Dauer eines Monats“.

4S. BVerfGE 153, 74 (131) –Einheitliches Patentgericht I; 163, 165 (210) –ESM-Reform.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020D2053
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/12/rs20221206_2bvr054721.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210326_2bvr054721.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/04/rs20210415_2bvr054721.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/04/rs20210415_2bvr054721.html
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/DOC_12_3
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv132195.html
https://www.servat.unibe.ch/dfr/bv132195.html
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den und Hängebeschlüsse gibt.

Stillhalteabreden

Zunächst verlangt § 32 BVerfGG eine Entscheidung über
Eilanträge. Wenn das Bundesverfassungsgericht, wie es
vor allem in Kammerentscheidungen geschieht, schnell
in der Hauptsache entscheidet und dabei aussprechen
kann, dass sich der Eilantrag erledigt hat, ist das im Prin-
zip nicht problematisch: Die Beteiligten stehen hier nicht
anders, als sie bei einer Entscheidung über den Eilan-
trag stehen würden – sie stehen sogar besser, wenn sie
innerhalb kürzester Zeit eine endgültige Sachentschei-
dung bekommen. Problematisch wird es aber, wenn der
Verzicht auf die Durchführung des Eilverfahrens nicht
auf die Möglichkeit einer schnellen Hauptsacheentschei-
dung zurückgeht, sondern auf eine informelle Zwischen-
regelung, die faktisch wie eine Stattgabe im Eilverfah-
ren wirkt. Würde in dieser Lage auf eine förmliche Eilent-
scheidung verzichtet, fiele unter den Tisch, dass für eine
stattgebende Entscheidung gegen das Inkrafttreten eines
Gesetzes – und zusätzlich mit außenpolitischen Implika-
tionen – nach der ständigen Verfassungsrechtsprechung
besonders hohe, hier gewissermaßen „doppelt hohe“ An-
forderungen gelten. Einen Zustand herbeizuführen, für
den diese Anforderungen eigentlich erfüllt sein müss-
ten, ist deshalb nur vorläufig, d.h. bis zur Möglichkeit
einer Entscheidung zulässig, in der dann geprüft wird,
ob die strengen Voraussetzungen auch erfüllt sind. Aus-
fallen darf dieser Entscheidungsmaßstab wegen der fak-
tisch stattgebenden Wirkung der Stillhalteabrede dage-
gen nicht. Ansonsten könnte ohne Berücksichtigung der
Rechtspositionen und der politischen Interessen von Par-
lament und Regierung ein völker- oder europarechtliches
Vorhaben ohne Folgenabwägung über längere Zeit aufge-
halten oder sogar ganz verhindert werden. So lagen im
ersten Durchgang des Verfahrens über das Einheitliche
Patengericht zwischen der Stillhaltezusage und der Be-
kanntgabe der Hauptsacheentscheidung knapp drei Jahre
und im Verfahren über die ESM-Reform knapp eineinhalb
Jahre.

Es bleibt die Frage, für wie lange eine Zwischen-
regelung mit faktisch stattgebender Wirkung herbeige-
führt werden darf. Die Regelungen in § 32 II, V und VII
BVerfGG ermöglichen zügige Eilentscheidungen, worin

ein ohnehin selbstverständliches Beschleunigungsgebot
zum Ausdruck kommt. In der Folge einer Stillhaltezusa-
ge muss auf diese Beschleunigung ganz besonderes Au-
genmerk gelegt werden, damit die faktische Zwischen-
regelung nicht länger aufrechterhalten wird als unbe-
dingt nötig. Freilich bemisst sich gerade in komplexeren
völker- und europarechtlichen Verfahren der angemesse-
ne Zeitraum für ein Eilverfahren sicherlich eher in Mo-
naten als in Wochen. Die Frage nach einer maximalen
Dauer von Stillhaltezusagen beantwortet § 32 VI BVerfGG
implizit mit: Danach tritt eine einstweilige Anordnung
nach sechs Monaten außer Kraft. Wenn aber eine gericht-
liche Entscheidung anhand eines rechtlichen Maßstabs
nach sechs Monaten ausläuft und dann durch eine er-
neute Entscheidung wiederum anhand dieses Maßstabs
ersetzt werden muss, dann kann eine kriterienlose infor-
melle Zwischenregelung auf keinen Fall eine Sicherungs-
wirkung entfalten, die über diejenige einer gerichtlichen
Entscheidung hinausgeht. Deshalb komme ich mit Blick
auf § 32 VI BVerfGG zu dem Schluss, dass eine Stillhalte-
zusage nach längstens sechs Monaten ausläuft5. Das ge-
nügt praktischen Bedürfnissen, da auch in komplizierte-
renVerfahren–das belegt das erwähnte Eilverfahren zum
ESM-Vertrag – innerhalb von sechs Monaten eine wohl
durchdachte Eilentscheidung jedenfalls auf der Grundla-
ge einer Folgenabwägung getroffen werden kann. Im Üb-
rigen spricht viel dafür, wegen der funktionalen Äquiva-
lenz von Stillhalteabrede und stattgebender Eilentschei-
dung davon auszugehen, dass für eine einstweilige An-
ordnung, die einer Stillhalteabrede nachfolgt, nach § 32
VI 2 BVerfGG eine Zweidrittelmehrheit im Senat6 not-
wendig ist, weil schon die Stillhalteabrede faktisch wie
eine erste Stattgabe wirkt.

Hängebeschlüsse

Meiner Auffassung nach steht das Instrument des Hän-
gebeschlusses dem Bundesverfassungsgericht nicht zur
Verfügung. Relevant wird die Frage nur, wenn eine sehr
schnelle Eilentscheidung ausscheidet und eine Stillhalte-
abrede nicht zustande kommt. Warum sollte das Bundes-
verfassungsgericht hier dazu befugt sein, eine vorläufige
Eilentscheidung zu treffen, die zwar die gleichen Wirkun-
gen hat wie eine endgültige, die aber maßstabslos ergeht

5Dem entsprach im zweiten Durchgang des Verfahrens über das Einheitliche Patentgericht der Zeitraum zwischen der Stillhal-
tezusage (13.01.2021) und der Bekanntgabe der Eilentscheidung (09.07.2021).

6S. § 93d II 2 BVerfGG.

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2020/02/rs20200213_2bvr073917.html
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und damit im freien Ermessen des Gerichts steht? Zu-
gespitzt: Darf das Bundesverfassungsgericht ein Gesetz
anhalten, ohne zumindest eine Folgenabwägung vorzu-
nehmen? Dagegen spricht, dass § 32 BVerfGG Erleichte-
rungen für schnelle Eilentscheidungen beinhaltet, nicht
aber die Möglichkeit einer maßstabs- und prüfungslo-
sen Eilentscheidung. Dagegen sprichtweiter, dass die Ab-
fassung von § 32 I BVerfGG klar in die Richtung einer
alle Interessen berücksichtigenden Entscheidung weist.
Schließlich sprechen die in § 32 III und IV BVerfGG vorge-
sehene Widerspruchsmöglichkeit und die Option des Ge-
richts, infolge eines Widerspruchs die Vollziehung seiner
einstweiligen Anordnung auszusetzen, gegen eine jeder-
zeitige amtswegige Ersetzung einer nur vorläufig gemein-
ten Eilentscheidung durch eine endgültige7. Deshalb ge-
he ich davon aus, dass Hängebeschlüsse einer gesetzli-
chen Grundlage im BVerfGG bedürften, die es gegenwär-
tig nicht gibt.

Schluss

Der fragmentarische Charakter der Prozessordnung des
Bundesverfassungsgerichts lässt viele Fragen unbeant-
wortet. Dass die Praxis nach Lösungen sucht, um auftre-

tenden Problemen und Bedürfnissen gerecht zu werden,
ist nicht zu kritisieren. Auch das Instrument der Stillhal-
teabrede zur Absicherung des Zeitraums zwischen Eilan-
trag und Eilentscheidung ist, wo ein Sicherungsbedürf-
nis besteht, nicht als solches problematisch. Doch es soll-
te so eingesetzt werden, dass die Interessen der übri-
gen Verfassungsorgane berücksichtigt werden. Aus mei-
ner Sicht führt das zum Auslaufen von Stillhaltezusagen
nach sechs Monaten und zur Unzulässigkeit des Verzichts
auf die Durchführung von Eilverfahren anlässlich solcher
Zusagen. Sollte darin oder in der fehlenden Möglichkeit
von Hängebeschlüssen keine bedarfsgerechte Rechtslage
gesehen werden, könnte nur der Gesetzgeber daran etwas
ändern.

Der Verfasser war an mehreren der angeführten Verfahren
als Prozessbevollmächtigter beteiligt, er gibt hier aber nur
seine persönliche Auffassungwieder. Die Überlegungen ge-
hen zurück auf den Beitrag „Stillhalten im Verfassungs-
prozess“ in: P. Donath/A. Heger/M. Malkmus/O. Bayrak
(Hrsg.), Der Schutz des Individuums durch das Recht, Fest-
schrift für Rainer Hofmann, Bd. 2, 2023, S. 1117-1132.

7Im Verwaltungsprozess ist die Lage nach § 80 VII VwGO, der trotz fehlender dortiger Bezugnahme auch auf das Verfahren des
§ 123 VwGO angewendet wird, m.E. eine andere.
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Schrödingers BSI-Präsidentin?
Wie eine politische Beamtin eine unabhängige(re) Behörde leiten soll
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Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 wurde Claudia Plattner
neue Präsidentin des Bundesamts für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI). Ihr Amtsantritt fällt auf ei-
nen denkbar spannenden Zeitpunkt. Hierfür gibt es zwei
Gründe: Zum einen hat sich die Bundesregierung im Ko-
alitionsvertrag (S. 16) vorgenommen, das BSI unabhän-
giger aufzustellen. Gleichzeitig hat der Gesetzgeber am
15. Juni 2023 den § 54 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes
(BBG) um eine neue Nr. 14 ergänzt, wonach die Präsiden-
tin des BSI zukünftig politische Beamtin ist. Eine Abbe-
rufung wäre damit deutlich geräusch- und problemloser
möglich als bei ihrem Vorgänger.

Dieser Beitrag will nicht Claudia Plattner kritisieren;
die Personalie bekam vor Amtsantritt einhelliges Lob.
Dieser Beitrag will vielmehr – um mit dem quantenme-
chanischen Gedankenexperiment Erwin Schrödingers zu
sprechen – die paradoxe Rolle thematisieren, die Claudia
Plattner bekommen hat: Sie soll eine zukünftig organisa-
torisch unabhängige(re) Behörde leiten und muss dabei
wohl unbequeme Wahrheiten aussprechen, gleichzeitig
kann sie als politische Beamtin aber nach § 54 Abs. 1 BBG
jederzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden
und entspricht damit dem Inbegriff der persönlichen Ab-
hängigkeit. Die Anforderungen an ihr Amt zwingen sie –
überspitzt gesprochen – in einen Überlagerungszustand
vergleichbar mit Schrödingers Katze.

Um herauszufinden ob der Vergleich passt, braucht es
einen Überblick welche Aufgaben das BSI hat und wel-
che es bald bekommen könnte. Im Anschluss gilt es zu
klären, warum man das BSI unabhängig machen will und
ob die Unabhängigkeit wirklich die beste Lösung ist. Zum
Schluss stellt sich die Frage, ob eine unabhängige Behör-
de von einer politischen Beamtin geleitet werden kann
und sollte.

Welche Aufgaben hat das BSI und welche könnte es bald
haben?

Die Geschichte des BSI seit 1991 ist geprägt durch ei-
nen stetigen Kompetenzaufwuchs. Der Aufgabenkatalog

des BSI in § 3 BSIG wird immer länger und der Trend
ist noch nicht gebrochen. Gegründet als Bundesoberbe-
hörde für die Informationssicherheit der Bundesverwal-
tung im Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums
(§ 1 Satz 1 BSIG), ist das BSI mittlerweile zur maßgeb-
lichen nationalen Behörde für alle Angelegenheiten der
IT-Sicherheit gewachsen. Nicht nur die Sicherheit ein-
zelner IT-Systeme, sondern die Sicherheit des gesamten
Cyberraums ist mittlerweile Aufgabe des BSI. Zuständig-
keiten hat das BSI im Bereich der IT-Sicherheit des Bun-
des, der Sicherheit Kritischer Infrastrukturen und digi-
taler Dienste und der Prävention und Bewältigung von
Cyber-Vorfällen. Das BSI hat mit der Zeit zahlreiche Ein-
griffsbefugnisse erhalten und agiert nicht nur im Bereich
der Produktsicherheit, sondern auch im Bereich der Ge-
fahrenprävention inzwischen als „Sonderpolizei im digi-
talen Raum“. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 13 BSIG übernimmt das
BSI auch unterstützende Tätigkeiten für zahlreiche Si-
cherheitsbehörden.

Nach den Plänen des Bundesinnenministeriums
(BMI) wird das BSI schon in naher Zukunft weiter an Be-
deutung gewinnen: Nicht nur soll es zentrale Stelle der
IT-Sicherheit des Bundes werden, sondern vergleichbar
mit dem Bundeskriminalamt (BKA) auch eine Zentral-
stellenfunktion im Bund-Länder-Verhältnis bekommen.
Hierzu bedarf es einer Änderung des GG. Auch die Umset-
zung der im Dezember 2022 veröffentlichten Richtlinie
über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cybersi-
cherheitsniveau in der Union (NIS-2-Richtlinie )und der
Entwurf des Cyber Resilience Act der EU werden dem BSI
neue Aufgaben bringen. Wer an der Spitze des BSI sitzt,
übernimmt zukünftig also eine enorm wichtige Behörde
für die Sicherheit der digitalen Gesellschaft.

Das Misstrauen, die Schwachstellen und das BMI

Die Cybersicherheitscommunity fordert die Unabhängig-
keit des BSI vom BMI, dessen Fach- und Rechtsaufsicht
es untersteht, schon seit langer Zeit (siehe zu dieser De-
batte bei Herpig sowie die Forderung der Gesellschaft für
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https://verfassungsblog.de/schrodingers-bsi-prasidentin/
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Informatik). Neben anfänglichen Vorbehalten gegen das
BSI aufgrund seiner Entwicklung aus der Zentralstelle für
das Chiffrierwesen beimBND, gibt es heute eigentlich nur
noch einen zentralen Grund für das Misstrauen, das bei
der Forderung nach Unabhängigkeit immer mit schwingt:
Der staatliche Umgang mit den Schwachstellen in Soft-
ware, die für eine Infiltration der Systeme genutzt werden
kann. Sowohl Cyberkriminelle als auch der Staat brau-
chen sie.

Das BSI als staatliche Meldestelle für entdeckte Si-
cherheitslücken steht hier zwischen den Fronten und
versinnbildlicht die Doppelrolle des Staates in der IT-
Sicherheit: Der Staat ist auf der einen Seite für das
Funktionieren von Verwaltung, Wirtschaft und Gesell-
schaft in der digitalen Transformation auf sichere IT-
Systeme angewiesen. Dafür müssen die Schwachstellen
geschlossen werden und Meldestellen wie das BSI brau-
chen das Vertrauen der Entdecker:innen dieser Sicher-
heitslücken. Auf der anderen Seite ist der Staat für die
Arbeit seiner Sicherheitsbehörden auf Schwachstellen in
Hard- und Software zur Durchführung von Onlinedurch-
suchung und Quellentelekommunikationsüberwachung
angewiesen. Fast alle an diesem Interessenkonflikt betei-
ligten Behördenfinden sich imGeschäftsbereich des BMI:
Das BSI soll für die Sicherheit des Cyberraums sorgen,
während das Bundesamt für Verfassungsschutz und das
Bundeskriminalamt von der Unsicherheit profitieren und
der Zentralen Stelle für Informationstechnik im Sicher-
heitsbereich (ZITiS) sogar das aktive Arbeiten an dieser
Unsicherheit unterstellt wird. Das BMI vereint unter sei-
ner Aufsicht also Behörden mit gegensätzlichen Interes-
sen. Der Unabhängigkeitsforderung liegt die Befürchtung
zugrunde, dass das BMI im Zweifel der „analogen Sicher-
heit“ den Vorrang geben wird.

Für die Abwägung verschiedener Interessen ist eine
oberste Bundesbehörde aber gerade da. Behörden die un-
abhängig voneinander in gegensätzliche Richtungen ar-
beiten kann niemand wollen. Dennoch ist man aber gut
beraten das – keineswegs eingebildete – Misstrauen in
derCybersicherheitscommunity ernst zunehmen.Nimmt
es überhand, drohen Sicherheitsempfehlungen des BSI
nicht mehr befolgt zu werden, oder die Bereitschaft von
IT-Sicherheitsforschenden dem BSI im Rahmen seines
Coordinated Vulnerability Disclosure(CVD)-Programms
Schwachstellen zu melden sinkt, denn IT-Sicherheit ist
schließlich Vertrauenssache! Ob eine Weitergabe der ge-
meldeten Schwachstellen stattfindet oder nicht, weiß die

Öffentlichkeit nicht. Aber dass das Recht dies nicht ver-
hindert, schürt bereits Verdacht.

Leider ist der Verdacht demBSI gegenüber nicht völlig
aus der Luft gegriffen: 2015wurde öffentlich, dass das BSI
mindestens an der Systemsicherheit einer Remote Foren-
sic Software (sog. Staatstrojaner) für das BKA beteiligt
war.

Unabhängigkeit des BSI als Lösung?

Aber ist die organisatorische Unabhängigkeit der Behör-
de die beste Lösung für dieses Problem? Auf den er-
sten Blick spricht viel dafür: Die europäische Cybersi-
cherheitsagentur ENISA ist nach Art. 3 Abs. 3 Cyberse-
curity Act (VO(EU) 2019/881) ebenfalls unabhängig, die
DSGVO schreibt in Art. 52DSGVOdie Unabhängigkeit der
Datenschutzaufsichtsbehörden vor und das Europarecht
verlangt immer häufiger die Unabhängigkeit von mini-
sterieller oder politisch-parlamentarischer Kontrolle. Zu-
letzt für die Staatsanwaltschaften oder bei der Bundes-
netzagentur.

In Deutschland hingegen ist eine unabhängige Behör-
de eine Ausnahme, die gut begründet seinmuss, denn das
Demokratieprinzip des Art. 20 Abs. 1, 2 GG fordert eine
personelle Legitimation in einer ununterbrochenen Ket-
te von den kleinsten Amtsträger:innen bis hin zum direkt
vom Volk gewählten Parlament. Nach dem vorherrschen-
denModell derMinisterialverwaltung geschieht dies über
die Ministerien, deren Hausleitung dem Parlament ge-
genüber Rechenschaft schuldet. Eine organisatorisch un-
abhängige Behörde durchtrennt diese Kette.

Ausnahmen hierfür darf es nur geben, wenn die
Aufgabe der Behörde eine unabhängige Wahrnehmung
rechtfertigt und die Durchbrechung der Legitimations-
kette durch andere Kontroll- und Rechenschaftspflichten
kompensiert wird (BVerfGE 151, 202 [293 f., Rn. 134]).
Anerkannt ist das bspw. bei Zentralbanken, dem Bun-
desrechnungshof undRegulierungsbehörden. Das BVerfG
hat jedoch auch klar gemacht, dass je höher die politische
Tragweite der Aufgabe ist, desto weniger darf man sie
Stellen übertragen, die Parlament und Regierung, letzt-
lich also der Verantwortung der Politik, entzogen sind.

Die Resilienz und Verteidigungsfähigkeit im Cyber-
raum ist aktuell eine der wichtigsten politischen Fra-
gen. Verständliche Unzufriedenheit mit den Lösungsan-
sätzen der Politik sollte sich aber eher in Wahlentschei-
dungen der Bürger:innen niederschlagen, als die Aufga-
be der Politik zu entziehen. Den zentralen Grund für das
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latente Misstrauen anzugehen bedürfte auch gar keine
Änderung im Organisationsrecht des BSI: Der Umgang
mit Schwachstellen, die den Softwareherstellern noch
nicht bekannt sind und daher noch keine Sicherheitsup-
dates verfügbar sind (sog. Zero-Days), müsste in einem
transparenten und vertrauenswürdigen Verfahren gere-
gelt werden, sodass sich IT-Sicherheitsforschende sicher
sein können, dass ihre Arbeit nicht im Arsenal staatli-
cher Cyberwaffen landet. Ein sog. Vulnerabilities Equi-
ties Process (VEP) oder Schwachstellenmanagementwäre
besser geeignet den Interessenskonflikt zu regeln, als ihn
der Politik zu entziehen. Auf die Notwendigkeit einer sol-
chen Regelung durch ein Gesetz hat das BVerfG 2021 in
seinem Beschluss zu den IT-Sicherheitslücken (BVerfGE
158, 170) hingewiesen und die Ampelkoalition hat sich
im Koalitionsvertrag (S. 109) zur Aufgabe gemacht ein
Schwachstellenmanagement zu erarbeiten.

Nur für eine Aufgabe die dem BSI bzw. seiner Präsi-
dentin zukünftig zufallen könnte, der eines Chief Infor-
mation SecurityOfficers der gesamtenBundesverwaltung
(CISO Bund), wäre zumindest eine Abhängigkeit vom Be-
auftragten der Bundesregierung für Informationstechnik
im BMI zu vermeiden, da dessen Arbeit ja auch kontrol-
liert werden soll.

Kann eine politische Beamtin eine unabhängige Behör-
de leiten?

Mit der Leitung des BSI durch eine politische Beam-
tin kommt zur möglicherweise zukünftigen organisato-
rischen Unabhängigkeit eine weitere Besonderheit hin-
zu. Während die Unabhängigkeit Probleme mit dem De-
mokratieprinzip verursacht, vertragen sich politische Be-
amt:innen nur schwer mit den hergebrachten Grundsät-
zen des Berufsbeamtentums in Art. 33 Abs. 5 GG. Diese
Dopplung organisationsrechtlicher Besonderheiten für
das BSI und seine Leitung wäre einzigartig für eine deut-
sche Behörde.

30 Abs. 1 Satz 1 BeamtStG beschreibt, dass politische
Beamt:innen „ein Amt bekleiden, bei dessen Ausübung
sie in fortdauernder Übereinstimmung mit den grund-
sätzlichen politischen Ansichten und Zielen der Regie-
rung stehen müssen“. Daher könnte die BSI-Präsidentin
selbst bei atmosphärischen Störungen mit der Bundes-
innenministerin in den Ruhestand versetzt werden. Auf-
grund des Konflikts mit Art. 33 Abs. 5 GG dürfen nur
sog. Transformationsämter, also „notwendige politische

Schlüsselstellen für die wirksame Umsetzung der poli-
tischen Ziele der Regierung, die auf eine aktive Unter-
stützung seitens der betreffenden Amtsträger angewie-
sen ist“ (BVerfGE 149, 1 [46, Rn. 84]) mit politischen
Beamt:innen besetzt werden. Mit Ausnahme der eher
technisch unterstützenden ZITiS sind nun fast sämtli-
che sicherheitsrelevante Behörden im Geschäftsbereich
des BMI von politischen Beamt:innen geleitet. Diese Be-
hörden haben allesamt großen Einfluss auf die innere Si-
cherheit und sind ohne Frage die wichtigsten Werkzeu-
ge zur Umsetzung der Politik einer Innenministerin. An-
gesichts der nie dagewesenen Bedrohungslage im Cyber-
raum und der Bedeutung von IT-Sicherheit für das Funk-
tionieren einer digitalen Gesellschaft hat Claudia Platt-
ner ein Transformationsamt inne: Sie ist das nötige Zahn-
rad zwischen der Cybersicherheitspolitik der Bundesre-
gierung und der Verwaltung und daher auf das Vertrauen
der Ministerin angewiesen. Das macht sie aber persönlich
abhängig.

Eine abhängige Behördenleitung kann aber keine un-
abhängigeBehörde leiten! Zweck einer unabhängigenBe-
hörde ist es der Politik bestimmte Zugriffsmöglichkei-
ten zu nehmen und spezifischen Sachverstand voll zur
Geltung zu bringen. Sei es die Durchsetzung nationaler
Interessen bei Anwendung europäischen Wettbewerbs-
rechts durch das Bundeskartellamt oder Einflussnahme
auf die Kontrolle der Haushalts- und Wirtschaftsführung
des Bundes durch den Bundesrechnungshof: Unabhän-
gige Behörden tun Dinge, die der Politik unangenehm
sein können. Ohne personelle Unabhängigkeit kommt
der Sachverstand einer hochspezialisierten Behörde nur
schwer zur Geltung, da der Sachverstand schon morgen
seinen Posten verlieren könnte. Mit einer derart abhän-
gigen Behördenleitung wie einer politischen Beamtin er-
hält die Politik auch wieder Einfluss auf Fragen, den ei-
ne organisatorische Unabhängigkeit der Behörde gera-
de verhindern wollte. Sobald Politik wieder Einfluss hat,
schmelzen die Vorteile unabhängiger Institutionen: Wer
jederzeit austauschbar ist, überlegt sich jedenfalls gut, ob
er der Politik etwas zumutet. Als politische Beamtin ist
die BSI-Präsidentin daher stark abhängig und als Leiterin
einer unabhängigen Behörde untergräbt die vorgesehene
politische Abhängigkeit der Präsidentin die Unabhängig-
keit der von ihr geleiteten Behörde.
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Neue Probleme bei der Organisation, alte Probleme der
(Cyber)-Sicherheitspolitik

Claudia Plattner kann politische Beamtin sein, oder eine
unabhängige Behörde leiten. Beides kann sie aber nicht!
Blickt man zurück auf die Maßstäbe des BVerfG für unab-
hängige Behörden wird klar: Cybersicherheit betrifft uns
alle. Jedes Gerät kann gehackt werden und jede Software
hat Fehler. Cybersicherheitspolitik ist ein Nerd-Thema,
aber von viel zu hoher Tragweite als es der Verantwor-
tung der Politik zu entziehen. Das BSI sollte daher keine
unabhängige Behörde sein!

Dass Claudia Plattner politische Beamtin wird macht
angesichts dieser Bedeutung Sinn. Wenn sie jetzt noch
kein Transformationsamt innehat, dann spätestens beim
nächsten Kompetenzaufwuchs des BSI. Sie zur poli-
tischen Beamtin zu ernennen kam jedoch aufgrund
des Misstrauens der Cybersicherheitscommunity zur fal-

schen Zeit. Zwar gründet dieses Misstrauen nur auf dem
vagem Verdacht und der inneren Einstellung, dem BMI
zuzutrauen, was die National Security Agency (NSA) in
der Vergangenheit praktiziert hat. Aber das zweifellos
vorhandene Misstrauen verschlimmert sich nur, wenn
man der Öffentlichkeit signalisiert, dass Deutschlands
oberste Cybersicherheits-Expertin jederzeit rausgewor-
fen werden kann. Vertrauensstiftend wäre es alleine ge-
wesen, bei gleicher Gelegenheit auch einen Gesetzesent-
wurf für das Schwachstellenmanagement vorzulegen um
den Verdacht auszuräumen.

Für die Situation von Claudia Plattner gibt es keine
einfache Möglichkeit den Kasten zu öffnen und nachzu-
sehen ob die Katze noch lebt. In das Innenverhältnis zwi-
schen ihr und der Innenministerin kann keiner blicken.
Aber es gilt: Sie ist entweder unabhängig oder abhängig.
Ist sie abhängig, kann sie aber keine unabhängige Behör-
de leiten.
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Der Blick auf den Deutschlandtrend ist beängstigend. Die
AfD liegt bundesweit zwischen 19 und 23 %, in Sachsen
und Thüringen, wo am 01. September 2024 gewählt wird,
bei 32-33 %. Gleichzeitig geben über 50 % der Deutschen
an, mit dem Funktionieren der Demokratie „weniger zu-
frieden“ oder „überhaupt nicht zufrieden“ zu sein, in den
ostdeutschen Ländern sagen dies gar zwei Drittel der Be-
fragten. Die deutsche Demokratie ist bewusst nicht al-
lein eine deliberative, sie ist auch eine wehrhafte. Sie bie-
tet einen Instrumentenkasten zum Schutz der freiheit-
lich demokratischen Grundordnung. Der besonders radi-
kale Thüringer Landesverband bietet Anlass, ein Partei-
verbotsverfahren nachArt. 21 II, IVGG „föderal zu durch-
denken“.

Verfassungsrechtlich nicht aussichtslos, aber hürden-
reich

Ein Verbot allein des Thüringer Landesverbands ist recht-
lich möglich. Antragsberechtigt in einem Verbotsverfah-
ren wären nach § 43 I BVerfGG alternativ der Bundestag,
der Bundesrat, die Bundesregierung sowie nach § 43 II
BVerfGG die Landesregierung Thüringens. Das Bundes-
verfassungsgericht kann nach § 46 II BVerfGG die Fest-
stellung der Verfassungswidrigkeit auf einen Landesver-
band als rechtlich bzw. organisatorisch selbstständigen
Teil beschränken.

Zur Feststellung derVerfassungswidrigkeitmüsste die
AfD Thüringen gemäß Art. 21 II GG „nach ihren Zielen
oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausge-
hen, die freiheitlich demokratische Grundordnung zu be-
einträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der
Bundesrepublik Deutschland zu gefährden“. Angesichts
des Demokratieprinzips, Art. 20 II 1 GG, sind diese Vor-
aussetzungen eng auszulegen. Die freiheitlich demokra-
tische Grundordnung ist nach der jüngsten Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts enger als die Le-
galdefinition des § 4 II BVerfSchG und umfasst nur die
für den freiheitlichen Staat unentbehrlichen Wesens-
merkmale: die Menschenwürdegarantie, die gleichbe-

rechtigte Teilhabe aller Bürger:innen an der politischen
Willensbildung als Ausfluss des Demokratieprinzips so-
wie die Unabhängigkeit der Gerichte und das staatliche
Gewaltmonopol als Merkmale des Rechtstaatsprinzips,
Art. 20 III GG. Die AfD Thüringen müsste in aggressiv-
kämpferischer Weise aktiv auf die Abschaffung eines
dieser Wesenselemente oder deren Ersetzung durch ei-
ne andere Verfassungsordnung hinwirken (BVerfGE 144,
20 Rn. 550) oder nach ihrem politischen Konzept ei-
ne spürbare Gefährdung dieser Grundprinzipien verursa-
chen (BVerfGE 144, 20 Rn. 556).

Das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz
(AfV) hat die AfD Thüringen bereits im März 2021 ge-
mäß § 4 I 2 Nr. 1 ThürVerfSchG als eine erwiesener-
maßen rechtsextremistische Bestrebung gegen die frei-
heitlich demokratische Grundordnung eingestuft. Das
Bundesamt für Verfassungsschutz beobachtet die Bun-
despartei hingegen bislang nur als Verdachtsfall. Auf-
grund des Parteienprivilegs liegt das Entscheidungsmo-
nopol für die Verfassungswidrigkeit einer Partei allein
beim Bundesverfassungsgericht, Art. 21 IV GG. Einschät-
zungen der Verfassungsschutzämter sind angesichts ih-
rer Natur als Exekutivorgane nicht gleich in judikative
Kategorien übersetzbar. Die Pressefassung des Verfas-
sungsschutzberichts des AfV bietet gleichsam sachliche
Anhaltspunkte, die eine Verfassungswidrigkeit begründ-
bar erscheinen lassen.

Dem Bericht zufolge zeigen die maßgeblichen Ak-
teur:innen des Landesverbands keine Mäßigung in ihren
politischen Äußerungen, wobei Aussagen von Funktio-
när:innen der Parteiführung dem Landesverband grund-
sätzlich ohne Weiteres zuzurechnen sind. Verfassungs-
feindliche Positionen gegen die Menschenwürde so-
wie das Demokratie- und das Rechtsstaatsprinzip seien
die „beherrschende und weitgehend unumstrittene po-
litische Ideologie“ (S. 18). Der beispielsweise im Ver-
schwörungsnarrativ des „Großen Austauschs“ propagier-
te ethnisch-kulturelle Volksbegriff der Thüringen AfD (S.
18-24 des Berichts für weitere Beispiele) ginge von bio-
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logischen und damit irreversiblen Ungleichheitsmerkma-
len zwischen Menschen und Bevölkerungsgruppen aus.
Dieser Volksbegriff ist – auch nach einem Urteil des VG
Köln vom 08.03.2022 – nicht „rein deskriptiv“, sondern
mit „Wertungen“ verbunden, „die zu einer Abwertung zu-
gewanderter Menschen führen“. In diesem Zusammen-
hang werden Aussagen des Co-Landessprechers Björn
Höcke zitiert, die neben einem „zutiefst rassistischen
Menschenbild“ jedenfalls „implizit Gewalt als Mittel“ be-
jahen. Beständig wiederkehrende oder kampagnenprä-
gende Positionen verstoßen nach dem Bericht des AfV
überdies gegen das Demokratieprinzip. So werde etwa
die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik als
vermeintlich diktatorisches System abgelehnt und ak-
tiv das Vertrauen in die demokratische Wahl als angeb-
lichmanipulationsanfällig und künftig unfrei geschwächt
(S. 25-26). Darüber hinaus erkennt der Bericht auch An-
griffe auf das Rechtsstaatsprinzip (S. 26). So stellt der
Co-Landessprecher Stefan Möller die Existenz effektiven
Rechtsschutzes gegen „Übergriffe des Staates – also der
regierenden Parteien“ in Abrede und sieht Richter:innen
„von der herrschenden politischen Mehrheit sorgfältig
ausgewählt und eingesetzt“. Damit negiere er die Unab-
hängigkeit der Judikative und ihre Kontrollfunktion als
dritte Gewalt. Der Bericht beschreibt sodann den Ge-
schichtsrevisionismus der Thüringen AfD, der sich in ei-
ner Opfer-Täter-Umkehr der nationalsozialistischen Ver-
brechen von der Spitze des Verbands bin in die Brei-
te der Partei zeige (S. 27-29). Die Kombination aus völ-
kischer Ideologie, rassistischem Menschenbild und Ge-
schichtsrevisionismus legen meines Erachtens – trotz
erkennbarer Unterschiede – eine Wesensverwandtschaft
der Thüringen AfD mit dem Nationalsozialismus nahe,
die ein Indiz für die Verfolgung verfassungswidriger Ziele
ist (BVerfGE 144, 20 Rn. 598).

Im NPD-Urteil 2017 hat das Bundesverfassungsge-
richt festgestellt, dass die Partei, die heute „Die Hei-
mat“ heißt, verfassungswidrig ist. Trotzdem wurde die
NPD nicht verboten. Das Gericht hat in einer restrikti-
ven Auslegung des Art. 21 II GG zusätzlich das Krite-
rium der „Potentialität“ eingeführt und sich damit der
Rechtsprechung des EGMR angenähert (s. hier, hier und
hier). Statt eines Verbots hat das Bundesverfassungsge-
richt die Möglichkeit eröffnet, verfassungswidrige Par-
teien von der Parteienfinanzierung auszuschließen, was
der verfassungsändernde Gesetzgeber in Art. 21 III, IV
GG umgesetzt hat. Abgeleitet aus dem Wortlaut „darauf

ausgehen“ ist ein Verbot nur zulässig, „wenn konkrete
Anhaltspunkte von Gewicht vorliegen, die es zumindest
möglich erscheinen lassen, dass das gegen die Schutz-
güter des Art. 21 II GG gerichtete Handeln einer Par-
tei erfolgreich sein kann“ (BVerfG, EuGRZ 2017, 44 Rn.
585). Dies bemisst sich im Wege einer „wertenden Ge-
samtbetrachtung“ (der EGMR nimmt hingegen hier eine
Verhältnismäßigkeitsprüfung vor) aus der Situation der
Partei (Mitgliederbestand, Organisationsstruktur, Kam-
pagnenfähigkeit etc.) und ihrer Wirkkraft in der Gesell-
schaft (Wahlergebnisse, Unterstützer:innen, Vertretung
in Ämtern und Mandaten). Zu beachten ist insbesondere,
dass ein Parteiverbotsverfahren eine Präventivmaßnah-
me bleibt (BVerfGE 5, 85 [142]; 144, 20 Rn. 585), weshalb
die Schwelle für die Potentialität nicht zu hoch angesetzt
werden darf. Einer konkreten Gefahr bedarf es nicht, kon-
krete Anhaltspunkte von Gewicht reichen aus. Eine greif-
bare Schwelle für die Potentialität zu bestimmen, bleibt
schwierig.

Wenn die AfD nicht das Potentialitätskriterium erfüllt –
wer dann?

Im Falle der AfD Thüringen wirft die Potentialität somit
auch die juristisch kompliziertesten Fragen auf. Auf den
ersten Blick scheinen die Voraussetzungen erfüllt. Die
AfD erreichte bei der Landtagswahl 2017 in Thüringen
23,4 %, bei der Bundestagswahl 2021 wurde sie im Bun-
desland mit 24 % stärkste Kraft. In Sonneberg stellt sie
seit kurzem den Landrat.

Bei genauerer Betrachtung werden jedoch die Schwä-
chen des Potentialitätskriteriums deutlich. Wenn das
Parteiverbot weiterhin zum Instrument der wehrhaften
Demokratie gehören soll, geriete das Bundesverfassungs-
gericht bei einem Verbotsverfahren gegen eine Partei
solcher Stärke gehörig unter Druck. Wenn die AfD die
Potentialität nicht erfüllt – wer dann? Zugleich stellt
sich rechtlich, aber gerade politisch die Frage, ob eine
meistgewählte Partei eines Bundeslands verboten wer-
den kann. So manövriert sich das Bundesverfassungsge-
richt mit der Potentialitätsrechtsprechung in eine Zwick-
mühle, in der Parteien entweder zu klein oder zu groß
sind, um sie zu verbieten.

Darüber hinaus unterliegt die Schlagkraft einer Par-
tei politischen Schwankungen. Die Potentialität kann in
einer Geschwindigkeit zu- und abnehmen, die außerhalb
der Kontrolle des Bundesverfassungsgerichts liegt. Mit

https://openjur.de/u/2395579.ppdf
https://openjur.de/u/2395579.ppdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2017/01/bs20170117_2bvb000113.html
https://www.refworld.org/cases,ECHR,4721cf132.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=EGMR&Datum=13.02.2003&Aktenzeichen=41340/98
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=EGMR&Datum=30.06.2009&Aktenzeichen=25803/04
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tauglichem Personal, einer professionellen Kommunika-
tion und den entsprechenden exogenen Faktoren (insbe-
sondere die soziale und wirtschaftliche Entwicklung so-
wie die innere und äußere Sicherheit) könnte wohl selbst
die NPD/Die Heimat der Bundesrepublik ihre Vulnerabi-
lität zeigen. Der mit der Potentialität zusammengedach-
te Ausschluss aus der Parteienfinanzierung als milde-
res Mittel („Parteiverbot light“) ist verständliche Konse-
quenz des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Es liegt na-
he, das scharfe Schwert eines Verbots gegen eine poli-
tisch nahezu irrelevante Kraft als unangemessen zu be-
werten. Allerdings entzieht der Finanzierungsausschluss
den Verfassungsfeind:innen ihren Nährboden nur parti-
ell, verkompliziert die Dogmatik des Art. 21 GG und ge-
währt dem Bundesverfassungsgericht ein im Parlamen-
tarischen Rat für das Parteiverbot nicht vorgesehenes
Rechtsfolgeermessen.

Unklar ist mit Blick auf die AfD Thüringen zudem,
ob ein Landesverband allein das Potential hat, die frei-
heitlich demokratische Ordnung im Bund zu gefähr-
den. Denkbar wäre auch, die freiheitlich demokratische
Grundordnung auf Landesebene als gefährdet zu betrach-
ten. Das Bundesverfassungsgericht hat sich zu beiden
Punkten bislang nicht abschließend geäußert.

Im Falle einer Regierungsbeteiligung würde die AfD
über den Bundesrat an der Gesetzgebung und der Ver-
waltung des Bundes mitwirken. Ferner wäre die AfD
in der Ministerpräsidentenkonferenz und den Fachmini-
sterkonferenzen vertreten. Der Bundesrat ist an jedem
Verfahren zum Erlass eines Bundesgesetzes beteiligt, bei
den die Länder besonders berührenden Zustimmungsge-
setzen sogar als gleichberechtigte Kammer. Die Funkti-
onsfähigkeit der demokratisch legitimierten Länderkam-
mer als eines der fünf ständigen Verfassungsorgane ist
von zentraler Wichtigkeit für den Föderalismus und das
Demokratieprinzip. Thüringen hat dort allerdings ledig-
lich 4 der insgesamt 69 Stimmen. Ein unmittelbar recht-
licher Einfluss auf den Bund bliebe wohl überschaubar.
Auch hat das Bundesverfassungsgericht die in Art. 79 III
GG verankerten Prinzipien der Republik und des födera-
len Bundesstaats ausdrücklich aus dem Topos der frei-
heitlich demokratischen Grundordnung ausgeklammert
(BVerfGE 144, 20 [206]). Nichtsdestotrotz hätten bereits
ein Besetzen und zu befürchtendes Zersetzen der demo-
kratischen Institutionen Thüringens erheblich destabi-
lisierende Wirkung im Bund und erst recht in Thürin-
gen (für eine genaue Untersuchung dessen sei auf das

Thüringen-Projekt des Verfassungsblogs verwiesen).
Aber auch in Ermangelung einer Regierungsbeteili-

gung könnte die AfD das Potentialitätskriterium erfül-
len. Hinreichende Wirkungsmöglichkeiten in der Gesell-
schaft, etwa durch Abgeordnete, genügen (BVerfGE 144,
20 [225]). Auch wenn alle anderen im Landtag vertre-
tenen Parteien bislang eine Koalition mit der AfD aus-
schließen, dürfte sie bereits mit ihrer Präsenz und Rhe-
torik eine „Atmosphäre der Angst“ schaffen, die geeig-
net ist, „die freie und gleichberechtigte Beteiligung aller
am Prozess der demokratischen Willensbildung zu beein-
trächtigen“ (vgl. BVerfGE 144, 20 Rn. 588). Nicht unter-
schätzt werden darf auch eine potentielle weitere Norma-
lisierung der Partei sowie ein Ermächtigungsgefühl in an-
deren Landesverbänden und der Bundespartei durch star-
ke Wahlergebnisse auf Landesebene. In der Summe dürf-
te das Kriterium damit unabhängig von einer Regierungs-
beteiligung erfüllt sein. Diese politischen und von volati-
len Faktoren abhängigen Erwägungen zeigen jedoch die
Schwierigkeit, die Potentialität zu operationalisieren.

Verfassungspolitisch brisant

Ein Parteiverbot ist der schärfste Eingriff in die Parteien-
freiheit. Für eine freiheitliche Demokratie muss es ultima
ratio bleiben. Einem Demokraten kann ein Parteiverbot
daher nur Bauchschmerzen bereiten. Fatal wäre indes,
in Verkennung der Gefahr verfassungsfeindlicher Kräf-
te die zur Verfügung stehenden Sicherungen nicht an-
zuwenden. Die Existenz des Parteiverbotsverfahrens ist
eine verfassungsrechtliche Grundentscheidung im Kon-
flikt zwischen „keine Freiheit den Feinden der Freiheit“
und „Freiheit ist die Freiheit der Andersdenkenden“. Hat
sich ein Staat grundsätzlich zur Möglichkeit eines Par-
teiverbots entschieden und sind die rechtlichen Voraus-
setzungen für ein Verbot gegeben, birgt eine fortwäh-
rende Nichtanwendung des Verbotsfahrens das Risiko,
mangelnde Gefährlichkeit zu suggerieren. Lähmt sich die
wehrhafte Demokratie aus Angst vor dem Selbstwider-
spruch, wird das Damoklesschwert Parteiverbot zur Le-
gitimationsquelle für Antidemokrat:innen.

Einerseits ist nicht alles, was rechtlichmöglich ist, po-
litisch ratsam. Das beträchtliche Instrumentalisierungs-
risiko eines Verbotsverfahrens besteht unabhängig von
seinem Ausgang. Ein Parteiverbot befeuert das Opfernar-
rativ der AfD, ein scheiterndes Verfahren ist der Harmlos-
Stempel. Beides kann den demokratischen Parteien als
Ausdruck politischer Ohnmacht ausgelegt werden. Ein

https://www.betterplace.org/de/projects/122637-das-thueringen-projekt?mtm_campaign=Banner
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Verbotsverfahren gegen die – nach aktuellen Umfragen –
stärkste Partei im Bundesland ist realpolitisch explosiv.
Trotzreaktionen, Märtyrertum und eine weitere Abkehr
vom Rechtsstaat seitens der Wählerschaft sind erwartbar,
die politische Sprengkraft ist unabsehbar. Daher kann ein
Verbotsverfahren nur Teil einer größer angelegten Stra-
tegie gegen politischen Extremismus sein. Entscheiden-
der als die rechtliche bleibt die politische Auseinander-
setzung.

Andererseits kann trotz dieser schwerwiegenden Be-
denken ein Verbotsverfahren sinnvoll sein, wenn man
sich seines Zweckes besinnt: Ein Parteiverbot ist niemals
Gesinnungsverbot, es dient dem Schutz demokratischer
Institutionen vor ihrer Zersetzung von innen. Will sich

„die Verfassung nicht durch den Missbrauch der von ihr
gewährleisteten Freiheitsrechte zur Disposition stellen
lassen“ (BVerfGE 144, 20 Rn. 425), muss sie Parlamen-
te und Regierungsämter nach Möglichkeit von Verfas-
sungsfeind:innen freihalten. Aufbauend auf der Prämis-
se, dass eine Demokratie Demokrat:innen braucht, muss
man auch noch auf die abschreckende Wirkung eines Ver-
bots hoffen dürfen.

Bei der Entscheidung über ein Verfahren verfügen die
Antragsberechtigten über politisches Ermessen (BVerfGE
5, 85 [129]; 40, 287 [291 f.]). Einem rechtlichen Verfahren
muss daher eine politische Debatte über die Chancen und
Risiken vorweggehen. Diese braucht es jetzt.
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Bereits seit Jahren ist das Phänomen der „Clankrimina-
lität“ in der rechts- und kriminalpolitischen Diskussi-
on in Deutschland omnipräsent und wird dabei sowohl
von Medien als auch von weiten Teilen des Parteien-
spektrums als Inbegriff bekämpfungswürdiger Krimina-
lität und besondere Bedrohung für die Sicherheitslage
in der Republik dargestellt. In den letzten Tagen geriet
der Begriff im Zusammenhang mit einem „Diskussions-
entwurf für ein Gesetz zur Verbesserung der Rückfüh-
rung“ aus der Feder des Bundesministeriums des Inne-
ren und für Heimatschutz erneut in die Schlagzeilen. Der
Entwurf enthält unter anderem den Vorschlag, es in §
54 Abs. 1 S. 2 AufenthG als Regelbeispiel für eine be-
sondere Schwere des Ausweisungsinteresses aufzuneh-
men,wennTatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen,
dass der Betroffene einer Vereinigung im Sinne des §
129 StGB angehört oder angehört hat. Entweder aus ei-
nem Missverständnis oder auf Grund einer entsprechen-
den (Hintergrund-)Kommunikation des Ministeriums der
Presse gegenüber wurde dieser Vorstoß in den Medien
als Maßnahme im Kampf gegen „Clankriminalität“ wahr-
genommen, obwohl dieser Begriff im Entwurfstext selbst
nicht auftaucht. „Innenministerium will Angehörige von
Clans kollektiv abschieben“ titelte etwa die Süddeutsche
Zeitung. Die Selbstverständlichkeit, mit der die meisten
Beiträge zu dieser – auch noch aus anderen Gründen ver-
unglückten – Debatte (mal wieder) auf den Begriff der
„Clankriminalität“ zurückgreifen, gibt mir Anlass zum
Widerspruch.

Was ist „Clankriminalität“? Definitionsversuche durch
Polizei und Justiz

Die Kritik soll ihren Ausgangspunkt bei der Frage neh-
men, wie „Clankriminalität“ überhaupt definiert wird.
Während es an einer gesetzlichen Begriffsbestimmung
fehlt, sind hierzu die vom Bundeskriminalamt publizier-
ten Bundeslagebilder „Organisierte Kriminalität“ sowie
die in den Bundesländern Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Berlin seit einigen Jahren veröffentlich-
ten Lagebilder „Clankriminalität“ tonangebend. Es kön-
nen bei der Begriffsgenese grob zwei Phasen unterschie-
den werden:

Bis zur Veröffentlichung des Bundeslagebildes OK
2021 gab es zwar formell keine bundeseinheitliche Defi-
nition der „Clankriminalität“ und die einzelnen Behör-
den verwendeten im Detail voneinander abweichende
Formulierungen, jedoch ähnelten diese trotzdemzumeist
sehr stark der folgenden Formel aus dem Bundeslagebild
OK 2018:

„Clankriminalität […] ist die Begehung von
Straftaten durch Angehörige ethnisch ab-
geschotteter Subkulturen. Sie ist bestimmt
von verwandtschaftlichen Beziehungen, ei-
ner gemeinsamen ethnischen Herkunft und
einem hohen Maß an Abschottung der Tä-
ter, wodurch die Tatbegehung gefördert oder
die Aufklärung der Tat erschwert wird. Dies
geht einher mit einer eigenen Werteordnung
und der grundsätzlichen Ablehnung der deut-
schen Rechtsordnung.“

Das Bundeslagebild OK 2021 greift dann erstmals auf

1Auf S. 23 des Bundeslagebilds ist vermerkt, dass in Niedersachsen abweichend von der „Bundes-Definition“weiter ein eige-
ner Begriff verwendet wird. Z. T. nehmen die Länder bestimmte „Gruppen mit gemeinsamem Abstammungsverständnis“auch
einfach wieder aus der Betrachtung von „Clankriminalität“heraus, so z. B. Bayern für Italiener:innen (Gemeinsames Lagebild Ju-
stiz/Polizei zur Organisierten Kriminalität in Bayern 2021, S. 19.) Noch weiter geht NRW, das im Lagebild Clankriminalität 2021
ausdrücklich ankündigt, die Definition nur auf Menschen „mit türkisch-arabischstämmigen Migrationshintergrund“und „Bezü-
gen zum Libanon“anzuwenden, was letztlich einer Nicht-Anwendung der Definition gleichkommt. Ähnlich ist es in Berlin, wo in
den Lagebildern zur „Clankriminalität“lediglich „arabischstämmige“Menschen in den Blick geraten.

https://doi.org/10.17176/20230811-224230-0
https://verfassungsblog.de/uber-die-sogenannte-clankriminalitat/
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/08/DE-gesetz-verbesserung-rueckfuehrung.pdf;jsessionid=4AFEADBC7FC7375AAE2F2362F5FF0186.2_cid332?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/08/DE-gesetz-verbesserung-rueckfuehrung.pdf;jsessionid=4AFEADBC7FC7375AAE2F2362F5FF0186.2_cid332?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2023/08/DE-gesetz-verbesserung-rueckfuehrung.pdf;jsessionid=4AFEADBC7FC7375AAE2F2362F5FF0186.2_cid332?__blob=publicationFile&v=3
https://www.sueddeutsche.de/politik/bundesinnenministerium-nancy-faeser-clans-abschiebung-gesetz-straftat-1.6102346?reduced=true
https://www.sueddeutsche.de/politik/bundesinnenministerium-nancy-faeser-clans-abschiebung-gesetz-straftat-1.6102346?reduced=true
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_node.html
https://www.mi.niedersachsen.de/download/196485
https://polizei.nrw/artikel/lagebild-clankriminalitaet
https://polizei.nrw/artikel/lagebild-clankriminalitaet
https://www.berlin.de/sen/inneres/presse/weitere-informationen/lagebild_clankriminalitaet_berlin_2021.pdf?ts=1651837272
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisierteKriminalitaetBundeslagebild2021.html
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eine durch den Arbeitskreis II der Innenministerkonfe-
renz beschlossene (scheinbar)1 bundeseinheitliche Defi-
nition zurück, die wie folgt lautet:

„Ein Clan ist eine informelle soziale Orga-
nisation, die durch ein gemeinsames Ab-
stammungsverständnis ihrer Angehörigen
bestimmt ist. Sie zeichnet sich insbesondere
durch eine hierarchische Struktur, ein aus-
geprägtes Zugehörigkeitsgefühl und ein ge-
meinsames Normen- und Werteverständnis
aus.

Clankriminalität umfasst das delinquente
Verhalten von Clanangehörigen. Die Clanzu-
gehörigkeit stellt dabei eine verbindende, die
Tatbegehung fördernde oder die Aufklärung
der Tat hindernde Komponente dar, wobei
die eigenen Normen und Werte über die in
Deutschland geltendeRechtsordnung gestellt
werden können. Die Taten müssen im Einzel-
nen oder in ihrer Gesamtheit für das Phäno-
men von Bedeutung sein.“

Von der „ethnischen Herkunft“ zum „Abstammungsver-
ständnis“: Ein Etikettenschwindel

Auffällig ist, dass der bis vor kurzem für das „Clan“-
Konzept noch konstitutive Begriff der „ethnischen Her-
kunft“ in der neuen „bundeseinheitlichen“ Definition des
BKA nicht mehr auftaucht und durch den Begriff des „ge-
meinsamen Abstammungsverständnis“ der Angehörigen
einer sozialen Organisation ersetzt wurde. Hintergrund
dieser Umstellung dürfte die vielfach geübte Kritik am
Rückgriff auf die Kategorie der Ethnizität sein, der schon
allein deshalb zumScheitern verurteilt ist, weil es sich bei
der Ethnie nach der heute vorherrschenden Auffassung
in den Sozialwissenschaften um ein dynamisch-fluides
Konstrukt handelt, dem eine Person teils von sich selbst,
teils von außen zugeordnet wird und das sich im Laufe
des Lebens verändern kann.2 Die Vorstellung, man könn-
te Menschen auf Grund eines Substrats ihrer gemeinsa-
mer Sprache, Kultur und Abstammung aus einer objek-
tiven Perspektive in feste „Ethnien“ aufteilen, geht also

fehl.
Entsprechend hilflos sind denn auch die in zahl-

reichen polizeilichen Publikationen nachlesbaren Ver-
suche gewesen, mit willkürlich zusammengestellten
Bindestrich-Konstruktionen aus Begriffen wie „türkisch“,
„arabisch“ oder „kurdisch“, die dann oftmals noch mit
formal-juristischen Staaten- und Nationalitätsbezeich-
nungen („libanesisch“, wobei z. T. noch zwischen „ech-
ten“ und „unechten“ Libanesen differenziert wird) ver-
mischt werden, „Ethnien“ zu kartographieren. Nicht sel-
ten bricht sich hier ein freihändigerHobby-Orientalismus
Bahn, der zu empirisch zumeist unbelegten „Kultur“-
Behauptungen3 einlädt und ein Einfallstor für strukturel-
len Rassismus bietet.

Dieses Problem lässt sich offenkundig nicht beheben,
indem man kurzerhand das Wort „Ethnie“ durch „Ab-
stammungsverständnis“ ersetzt. Dass damit nur ein vor-
dergründiger Etikettenwechsel und keine ernsthafte Ab-
kehr von den hinter dem Begriff der „Ethnie“ stehen-
den Denkmustern verbunden ist, zeigt sich schon allein
daran, dass „ethnisch“ aufgeladene Kategorien wie et-
wa jene der „Mhallamiye“- oder der „arabischstämmigen“
Kriminalität in den einschlägigen Behördenpublikatio-
nen aufrecht erhalten werden. Entlarvend ist ferner, dass
es in keinem statistischen Werk über die „Clankriminali-
tät“ eine Rubrik für „deutschstämmige“ „Clans“ gibt, ob-
wohl ganz offensichtlich Tätergruppen existieren, die ein
„gemeinsames deutsches Abstammungsverständnis“ ha-
ben und auch ansonsten die „bundeseinheitliche“ Clan-
Definition erfüllen. Ungeschriebenes Merkmal der Defi-
nition ist also wohl, dass das „Abstammungsverständnis“
sich auf eine von den Behörden als „fremd“ empfundene
„Abstammung“ beziehen muss.

Zur Untauglichkeit der „Ethnie“ bzw. des „Abstam-
mungsverständnis“ als Anknüpfungspunkt repressiven
staatlichen Handelns

Es lässt sich damit festhalten, dass das Label „Clankri-
minalität“ nach herrschendem Begriffsverständnis nur
dann angebracht werden kann, wenn zunächst die „Eth-
nie“ oder „ethnische Abstammung“ bzw. das „Abstam-
mungsverständnis“ der in Betracht kommenden Person

2Einführend Brubaker, Ethnizität ohne Gruppen, 2004, S. 16 ff:; Salzborn, Zeitschrift für kritische Theorie 22–23 (2006), S. 99;
Sökefeld, in: Schmidt-Lauber (Hrsg.), Ethnizität und Migration. Einführung in Wissenschaft und Arbeitsfelder, 2007, S. 31 ff.

3Unrühmliche, nicht selten auch biologistisch geprägte Beispiele aus der Literatur hat Töpfer, (Dis)-Kontinuitäten antizigani-
stischen Profilings im Zusammenhang mit der Bekämpfung „reisender Täter, 2020 (online abrufbar unter https://t1p.de/raf8m),
S. 13 ff. zusammengetragen; s. ferner Liebscher, KJ 2020, 3, 8 f., 14.
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festgestellt wird.
Eine sozialwissenschaftlich zumindest nachvollzieh-

bare Methodik zur Feststellung der „Ethnie“ bzw. dem
„Abstammungsverständnis“ gibt es jedoch nicht. Die ein-
zig realistische Option, nämlich eine Selbstauskunft der
Betroffenen über ihre aktuelle ethnische Verortung bzw.
ihr „Abstammungsverständnis“, wäre ebenso unprakti-
kabel wie datenschutzrechtswidrig. Es nimmt daher nicht
Wunder, dass viele Behörden in ihrer Eigendarstellung
einräumen, die an den Begriff der „Clankriminalität“ von
ihnen angelegten Kriterien bei der statistischen Erfas-
sung dieses Phänomens nur sehr selektiv oder (beim
sog. „namensbasierten Ansatz“, bei dem schlichtweg al-
le Normverstöße von Menschen mit einem behördlich
bestimmten Nachnamen als „Clankriminalität“ gewertet
werden) überhaupt nicht abzuprüfen.

Viel schwerer wiegt, dass die Erfassung „ethnischer“
Merkmale bzw. des „Abstammungsverständnisses“ von
Beschuldigten sowohl für die Prävention als auch für
die Repression von Kriminalität wertlos ist. Insbeson-
dere taugt sie jedenfalls dann nicht für die Erfor-
schung der Ursachen von Kriminalität, wenn sie unab-
hängig von zahlreichen anderen (insbesondere sozio-
ökonomischen) Faktoren erhoben wird, deren Auswir-
kungen auf die Kriminalitätsneigung verhältnismäßig
gut erforscht sind, durch „ethnisch“ bzw. auf das „Ab-
stammungsverständnis“ fokussierte Betrachtungen von
Kriminalität aber ausgeblendet werden. Die Behauptung,
dass es „Ethnien“ bzw. „Gruppen mit gemeinsamem
Abstammungsverständnis“ gebe, derenKriminalitätsnei-
gung im Vergleich zu anderen „Ethnien“ bzw. „Gruppen
mit gemeinsamem Abstammungsverständnis“ per se ge-
steigert sei, ist vielfach naturwissenschaftlich widerlegt
worden und steht ideologisch in der Tradition der „Ras-
senforschung“.4

Der Schaden, den „ethnisch“ bzw. auf dem „Abstam-
mungsverständnis“ basierte Kriminalpolitik anrichtet, ist
dagegen enorm. Er reicht von einem unverhältnismä-
ßigen Schüren rassistisch konnotierter, gruppenbezoge-
ner Kriminalitätsfurcht bei der Gesamtbevölkerung über
fehlgeleitete, diskriminierende polizeiliche Handlungen
bis hin zu den psychisch belastenden und sozial desin-
tegrierenden Folgen der Stigmatisierung bestimmter Be-

völkerungsgruppen als „gefährlich“, der einzelne Men-
schen ohne Rücksicht auf ihr persönliches Verhalten
ausgesetzt sind. Auf dem Feld der Ethnologie bzw. der
Abstammungsforschung gibt es für die Kriminalwissen-
schaft und -politik also nichts zu gewinnen, aber viel zu
verlieren.

Alternativen

Der Begriff der „Clankriminalität“ kann ohne weiteres
durch die (ebenfalls nicht unproblematischen, aber ent-
wicklungsfähigen) Konzepte der Banden- und der Orga-
nisierten Kriminalität bzw. der Netzwerk-Kriminalität er-
setzt werden. Soweit die Begehung von Straftaten einen
funktionalen Bezug zu einer familiären Verbindung hat,
(z. B. durch arbeitsteiliges Vorgehen, die Nutzung der
Verwandtschaftsbeziehung als Vertrauensbasis oder den
Einsatz des Familiennamens als „Marke“), hält die OK-
Forschung hierfür Modelle bereit.5 Auch die Neigung,
den offenen Konflikt mit der Staatsmacht zu suchen (et-
wa durch Provokation sog. „Tumultlagen“) oder die Be-
völkerung einzuschüchtern, könnte man ohne ethnische
Grundierung als präzisierendes Merkmal in Betracht zie-
hen.

Fazit

Der Begriff der „Clankriminalität“ ist – gleichgültig wel-
che der zahlreichen Definitionsvorschläge man heran-
zieht – von diffusen und nicht subsumtionsfähigenMerk-
malen wie insbesondere jenem der „Ethnie“ oder der
„ethnischen Abschottung“ bzw. neuerdings dem „ge-
meinsamenAbstammungsverständnis“ abhängig und ba-
siert auf wissenschaftlich nicht fundierten Annahmen
über „kulturelle Eigenheiten“ bzw. das „Gefahrenpoten-
zial“ bestimmter „Ethnien“ bzw. „Gruppen mit gemein-
samem Abstammungsverständnis“.

Soweit Definitionen von „Clankriminalität“ Anleihen
beim Begriff der „Organisierten Kriminalität“machen, ist
das Verhältnis beider Begriffe ungeklärt6 und der Nutzen
des „Clan“-Begriffs – von einer „ethnisch“ bzw. mit dem
„Abstammungsverständnis“ konnotiertenAbwertung der
damit belegten Bevölkerungsgruppen abgesehen – nicht
erkennbar. Soweit z. T. gänzlich auf einen Bezug zum

4Zur Kontinuität von „Rasse“-Ideologie im Konzept der „Ethnie“instruktiv Liebscher, KJ (Heft 4) 2020, 529, 530 ff.; vgl. auch
dies., Rasse im Recht –Recht gegen Rassismus: Genealogie einer ambivalenten rechtlichen Kategorie, Berlin 2021, S. 412 ff.

5Instruktiv von Lampe, „Clans“, „Clankriminalität“und „organisierte Kriminalität“, Berlin 2022 (online abrufbar), S. 25 ff.
6S. auch Kinzig, in: Engelhart/Kudlich/Vogel (Hrsg.), FS Sieber, Berlin 2021, S. 1391, 1409 f.
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Begriff der „Organisierten Kriminalität“ verzichtet und
auch Fälle von Alltagskriminalität und sogar Ordnungs-
widrigkeiten erfasst werden (wie etwa im Lagebild Clan-
kriminalität NRW), ebnet dies den Weg in eine repressi-
ve Sonderbehandlung bestimmter ethnischer Minderhei-
tengruppen.

Es wird vor dem Hintergrund der vorstehenden
Kritikpunkte empfohlen, auf die Verknüpfung „ethni-
scher“ bzw. auf das „Abstammungsverständnis“ bezo-
gener Merkmale mit Straftaten sowohl in der Polizei-
und Justizarbeit selbst als auch bei deren öffentlicher
Darstellung gänzlich zu verzichten und stattdessen kri-
minologisch fundierte(re) Begriffe zu verwenden. Diese
Forderung ist dem erwartbaren Einwand ausgesetzt, die
sog. „Clankriminalität“ zu verharmlosen und aus ideo-
logischen Gründen („political correctness“) verschwei-
gen zu wollen. Tatsächlich liegt aber gerade hierin ein
ideologischer Reflex – nur unter den umgekehrten Vor-
zeichen: Für eine bestimmte Strategie der Innenpoli-

tik, deren Effektivität unbewiesen und zweifelhaft ist,
wird bedingungslose, unkritische Zustimmung einge-
fordert. Wer in unsachgemäßer Weise mit dem Begriff
der „Clankriminalität“ operiert, sagt eben im Zweifel
nicht neutral „Was ist“, sondern schafft dadurch ein
verzerrtes (Feind-)Bild der tatsächlichen Sicherheitsla-
ge. Dies mag nach den Regeln des politischen Hand-
werks zur eigenen Profilierung kunstgerecht sein, kann
aber nicht auf kriminalwissenschaftlichen Beifall hoffen.
Tatsächliche Fortschritte bei der Zurückdrängung krimi-
neller Strukturen setzen eine sorgfältige Koordinierung
von präventivem, repressivem und restitutivem (§§ 73
ff. StGB) staatlichem Eingreifen voraus, das durch eine
entsprechende Ausstattung, Ausbildung und Besoldung
der handelnden Beamt:innen sowie von unterstützenden
sozial- und stadtentwicklungspolitischen Anstrengun-
gen unterlegt sein muss. Holzschnittartige „Ethnien“-
bzw. „Abstammungs“-Kunde und kriminalbiologisches
Budengeläut können hierzu nichts beitragen.
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Bei der Fahrkartenkontrolle beleidigenKontrolleur:innen
in Berlin einen SchwarzenMann rassistisch und verletzen
ihn. Das Amtsgericht Berlin (Mitte) erkennt eine rassisti-
sche Diskriminierung im Rahmen der Deliktshaftung der
BVG an–was zu begrüßen ist! Auf der anderen Seite zeigt
der Fall die Schwierigkeiten der engen rechtsgutsbezoge-
nen Prüfung des Deliktsrechts in Diskriminierungsfällen
auf. Laut Gericht trägt der Kläger sogar eine Mitverant-
wortung für die Gesundheitsschädigung, obwohl das Ge-
schehen klar als rassistisch erkannt wird. Mit dem LADG,
dessen Anwendbarkeit das Gericht fälschlicherweise ver-
neint, wäre das nicht passiert.

Der Kläger, ein Schwarzer Mann, gerät im Oktober
2020 inBerlin in eine Fahrkartenkontrolle amU-Bahnhof,
die eskaliert. Drei Kontrolleur:innen drangsalieren den
Kläger, nehmen ihm seine gültige Fahrkarte ab, posieren
mit ihm für ein Selfie und beleidigen ihn währenddes-
sen rassistisch. Sätze fallen, wie er solle „sich in Deutsch-
land benehmen“ und „Black Lives Matter ist keine Aus-
rede“, er wird als „Schwarzkopf“ betitelt. Das Geschehen
wird körperlich, nachdemder Kläger in Richtung der Kon-
trolleur:innen spuckt – ein Kontrolleur packt ihn darauf
am Hals und fixiert ihn auf einer Bank. Schürfwunden am
Arm und Bein sind die Folge, die Polizei muss die Situa-
tion auflösen.

Wie ein solcher Fall im Lichte des seit 2020 gelten-
den Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) zu be-
werten ist, entschied das Amtsgericht Berlin (Mitte) am
10.07.2023. Der Kläger begehrte von den Berliner Ver-
kehrsbetrieben (BVG, #Weil wir dich lieben) 2000 Euro
Entschädigung aufgrund einer rassistischen Diskriminie-
rung nach §§ 2, 4 Abs. 1, 8 Abs. 2 LADG. Diesen An-
spruch lehnte das Amtsgericht zwar ab, sprach dem Klä-
ger schlussendlich trotzdem 1000 € Schmerzensgeld auf-
grund einer rassistischen Diskriminierung und Gesund-
heitsschädigung im Rahmen von §§ 823, 831 BGB zu. Da-
bei müsse sich der Kläger, so das Gericht, das Spucken als
Überreaktion und Provokation entgegenhalten lassen.

Ich möchte in diesem Beitrag positiv hervorheben,

dass das Amtsgericht Berlin (Mitte) eine rassistische Dis-
kriminierung zumindest teilweise klar benannt und ver-
urteilt hat, gleichzeitig aber den eingeschränkten An-
wendungsbereich des LADG kritisch beleuchten.

Diskriminierungsverbot für das öffentlich-rechtliche
Handeln des Landes Berlin

In Berlin gilt seit 21.06.2020 das LADG. Ziel des Geset-
zes ist gemäß § 1 LADG, Chancengleichheit tatsächliche
herzustellen und durchzusetzen, jede FormvonDiskrimi-
nierung zu verhindern und zu beseitigen sowie eine Kul-
tur der Wertschätzung von Vielfalt zu fördern. Das ge-
wählte Mittel ist vor allem ein Diskriminierungsverbot
für öffentlich-rechtliches Handeln des Landes Berlin. § 2
LADG normiert, dass kein Mensch im Rahmen öffentlich-
rechtlichen Handelns auf Grund des Geschlechts, der
ethnischen Herkunft, einer rassistischen und antisemiti-
schen Zuschreibung, der Religion und Weltanschauung,
einer Behinderung, einer chronischen Erkrankung, des
Lebensalters, der Sprache, der sexuellen und geschlecht-
lichen Identität sowie des sozialen Status diskriminiert
werden dürfe.

Im Fall einer Diskriminierung hat der:die jeweils Be-
troffene u.a. einenAnspruch auf Schadensersatz und Ent-
schädigung (§ 8Abs. 1 undAbs. 2 LADG). Verfahrenstech-
nisch ist nach § 8 Abs. 5 LADG der ordentliche Rechts-
weg eröffnet, die Streitigkeiten werden somit an die Zi-
vilgerichtsbarkeit verwiesen. Die vom Senat eingerichte-
teOmbudsstelle unterstützt und berät Betroffene kosten-
frei bei der Durchsetzung Ihrer Rechte nach dem LADG, §
14 LADG.

Urteilsgründe: rassistische Diskriminierung im Rahmen
von § 823 BGB, aber mit Verschulden?

In unserem Fall verneint das Gericht, dass das LADG
anwendbar sei. Gemäß § 3 Abs. 1 LADG seien landes-
unmittelbare öffentlich-rechtlichen Anstalten nur dann
über das LADG gebunden, soweit diese Verwaltungsauf-

https://doi.org/10.17176/20230808-224248-0
https://verfassungsblog.de/weil-wir-dich-furchten/
https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/
https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ombudsstelle/
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gaben wahrnehmen. Eine Verwaltungsaufgabe liege nur
vor, wenn öffentlich-rechtliches Handeln gegeben sei. Da
die Fahrkartenkontrolle allerdings im Zuge eines pri-
vatrechtlichen Beförderungsvertrags zwischen der BVG
und dem Kläger stattfinde, könne weder ein öffentlich-
rechtliches Handeln, noch eine Verwaltungsaufgabe be-
jaht werden – und zwar auch dann, wenn die BVG eine
Daseinsvorsorge ausführt. Nach den Ausführungen des
Urteils liegt dann, wenn die Verwaltung privatrechtlich
handelt, sog. „Verwaltungsprivatrecht“ vor. Anders sah
das die LADG-Ombudsstelle des Landes Berlin, die in dem
Verfahren einen Amicus Curiae abgegeben hatte. Der An-
wendungsbereich sei eröffnet, da die BVG als Anstalt des
öffentlichen Rechts öffentliche Daseinsvorsorge erbringt
und somit auch bei der Durchführung der Beförderungs-
pflicht an öffentlich-rechtliche Vorgaben gebunden ist.

Das Gericht erkennt dem Kläger im Ergebnis 1000 €
Schmerzensgeld aus §§ 823 Abs. 1, 831 BGB zu. Bei den
Kontrolleur:innen, die für eine Berliner Sicherheitsfirma
arbeiten, handele es sich um Verrichtungsgehilfen der
BVG iSv § 831 BGB. Das Gericht identifiziert anschlie-
ßend zwei Rechtsgutsverletzungen: eine Persönlichkeits-
rechtsverletzung durch die rassistischen Beleidigungen
sowie eine Gesundheitsbeeinträchtigung.

Das Gericht begründet dann am Maßstab des § 286
ZPO umfassend die eigene Überzeugungsbildung be-
züglich der rassistischen Beleidigungen. Gestützt wurde
die Klägeraussage durch Videoaufnahmen, die allerdings
keinen Ton wiedergeben. Die entgegenstehenden Aus-
sagen der drei Kontrolleur:innen konnten die Überzeu-
gungsbildung des Gerichts nicht erschüttern. Schluss-
endlich attestiert das Gericht „nicht nur eine grobe Be-
leidigung des Klägers […], sondern eine Verletzung der
Menschenwürde und damit eine den Schmerzensgeld-
anspruch begründende schwerwiegende Persönlichkeits-
verletzung.“ Durchaus substantiiert setzt sich die Rich-
terin dann mit dem Begriff des Rassismus auseinander.
Dass sie jedoch als einzige Quelle “ Wikipedia“ ausweist,
markiert die Leerstelle, die Rassismus in der juristischen
Aus- und Weiterbildung nach wie vor darstellt.

Die Körperverletzung des Klägers ordnet die Richterin
als Gesundheitsschädigung ein, an dieser Stelle hält sie
dem Kläger allerdings die „eigene Provokation durch das
Spucken in die Richtung“ des Kontrolleurs entgegen. Da-
durch sei der Kläger für die weitere Eskalation zumindest
teilweise mitverantwortlich. Ein durchaus überraschen-
des und problematisches Votum, wenn man den gesam-

ten rassistischen Vorfall einheitlich betrachtet.

Ungenutzte Potenziale des LADG

Es ist begrüßenswert, dass das Gericht ohne die Beweis-
erleichterung des § 7 LADG oder § 22 AGG zu dem Schluss
kommt, die rassistischen Beleidigungen haben auch tat-
sächlich stattgefunden. Auch ohne sonstige Zeug:innen
wird dem Kläger folgerichtig Glauben geschenkt – und
dass, obwohl die drei Mitarbeitenden die Vorfälle abstrei-
ten. Durchaus ein Erfolg für den Kläger, dessen Aussa-
ge aber auch die Überwachungsvideos stützten. Die ras-
sistischen Beleidigungen stellen, so die Richterin, einen
schweren Eingriff in das Persönlichkeitsrecht des Klägers
dar, werden sogar als Würdeverletzung klassifiziert.

An dieser Stelle liegen aber auch die Probleme der
Entscheidung. Die Begründungslast wäre bei Anwendung
des LADG leichter gewesen, denn hier greift eine Vermu-
tungsregelung (§ 7 LADG). Zusätzlich wäre im Anwen-
dungsbereich des LADG der gesamte Geschehensablauf
als diskriminierend zu bewerten, anstatt wie hier, die ras-
sistischen Beleidigungen von der Körperverletzung abzu-
spalten. Dadurch reduziert das Urteil die zweite Gesche-
henshälfte zu stark auf die Gesundheitsschädigung, der
rassistische Charakter des Gesamtgeschehens geht ver-
loren. Statt auf die rassistische Interaktion der Kontrol-
leur:innen abzustellen, die schon damit begann, dass der
Kläger ausgesondert und ihm seine gültige Fahrkarte ab-
genommen wurde und die erst in der Gesundheitsschä-
digung ihren Höhepunkt fand, wird der Ablauf künstlich
in seine Einzelteile aufgeteilt. Auf der einen Seite steht
dann die rassistische Beleidigung als Persönlichkeitsver-
letzung, scheinbar losgelöst davon die Körperverletzung
als eigene deliktische Handlung ohne rassistische Einfär-
bung.

Für diesen zweitenHandlungsabschnittwird demKlä-
ger sogar noch eine Mitverantwortung zugesprochen.
Sein Spucken wird zuerst im Tatbestand des §§ 823, 831
BGB berücksichtigt, dann erneut beim Mitverschulden in
der Schmerzensgeldberechnung erwähnt. Dabei ist nicht
ersichtlich, inwiefern eine mögliche „Provokation“ des
Klägers bereits im Tatbestand des § 823 BGB relevant ist.
Grundsätzlich können Provokationen in der haftungsbe-
gründenden Kausalität berücksichtigt werden, allerdings
nur dann,wennunklar ist, ob der:die Anspruchsgegner:in
eine eigenverantwortliche Selbstgefährdung herausge-
fordert hat (Stichwort: Verfolgungsfälle). Hier liegt, so
das Gericht selbst, allerdings der umgekehrte Fall vor. Ein

https://taz.de/Rassismus-bei-der-BVG/!5945022/
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mögliches Mitverschulden kann daher nur in der Bemes-
sung des Schadensersatzes eine Rolle spielen. Ob inner-
halb des gesamten Geschehensablaufs das (auf den Bo-
den) Spucken des Klägers wirklich als signifikantes Mit-
verschulden gewertet werden kann, ist fraglich, zumal §
254 BGB nicht eins zu eins anwendbar ist. Eine Kürzung
um 1000 € hinsichtlich der begehrten 2000 € ist in An-
betracht der aggressiven und rassistischen Entgleisungen
der Kontrolleur:innen fragwürdig. Auch hier war das Er-
gebnis mit dem LADG und einer einheitlichen Betrach-
tung des diskriminierenden Geschehens anders ausgefal-
len.

Warum nun ist das LADG nach der Rechtsauffassung
des Gerichts nicht anwendbar? Für das Gericht ist maß-
geblich, ob eine Verwaltungsaufgabe ausgeübt wird, was
es aus § 3 Abs. 1 LADG herauszieht. Zwar rekurriert § 3
Abs. 1 LADG zwar auf Verwaltungsaufgaben, dieser Halb-
satz bezieht sich allerdings primär auf die Judikative und
Staatsanwaltschaft Berlins („Dieses Gesetz gilt für die
Berliner Verwaltung, für landesunmittelbare öffentlich-
rechtliche […] Anstalten […] sowie für die Gericht und die
Behörden der Staatsanwaltschaft […], soweit diese Ver-
waltungsaufgaben wahrnehmen.“ – Herv. durch Verf.).
Die Aufzählung des § 3 Abs. 1 LADG unterbricht ein
„sowie“, das verdeutlicht, dass nur für die Letztgenann-
ten der Geltungsbereich über das Tatbestandsmerkmal
„Verwaltungsaufgaben“ eingeschränkt werden soll. Das
macht auch gerade aus einer Gewaltenteilungsperspek-
tive Sinn. Es wird somit eine zusätzliche Tatbestandsvor-
aussetzung in § 3 LADG hineingelesen, die so nicht exi-
stiert.

Damit versteift sich das Gericht unnötigerweise auf
die konkrete Rechtsnatur der Maßnahme, vorliegend zi-
vilrechtlicher Art, und landet somit in der 2-Stufen-
Theorie („Ob“ der Leistung ist öffentlich-rechtlich/

„Wie“ der Leistung ist privatrechtlich). Eine solche stren-
ge Trennung widerspricht jedoch dem Sinn und Zweck
des Gesetzes, da ja gerade anerkannt wird, dass im Be-
reich der öffentlichen Verwaltung und der Daseinsvor-
sorge eine Diskriminierung im „Wie“ die Inanspruchnah-
me des „Obs“ signifikant beeinflusst. Bürger:innen kön-
nen sich gerade nicht aussuchen, zu welcher Behörde sie
gehen, welche Sachbearbeiter:innen ihnen zugeteilt wer-
den oder mit welchem Verkehrsbetrieb sie fahren. Dies
drückt sich auch im Begriff des Verwaltungsprivatrechts
aus, den das Gericht wohlmissversteht. Denn selbst wenn
sich die Verwaltung bei der Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben auf das Zivilrecht bezieht, wird es vom öffentli-
chen Recht überlagert und modifiziert – das meint Ver-
waltungsprivatrecht.

Somit bleiben einige Folgefragen bei dieser Abgren-
zung offen: Ist das LADG anwendbar, wenn ein Busfahrer
sich aus rassistischen Gründen dagegen entscheidet, eine
Person mitzunehmen? Lege ich, sobald ich eingestiegen
bin, aber den Schutz des LADG ab? Oder gilt das LADG
auch bei der Frage des Einsteigens (und somit der 1. Stufe,
dem Ob) nicht, weil ich mich in der Anbahnung eines Be-
förderungsvertrags befinde? Schlussendlich erkennt das
Amtsgericht Berlin (Mitte) zwar im Unterschied zur land-
gerichtlichen LADG-Entscheidung im Plansche-Fall die
Diskriminierung grundsätzlich an. Trotzdem bleibt Luft
nach oben und zu wünschen, dass Gerichte in künftigen
Verfahren die Potenziale des LADG erkennen und nutzen.

Transparenzhinweis: Die Autorin absolviert ihre Re-
ferendariatsstation bei der Ombudsstelle für das Berliner
Landesantidiskriminierungsgesetz. Die Ombudsstelle hat
im Verfahren einen Amicus Curiae eingereicht.

Anm. d. Red.: Nachträglich wurden zwei Datumsfehler
korrigiert und die Gerichtsbezeichnung präzisiert.

https://freiheitsrechte.org/themen/gleichbehandlung/ladg-plansche
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Politically, summers in the Czech Republic are often
quiet. This year is different. A newly elected president,
Petr Pavel, is selecting almost all of the fifteen mem-
bers of the Czech Constitutional Court („CCC“) during the
next two years. Unexpectedly, Pavel’s selection process
has sparked a great deal of controversy and discussion
about how a president should choose constitutional jud-
ges.What happened? Andwhat are themain lessons to be
learned from the current situation in the Czech Republic?

New president, new rules

Former Czech President Miloš Zeman, who left office in
March this year, had a very complicated relationship wi-
th the judiciary. Simply put, Zeman’s nomination process
for the CCC was neither transparent nor predictable. The
Czech Constitution says that Justices of the CCC are ap-
pointed by the President after confirmation by the Sena-
te (Article 84(2) of the Czech Constitution). This means
that the President should propose the name of a potential
candidate, which is then submitted to the upper chamber
of the Parliament, the Senate. The President needs the
approval of a simple majority of senators (votes of more
than half of those present) to appoint his nominee to a
ten-year term.

Miloš Zeman had no publicly known rules for the sel-
ection of candidates for the CCC before submitting them
to the Senate, and often came up with controversial and
inappropriate proposals to complete the Court. This was
not the case during the entire ten years of Zeman’s rule.
The former President had a fewappointments of constitu-
tional judges of high quality. This was due to his good re-
lationship with the President of the CCC, Pavel Rychets-
ký, whom he knew very well from domestic politics (they
sat together in the government when Zeman was prime
minister in 1998-2002).

But in 2015, towards the end of Zeman’s first pre-
sidential term, a personal conflict arose between Pavel
Rychetský and Miloš Zeman, mainly over Zeman’s increa-
singly populist statements on the migration crisis and his

support for pro-Russian policies. President Zeman stop-
ped listening to his former friend and started proposing
his own candidates. Who made it to the Court (or at least
received a nomination) often depended on the relation-
ship between the President and a candidate and whether
the views of potential candidates suited the head of sta-
te, who often acted unconstitutionally or on the edge of
the Czech Constitution. On the basis of these criteria, the
person in question could be included in the list of jurists
under consideration.

After the election of Petr Pavel in early 2023, Czech
society and especially the legal community expected ch-
ange. Academics and political commentators called for
a transparent, open and inclusive process of nomina-
ting future constitutional judges. Moreover, a part of the
Czech legal community, which has been among the cri-
tics of President Zeman’s unconstitutional behavior, saw
an opportunity to propose the names of respected lawy-
ers who were not considered during Miloš Zeman’s presi-
dential term because of their opinions or active defense
of the Constitution against his political pressure. A new
president, who at the same time said he wanted to be the
opposite of his predecessor, promised to introduce new
rules. And that’s exactly what happened.

Twoweeks after Pavel’s inauguration, theOffice of the
President announced a process of selecting new mem-
bers of the CCC. Quick action was needed. President Pa-
vel faced a difficult task: to select and appoint seven con-
stitutional judges by the end of the year, and six mo-
re the following year. Petr Pavel created an „Advisory
Board“ of six highly respected lawyers, headed by con-
stitutional law professor Jan Kysela. However, there are
also other well-known figures, such as former constitu-
tional judges Eliška Wagnerová and Ivana Janů, former
ombudsman and dissident Anna Šabatová (Šabatová left
the Board when her son got an interview date as a pos-
sible candidate), and a two leading scholars specializing
in constitutional law from Czech law faculties with inter-
national experience, David Kosař and Marek Antoš. The
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Board also includes a former member of the Senate as a
link to the political reality of the upper house of the Czech
Parliament.

The published document contains new criteria for the
selection of future constitutional judges appointed by
Petr Pavel. The Advisory Board should transform the CCC
to be more diverse in terms of professional background,
opinion orientation, and also more balanced in terms of
gender representation. The task of the Board was first to
draw up a list of potential candidates. The President al-
so asked 23 professional institutions, such as Czech law
faculties, the Czech Bar Association, the Union of State
Attorneys, the Supreme Courts, and the Academy of Sci-
ences of the Czech Republic, to suggest specific names.

Power struggle

The first three nominations in May 2023 already aroused
great emotions among politicians and the professional
public. Not so much because of the personalities of the
proposed jurists, but because of the way they were selec-
ted. And these emotions did not go away with the next
batch of nominations which were introduced during the
summer. There are two main reasons why the new rules
have been questioned in recent months.

First, critics of the selection process – mainly from
the ranks of the Czech senators – have argued that alt-
hough the selection of constitutional judges is a presi-
dential prerogative, it is in fact carried out by the Advi-
sory Board. The Advisory Board invites potential candi-
dates for an initial interview and recommends whether
the President should meet with them and formally nomi-
nate them. The will of the selected experts is therefore
expressed in two stages – when the list of potential no-
minees is drawn up and before the final interview with
the President. Nevertheless, some lawyers have met wi-
th Petr Pavel even though they were not recommended
by the Advisory Board, and one candidate even became
a constitutional judge without being „approved“ by the
experts. Critics say the new procedure bypasses the will
of the head of state, who in this case merely confirms a
choice de facto made by experts on the Advisory Board.

Some academics describe the new rules as „technopo-
pulism“. For example, according to JanKomárek, a profes-
sor in Copenhagen who is originally from the Czech Re-
public, Petr Pavel is trying to remove the political aspect
from the selection of constitutional judges. Komárek also
argues that in Germany or the United States, the selec-

tion of future members of the Constitutional Court is not
seen as a purely professional process, but as a matter of
party politics.

On the other hand, there is no unified political line
among the critical senators. Traditionally, party affilia-
tion does not play a significant role in voting on nomi-
nees. The influence of party politics has generally played
a smaller role in the Czech political system than in Ger-
many or the United States. This is mainly due to a record
level of public distrust in the ability of political parties to
govern the country, which is not only a consequence of
the COVID pandemic, but also long-standing inability to
address basic social problems such as pension reform or
the digitalization of the state.

Secondly, the ideological and power conflict between
the President and the Senate also plays a role in the de-
bate about the current model for selecting constitutio-
nal judges. According to critics, the Advisory Board is
„too leftist“ and the President „too progressive“. By con-
trast, the Senate is now considered a highly conservative
institution, especially when it comes to ideological be-
liefs. This is also why senators would like to have a say in
how the CCC should be composed and how the potential
judges should think about certain constitutional issues.
The senators had hoped that, with a new president whom
the majority of the Senat publicly supported in the pre-
sidential election, they would have a greater say in the
pre-selection of constitutional judges. Someof themhave
said in the past that they wanted to suggest names them-
selves. But with the creation of the Advisory Board, they
feel robbed of that role.

Their criticism should therefore be understood as an
attempt to push through nominees to the CCC. The power
struggle arose as a result of setting limits after the elec-
tion of a new head of state and is manifested in the Sena-
te’s attempt to put like-minded people on the Court.

The next task

Despite this loud criticism, all nominations have so far
been approved by the Senate. But it turns out that the de-
bate about the future judges of the CCC is not over yet.
There are still too many unresolved but crucial questions
on the table. What should be required of constitutional
judges? What are the qualities that we consider essential
and that make us forgive other shortcomings? There is no
clear consensus on who should be a constitutional judge
and what are the main and most important requirements

https://a2larm.cz/2023/03/rozumna-reseni-rad-klid-a-poradek-petr-pavel-technopopulista-na-hrade/
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https://www.respekt.cz/kontext/miri-marek-benda-na-ustavni-soud
https://www.respekt.cz/kontext/miri-marek-benda-na-ustavni-soud
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for this role. Neither the senators nor the Advisory Body
have a clear position on the issue. This is due to a lack of
professional and political debate.

Formany years, candidates for theCCCwere not in the
public eye. This is now changing, as more and more peo-
ple – politicians and citizens alike – are becoming aware
of the importance and power of the constitutional court’s
decisions. And at the same time, looking abroad, consti-
tutional courts seem to be the place where important so-
cial issues are decided, especially when the political sce-
ne is blocked or too conservative compared to the rest of
society. We recognize the far-reaching nature and signi-
ficance of the United States Supreme Court’s decision.

It is fair to say that the CCC operates in a legal and
political environment different from that of the Supre-
me Court of the United States. Although Czech constitu-
tional judges have also decided socially sensitive cases,
such as last year’s transgender case, they make up only
a small part of the CCC’s caseload. The same applies to
judicial decisions that are likely to affect the political sy-
stem. Nevertheless, there is a perception in some parts of
society and political representation that the constitutio-
nal courts are the place where some future disputes will
be decided.

To sum up, the introduction of a model for the selec-
tion of constitutional judges is certainly a good step for
the CCC. Especially when President Petr Pavel has no le-
gal background. At the same time, the critics of the pro-
cess are right on some points. The President says the new
rules are more transparent. In fact, they are not. We may
know the general rules of selection, but who makes the fi-
nal list of candidates is already decided behind the scenes.
In practice, there is no other way. But it is not credible to
claim otherwise in public.

Nor do general criteria for an ideal nominee provide
a satisfactory answer to the question of what we require
of constitutional judges. This is evident not only in the
deliberations over proposed names, but also in the power
struggle between the Senate and the President, who have
different ideas about the content of these criteria and
which jurists embody them. Clarifying what we actually
want from constitutional judges should now be the main
task of the actors. This will be useful not only for other
candidates for the position, but above all for the legiti-
macy of the CCC.

The initial version of this text contained some factual
errors regarding the Advisory Board which have been cor-
rected in this version.

https://verfassungsblog.de/evasive-insensitive-ignorant-and-political/
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The beginning of the new school year in many count-
ries of the former Soviet Union, including in Russia, is
celebrated on September 1st and is known as “Know-
ledgeDay”. This day ismarked by grand celebrationswhe-
re schoolchildren, parents and teachers gather together.
The children who are entering school for the first time are
the stars of the day – dressed in black andwhite suits, car-
rying large bouquets, and listening to the school bell ring
to mark their first lesson and their new status as “school-
children”. The new school year brings new textbooks and
subjects for older students.

This year, however, September 1st will be unique
as the new educational amendments enter into force in
Russia and Russia-controlled territories (referring to the
Ukrainian territories of Crimea, Kherson, Zaporizhzhia,
Donetsk and Luhansk region currently under the effec-
tive control of the Russian Federation). These amend-
ments introduce controversial changes to the educatio-
nal process, which raise serious concerns about child-
ren’s rights and freedoms. These changes include new
unified textbooks on history, the legalisation of child-
ren’s forced labour, and the continuation of “Conversa-
tions about the important” lessons with an enhanced mi-
litaristic element.

Federal programs and unified textbooks

As highlighted in my previous post, in 2023, Russia in-
troduced new federal unified programs for school sub-
jects, such as history, geography, literature, and basics
of life safety. These programs will come into full effect
in September 2023, with new rules governing textbooks,
the content of which is now under the complete control
of the Ministry of Education. During the Summer of 2023,
Russian Minister Sergey Kravtsov presented new history
textbooks to the general public. Some experts have quali-
fied these textbooks as “blurring the line between history
and propaganda”.

In line with the new federal standard, the new text-
book promotes “Russian military glory” and frames the

current war against Ukraine as a continuation of the So-
viet Union’s struggle against the “Nazis”, claiming that
Ukraine itself is inhabited by “Neo-Nazis”. Apart from the
issue that having a single history textbook as such is pro-
blematic, another troubling aspect is the aim of such edu-
cation, as not having a purely informative function or de-
veloping critical thinking but instil “a sense of pride and
patriotism” with “readiness to defend the Fatherland”.
This approach is contrary to the right to education and,
in its core content and aims, can amount to “mnemonic
indoctrination”.

Forced labour legalised: returning to the “good old So-
viet times”

My parents once told me how during schoolyears in “good
old Soviet times”, they were required to collect harvest on
the fields (of course, without any compensation), clean
their school premises, and even forge new items for their
schools (such as chairs and desks). During the USSR,
children aged 15 were obliged to participate in “social-
ly beneficial labour”, although de-facto forced labour was
prohibited. These practices very accurately illustrate the
“voluntold” phenomena in the Soviet Union, where ci-
tizens were “encouraged” to perform some tasks for the
government without the option of refusing, such as per-
forming “socially useful work” like cleaning streets or
collecting harvest.

Bringing children to work in kolkhozes (a form of coll-
ective farm in the Soviet Union) or collecting cotton in ha-
zardous conditions was a common practice. However, as
early as 1967, some Soviet functionaries raised concerns
about the deteriorating health of children collecting har-
vests that were generously covered by pesticides. These
concerns were largely ignored because mandating child-
ren to work for the “benefit of the society”, according to
one Russian scholar, was considered a valuable educatio-
nal tool to “instil the right Communist spirit”.

After the fall of Communism, these practices were ab-
olished. In Russia, guarantees against forced labour were
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enshrined in the Constitution and the Law on Educati-
on, prohibiting forced labour as such and requiring par-
ents’ written consent to engage children in labour ac-
tivities during prescribed educational activities. Howe-
ver, in 2023 Russian parliamentarians decided to amend
the definition of “upbringing” to include “industrious-
ness” (original: trudolyubije) and a “responsible attitude
towards labour”. The previous version of Art. 34 of the
Law on Education explicitly prohibited involving child-
ren in labour activities outside the regular curriculum wi-
thout their parent’s consent.

Since 1st September, 2023, children can be engaged
in such activities under the general Labour Law require-
ments. These amendments are especially worrying as just
in July 2023, the Russian news outlet “Nastojaschee vre-
mya” reported that students of the technical college in
the Tatarstan region were producing combat drones used
in the war against Ukraine, working 12-hour shifts and
earning roughly 400$ a month for their work. As the law
does not specify which activities are considered “social-
ly useful labour”, the schools are given broad discretion
in deciding how to engage children, and as of September
1st, parents are given no say in that regard.

Therefore, the Russian government is disregarding its
obligations under Art. 24 of the Convention of the Rights
of the Child (CRC) and Art. 10 of the International Co-
venant on Economic, Social and Cultural Rights (ICESCR)
to adopt all possible measures to prevent children from
exploitation and forced labour. There are also no guaran-
tees that the Russian government will not exploit child-
ren for the Russian army’s benefit by producing ammuni-
tion and clothing or engaging in patriotic activities.

These worries are justified. According to Russian MP
Olga Kazakova, under the new amendments, children can
be involved in “activities of a patriotic character”. Du-
ring the 2022/23 school year, news outlets reported that
children were sewing bags, gloves and other items for the
Russian army, including children with cerebral palsy and
children with Down syndrome. The new law de facto al-
lows using children for activities showcasing support for
the Russian military personnel participating in the war
against Ukraine. Even parents cannot prevent their child-
ren from participating in “events of a patriotic character”.

Regrettably, international law’s stance on mandating
children to participate in such events is rather weak and
mostly oriented towards parents’ rights to have their
children receive education in accordance with their own

convictions. For example, in the Valsamis v. Grecce de-
cision, the ECtHR’s argued that a child’s suspension from
school for refusing to participate in a military parade due
to religious convictions did not amount to a violation of
the child’s individual freedoms. The decision was criticis-
ed by prominent child rights scholars, as by focusing on
the parent’s rights and giving a value judgement about
the “peaceful” nature of a military parade, it failed to ack-
nowledge the individual stance of the child as being the
right holder as such. If Russian children indeed are forced
to participate in celebrations of, for example, days of Rus-
sian military glory or showcasing support for the Russian
invasion of Ukraine, such practices can be seen as contra-
ry to the individual rights of the child and not limited to
parents.

“Conversations about important things” and other pa-
triotic propaganda

In 2023 “Conversations about the important” lessons will
be continued. Adopted in 2022 as a pilot project, this
extracurricular activity, which is held as the first lesson
every Monday, has become an effective propaganda tool.
Although the classes were initially qualified as “volunt-
ary”, parents who did not want their children to attend
faced harassment from school administration and were
even summoned to the Russian police for allegedly ne-
glecting their parental duties. Eventually, the Russian
educational ministry clarified that attending these les-
sons is mandatory and claimed that implementing such
lessons for the 2022/23 school year was a great success.

The content of these classes raises serious concerns.
For example, in a video filmed for a lesson about the
“Day Commemorating Genocide of the Soviet People” (19
April), the Russian historian A. Zvyagintsev drew par-
allels between the Second World War and the current
war against Ukraine. More subtle messages are hidden in
other methodological materials of the cycle, such as as-
king students to tell stories of relatives currently fighting
in Ukraine or openly calling the current war a “liberation
mission for the people of Donbas”.

For the school year of 2023/24, Russian MP Yana Lan-
tratova suggested showing videos titled “What are we
fighting for” that tell stories about Russian servicemen
currently fighting in Ukraine. It is also planned that the-
se servicemen’s stories will be used in the methodologi-
cal materials for the upcoming lessons on “Special Forces
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Day”, “National Unity Day”, “We Are Together”, “Heroes
of Our Time”, “Defender of the Fatherland Day”. The
ideological pressure is increasing: for example, a school
principal from the Perm region who refused to hold these
lessons and engage children in other propagandistic acti-
vities was recently fired. As a result, the upcoming school
year will feature even more militaristic propaganda pre-
approved and sanctioned by the government.

Conclusion

This is a brief overviewofwhat lies ahead for Russian edu-
cation in the upcoming school year. The new educatio-
nal amendments only serve to strengthen the ideological
component of Russian education. As noted by the Rus-
sian pedagogue Dima Zitzer, the consequences of these

aggressive policies, which are being instilled in children’s
minds will take ages to overcome. Another question is for
the relevant human rights bodies, especially those super-
vising the implementation of human rights agreements
to which Russia is still a party and whose provisions pro-
hibit Russia’s described innovations. However, for now,
the neglect of children’s rights in Russia remains out of
focus for international stakeholders. Such negligence can
have far-reaching consequences, as an entire generation
of young Russians is being brought up with belligerent
rhetoric, hostility, and hatred towards neighboring nati-
ons. In light of the above, children’s rights and educati-
on should return from the periphery of human rights law
and, in the words of Freeman, children must finally be ta-
ken seriously.

https://www.currenttime.tv/a/elena-rakintseva/32442241.html
https://www.currenttime.tv/a/indoktrinatsiya-medinskomu-rossiyskie-shkolniki-istoriyu-uchebnikam/32539691.html
https://journals.sagepub.com/doi/10.1177/030857599802200408
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As is well known, the Gulf of Finland between Helsinki
and Tallinn can be crossed by ferry in a few hours. While
the journey takes longer on a private boat, it remains a
favored passage for sailors and private vessel owners, es-
pecially on a sunny summer’s day. In August 2015, a Fin-
nish citizen opted for such a tour, travelling to Estonia
and back with a pleasure boat. This turned out to be a
very expensive trip for the traveller. Viewed from a broa-
der vantage, his travel has not only shaken the foundati-
ons of the Finnish sentencing system but also shed new
light on the requirements of proportionality that EU law
may establish on national sentencing systems more ge-
nerally.

Because the boatman did not carry his passport wi-
th him, he was fined. The boatmen objected to the pe-
nal order and the case proceeded to the district court and
eventually to the Supreme Court of Finland, which re-
quested a preliminary ruling from the European Court
of Justice (ECJ). In its preliminary ruling (C-35/20, A,
EU:C:2021:831), the ECJ found that the Finnish day fine
systemconstituted a disproportionate sanctiondue to the
considerably high total monetary amount of fines, which
was influenced by A’s income.

This post argues that the view on proportionality ad-
opted by the ECJ is too narrow, and often in conflict wi-
th the broader requirements of proportionality adopted
in national criminal justice systems. The proportionali-
ty of sanctions has been discussed in various ECJ rulings
(see, e.g., already C-203/80, Casati, EU:C:1981:261, pa-
ra 27 and C-68/88, Greek Maize, EU:C:1989:339, para 24,
and more recently C-77/20, K.M., EU:C:2021:112, paras
37–38). In its case-law, the ECJ naturally assesses propor-
tionality from the viewpoint of the objectives of EU law
in question. However, proportionality of criminal sanc-
tions is a crucial principle that safeguards the justness of
criminal justice systems and is guaranteed in various na-
tional constitutions and Article 49(3) of the EU Charter

for Fundamental Rights (on the history and theory be-
hind the principle, with a visible critical undertone, see
here). Whilst the ruling of the ECJ is justifiable from the
point of view of EU law, its reasoning has fundamental
repercussions on national criminal justice systems where
proportionality is approached from a wider perspective.

Legal proceedings of the case

When the boatman returned to Finland, he underwent a
border inspection. Although he owned a valid passport,
he failed to present such to the authorities. He was, ho-
wever, entitled to enter Finland since his identity could be
confirmed using his driving license. Despite this he was
issued a penal order for a petty state border offence be-
cause crossing the Finnish border without a valid identity
card or passport is a criminal offence in Finland (Chap-
ter 17, Section 1 of the Finnish Penal Code). The only
available sanction for petty state border offence is a fine.
The boatman was issued a 15-day fine, with the moneta-
ry amount of one day fine being 6 350 euros, based on his
considerably high income. Thus, the total amount of the
fine would have been 95 250 euros.

Because the boatman objected the penal order, the ca-
se eventually proceeded to the Supreme Court of Finland.
The Supreme Court requested a preliminary ruling from
the ECJ to verifywhether the national penal provisionwas
compatible with an EU citizen’s right to freedom of mo-
vement and whether the punishment was proportionate
from the viewpoint of EU law. In May 2023, the Supreme
Court of Finland delivered its precedent (KKO 2023:35,
see the English summary of the case), which illustrates
several points of interest from a broader EU constitutio-
nal law perspective.

In its preliminary ruling of October 2021 (C-35/20, A,
EU:C:2021:831) the ECJ found that EU law, specifically
the freedom of movement guaranteed for Union citizens
in Article 21 TFEU and specified in Directive 2004/58/EC,

https://doi.org/10.17176/20230823-182853-0
https://verfassungsblog.de/how-a-boat-trip-to-estonia-challenged-the-foundations-of-the-finnish-sentencing-system/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=784BAFEB51794FFCA47240A9E2F58C7B?text=&docid=247057&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1402877
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=784BAFEB51794FFCA47240A9E2F58C7B?text=&docid=247057&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1402877
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=91137&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1532121
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=91137&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1532121
https://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=95954&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1544319
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237643&pageIndex=0&doclang=FI&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1532330
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=237643&pageIndex=0&doclang=FI&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1532330
https://www.jstor.org/stable/43829111
https://www.finlex.fi/fi/laki/kaannokset/1889/en18890039_20210433.pdf
https://www.finlex.fi/fi/laki/kaannokset/1889/en18890039_20210433.pdf
https://korkeinoikeus.fi/en/index/ennakkopaatokset/shortsummariesofselectedprecedentsinenglish/2023/kko2023xx.html
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=784BAFEB51794FFCA47240A9E2F58C7B?text=&docid=247057&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1402877
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=784BAFEB51794FFCA47240A9E2F58C7B?text=&docid=247057&pageIndex=0&doclang=EN&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1402877
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32004L0038R(01)


1292

Europa Sakari Melander

Sakari Melander, VerfBlatt 2023, 1291.

does not preclude national legislation criminalising such
behaviour. However, the ECJ ruled that in these circum-
stances, the Finnish day fine system amounted to a cri-
minal sanction that was not proportionate to the serious-
ness of the offence.

The day fine system in Finland

The day fine system was adopted in Finland already in
1921, replacing the previous system of fixed fines. The
objective of the day fine system was to promote equali-
ty, as the fixed fine system was seen as treating indivi-
duals with better financial positions more leniently. To
address this, the system was reformed so that the total
amount of the fine is always dependent on the income of
the offender (see Government’s Proposal 36/1920 vp and
here). Although the Finnish criminal justice system and
its sanctions regime also include fixed fines for some pet-
ty offences, day fines are provided as a sanction for a si-
gnificantly larger number of offences.

According to Finnish legislation, when the day fine sy-
stem is applied, the total amount of the fine is assessed by
sentencing the offender to between one and 120 day fi-
nes based on the blameworthiness of the act (Finnish Pe-
nal Code Chapter 2a, Section 1). The monetary amount of
one day fine is set according to the solvency of the person,
using the method of assessment prescribed in law (Penal
Code, Chapter 2a, Section 2). There is no upper limit for
either the monetary amount of one day fine or the total
monetary amount of the sanction. The minimum mone-
tary amount of a day fine is six euros. Thus, the total mo-
netary amount of a sanction is calculated by multiplying
the number of day fines by the monetary amount of one
day fine. This means that if your monthly income is very
high, the total amount of the fine will also be very high.

In its ruling, the Supreme Court of Finland recognized
that the day fine systemand the foundations onwhich the
monetary amount of the day fine is determined belong to
the fundamental principles of the Finnish criminal justice
system. The system is designed to ensure that an indivi-
dual’s economic situation does not affect the severity of
their criminal punishment, a principle that was specifi-
cally maintained during the comprehensive reform of the
Finnish Penal Code (see, e.g., Committee Report 1976:72,
p. 81). The Constitutional Law Committee of the Finnish
Parliament has also stressed the importance of equality in
relation to monetary sanctions and noted that legislative
changes that could alter the practical effect of a mone-

tary sanction differently based on the income of the de-
fendant are of constitutional relevance (Statement of the
Constitutional Law Committee of the Finnish Parliament
30/1998 vp, p. 3).

Proportionality of the day fine system and EU law

In its preliminary ruling, the ECJ as such rightly stressed
that crossing the border of the Member States without a
valid travel document is a minor offence. However, the
court found that when the total amount of the fine impo-
sed from this minor offence typically consisted of 20 per-
cent of the offender’s net monthly income, and when the
total amount of the fine imposed for the defendant in the
case could be 95 250 euros, the severity of the sanction ex-
ceeded what is appropriate and necessary to achieve the
objective of the offence (C-35/20, A, EU:C:2021:831, pa-
ras 80–92). The ECJ acknowledged that EU law does not
preclude national rules on financial penalties from taking
into account a person’s ability to paywhen calculating the
amount of the sanction (para 91). However, it argued that
when EU law is relevant in applying such sanctions, a suf-
ficiently dissuasive penalty may be ensured by using less
restrictive penalties, such as fixing fines at a lower per-
centage of monthly income and introducing a ceiling on
the amount of fines (para 91).

With this finding, the ECJ shot an arrow to the very he-
art of the Finnish sentencing system and questioned one
of the defining features of the Finnish day fine system.
The Supreme Court of Finland must have faced a dilem-
ma when considering how to reconcile this contradiction.
On the onehand, it reiterated that the dayfine systemand
the basic principles of calculating the monetary amount
of a day fine belong to the foundations of the Finnish cri-
minal justice system. On the other hand, it was obliged to
somehow find a solution that would align the proportio-
nality of the criminal sanction imposed with the require-
ments of proportionality under Directive 2004/38/EC and
Article 49(3) of the Charter, as interpreted by the ECJ in
its ruling.

The Supreme Court resolved the issue of proportio-
nality in enhanced composition due to its fundamental
importance. The majority was of the opinion that accep-
table proportionality could be achieved by lowering the
number of day fines. While the “normal punishment” for
a petty state border offence had been 15 day fines, thema-
jority lowered the number of day fines to 5. This also me-
ans – although the majority did not explicitly mention it
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– that the blameworthiness of a “normal” petty state bor-
der offence was significantly reduced, as there were no
special mitigating circumstances in the case that would
have favoured the significant lowering of the number of
day fines.

This is problematic from the perspective of the prin-
ciple of proportionality, as the penalty value of a petty
state border offence suddenly changed. While it could be
argued that the penalty value of the said offence had pre-
viously been too high, the ECJ’s proportionality assess-
ment focused on the total amount of the fine, not on the
penalty value of state border offence.

In addition, the interpretation of the majority may
still be problematic considering the proportionality re-
quired by the ECJ in its ruling. Even though the majority
lowered the number of day fines from 15 to 5, the total
amount of the fine imposed on A was still 58 310 euros,
since his average net monthly income was 700 000 euros.
Therefore, from the viewpoint of EU law, the total amount
of the fine might still be deemed disproportionate.

The minority, consisting of two justices, held that the
interpretation adopted by ECJ was best achieved by not
applying the provisions on the calculation of the mone-
tary amount of one day fine. This would have meant that
the monetary amount of one day fine would have been set
by its statutory minimum of 6 euros. The total sanction
for a petty state border offence would have thus been 90
euros. Therefore, the interpretation adopted by the mi-
nority could also be criticized because it contradicts the
foundational objective toward equality.

EU proportionality challenging the principles of senten-
cing

Case C-35/20 is a good example for the foundational and
partly problematic effects of EU law on national crimi-
nal law. EU instruments often contain a provision that
Member States must provide “effective, proportionate
and dissuasive” sanctions for breaches of the instrument.
Directive 2004/38/EC, Article 36, requires that sanctions
shall be “effective and proportionate”. However, the view

on proportionality adopted in EU law in general and by
the ECJ is a relatively narrow one and focused on the ob-
jectives of the EU instrument in question, as the case at
hand effectively illustrates. In EU law there is also no me-
trics against which proportionality should be evaluated
(the lack of metrics is, of course, a more general problem
of the proportionality principle, see, e.g., here).

Proportionality of criminal sanctions is, however, a
much more complex issue (see, e.g., here). In the philoso-
phy of sentencing, proportionality has traditionally been
divided into ordinal and cardinal proportionality. Ordi-
nal proportionality means that persons convicted of cri-
mes of comparable gravity should receive punishments
of comparable gravity. Cardinal proportionality, on the
other hand, deals with the overall magnitude of a penalty
scale (see, e.g., here).

On the national level, the view on proportionality ad-
opted by the ECJ affects both ordinal and cardinal propor-
tionality: the penal value of state border crime decreases
in relation to other offences that have previously seen to
possess similar penal value (ordinal proportionality), and
the “normal punishment” for a certain type of state bor-
der crime becomes more lenient (cardinal proportionali-
ty). Thus, the national consequences of proportionality
considerations that are originally made from an EU per-
spective are far-reaching.

In addition, the proportionality considerations of the
ECJ may lead to altering the foundations of national sen-
tencing systems. If proportionality of criminal fines is as-
sessed based on the total amount of the fine and if the fine
is determined on the basis of the offender’s income level,
this understanding of proportionality undermines the ro-
le of equality in sentencing. Given the considerable ef-
fects of case C-35/20 on the Finnish sentencing system, it
is likely that the rulingwill lead tomorewide-reaching le-
gislative changes, possibly resulting in the increased use
of fixed fines, although the Constitutional Law Commit-
tee of the Finnish Parliament has traditionally seen such
fines to be more problematic from the viewpoint of equa-
lity than the day fine system.
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TheEuropeanUnion’s smallestMember State saw a signi-
ficant decree delivered on primacy last month. Yet, even
domestically, this bomb exploded in the middle of a de-
sert; little to no noise came of it nationally or at the EU
level. On the face of it, this is undoubtedly a major legal
development – the first of its kind since Malta’s EU ac-
cession in 2004. The flawed interpretation offered by the
Court says much about the fundamental importance of
constitutional reform and is not, as such, a sign of insti-
tutional anti-EU sentiment… yet. However, as the main
(and practically only) media report on the case conclu-
ded, what happens next is anyone’s guess. Constitutional
reform in Malta must be put squarely back on the table
before it’s too late.

The bomb, in a nutshell

In a relatively concise ruling, and with significant pro-
cedural gymnastics used in its reasoning to contrive its
conclusion, the case Michael Christian Felsberger et vs
TSG Interactive Gaming Europe Ltd handed down a never-
before-seen blow to the primacy of EU law. Delivered on
21 July 2023 by Mr Justice Toni Abela and decided in the
First Hall of the Civil Court, the case concerns the en-
forcement of a garnishee order against a Maltese gam-
ing company (as, supposedly, per EU regulation). This fol-
lows a judgement obtained in Austria against the compa-
ny, which plaintiffs sought to enforce. Enforcement was
blocked by the court, which made use of recent (and ex-
tremely contentious) amendments to the Gaming Act just
this year that put into place what can only be described
as a ‘shield’ that effectively grants gaming companies a
slew of immunities from legal action. The case remains
unpublished on the Courts’ portal, likely as Aquilina ex-
plains because it is a decree, not a judgement; though
this is arguably neither here nor there given that it’s a
landmark decision of enormous constitutional significan-
ce that should draw far more attention than it is doing
currently.

The Maltese judgement argues that enforcement
should not take place, the central line of argumentati-
on against this containing multiple strained references
to constitutional supremacy though it is not immediate-
ly obvious why the link is made other than to assert the
predominance of national law as derived from the Con-
stitution. The Court almost goes out of its way to point
fingers at the Constitution, specifically Article 6, and in
its closing paragraphs, asserts that the Court’s ultima-
te “loyalty” is towards the Constitution against all other
laws that are “inconsistent” with it (even, as specifically
referenced, those that are supranational). Loyalty, in this
context, seems to be deliberately chosen as a charged de-
claration of allegiance that stands out in the text. But it’s
perhaps not entirely wrong to point its fingers straight at
the Constitution.

Currently, the conclusion reached in terms of the spe-
cificities of the case is likely to be appealed though it’s not
clear whether further efforts have been made in this re-
gard.

Constitutional supremacy vs primacy of the EU?

Though the line of argumentation is fraught, the conclu-
sion unequivocally asserts the Maltese Constitution’s su-
premacy, as articulated in Article 6, over the primacy of
EU law. By way of a reminder, Article 6 states that:

Subject to the provisions of sub-articles (7) and
(9) of article 47 and of article 66 of this Con-
stitution, if any other law is inconsistent with
this Constitution, this Constitution shall pre-
vail and the other law shall, to the extent of the
inconsistency, be void.

Not an easy ‘little problem’ to get one’s head around
givenMalta’s EU status even if similar assertions of supre-
macy exist across Europe (and beyond). Despite the self-
evident tensions this created upon Maltese accession to
the EU, to this day the Article has not been amended and
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remains (in its current form) an arguably redundant re-
lic inhabited of its colonial past. It has been described as
an “extant saving clause” that the Court ignores comple-
tely – a mere declaration of principle that is to be con-
sidered implicit. Article 6 continues to be plagued by se-
mantic ‘null’ vs. ‘void’ controversy that, as Xuereb points
out, distinguishes it fromother continental examples, an-
other souvenir of British constitutional influence. Thus,
though pliable, its function is arguably more symbolic –
an outdated assertion of sovereignty – than anything gi-
ven its present form as well as its limited scope and func-
tion. And, as can be seen in this decree, it can easily be
manipulated.

Subsequent addition of Article 65 to the Constitution
of Malta established a dichotomy that has co-existed wi-
thout much contestation since 2004. It continues to ser-
ve as a placeholder and reminder of the country’s obli-
gations vis-à-vis the EU. The primacy of EU law emana-
tes from the European Union Act 2003. The Act incorpo-
rates the acquis into Maltese law through the European
Union Act’s Article 3. This stipulates that the Treaty and
existing as well as future acts adopted by the EU are to
be considered binding on Malta, becoming domestic law
as per the conditions articulated in the Treaty. With this,
any deviation, derogation, or incompatibility with the ob-
ligations the Act entrenches are considered without ef-
fect and unenforceable. As Sammut explains, similar to
the procedure that established internal legal effect in the
United Kingdom, which saw the enactment of the Euro-
pean Community Act 1972, the introduction of the Euro-
pean Union Act in Malta creates an international, Treaty-
based obligation to comply with EU law – a breach of this
would mean a violation of its Treaty obligation.

It would not be premature for an observer to ask whe-
ther this is another ‘Polish scenario’ or whether Brussels
will commence legal action against Malta. The jury’s out
on this at this point. It will likely be met with pregnant
silence from all sides until a possible appeal is filed and
concluded. Article 6 remains intact and with great poten-
tial to be weaponized.

A constitution in need of an update

There have been several instances when constitutional
reform in Malta has come up and been placed in stark fo-
cus, even as recently as last year. Attempts have largely
stalled. Apart from constitutional supremacy, there are

several areas where this is desperately needed, particu-
larly in the separation of powers.

Even though the distinction should be made between
the legal and political realms, in this case, it’s impossible
not to consider them in tandem in a country as political-
ly polarized as Malta, where politics is proximate to the
people and thus still very much the polarizing lifeblood
of the nation. Separation of powers in Malta has long be-
en a source of ire; it’s considered weak, with checks and
balances described by the Venice Commission as entire-
ly ‘missing’. The government describes the three bran-
ches of government (executive, legislative and judicial)
as functioning separately but interdependently. There is
interdependence and… interdependence. Still, it is criti-
cal to stay away from trite lines of argumentation that
ignore the national context. Separation of powers, in a
country with a relatively small population, is by no me-
ans a simple task and requires a hefty dose of realism.
That doesn’t mean, however, that this argument should
be used to thwart reform – impossible is a misnomer he-
re.

The road ahead is long. In continuing to lack the fun-
damental constitutional reform needed, these remnants
of colonial inheritance will continue to overwhelmingly
empower the executive and will only lead to a recycling
of the same problems already faced. Malta must choose to
move forward, though. Without these boundaries drawn
and a constitution that can withstand and facilitate Mal-
ta’s operability as amodern European state, it is only faci-
litating democratic degradation.

And it is not just the Constitution. Coupled with a de-
teriorating justice system, reform, alongside significant
investment in the legal system, is the only way forward.
The Labour government – a formerly Eurosceptic party
(one of two main parties in Malta) voted in for the third
time in a row with a landslide victory in 2022 – is taking
steps to address these major flaws in the system. These
are, however, not nearly as broad, hard-hitting or as deep
as would be required to bring about real change. The pro-
blem is not new – it has been simmering (and sometimes
bubbling over) for decades. Its foundations were laid ye-
ars ago; the environment it has enabled speaks for itself.
The problem is politically colourless and needs to be tar-
geted wholesale: a broken justice system and an out-of-
date Constitution are a lethal duo.
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Not anti-EU, ‘merely’ pro-industry

The problem with being pro-industry in general is that
nothing takes place in a vacuum – decisions have con-
sequences especially if they are viewed with blinkers on.
Andwhile this is true of any government policy anywhere,
the Maltese case should sound alarm bells because poli-
cies are being elaborated within what has been described
as a rapidly deteriorating legal system such that is reco-
gnized and lamented by those who form part of it them-
selves. Blame may be placed on what some will argue is a
‘captured’ court. After all, in delivering a decree that sup-
ports the protections that the Government has sought to
provide the gaming industry to ensure competitiveness,
it seemingly steps in to preserve this policy line. Howe-
ver, no outcome has previously gone this far and describ-
ing the Maltese courts as captured would not do justice to
what is happening on the ground. The courts are dysfunc-
tional because they are severely under-resourced. Judicial
appointments have been described as “the worst consti-
tutional mess since independence”. The lack of efficiency,
particularly in the civil and commercial areas, with clear-
ance times being the longest in the EU, does not make for
an environment that can make and preserve good legal
practice, to say nothing of what it does to Malta’s compe-
titiveness. Comparing the situation to other European ex-
amples does not help; it only conflatesmatters thatwould
be best served by being taken at face value and considered
carefully within their context. Issues are bottlenecking
and thematter is potentiallymore explosive than ever be-

fore, with institutions unable to cope with modern reali-
ties (such as, for example, rapid population growth which
is central to the country’s economic model). The develop-
ment of its democratic structures is lagging and has made
little to no progress on the rule of law front.

The outcome of the decree is a direct repercussion
of an enabling legal space that does not provide suffi-
cient checks and balances; it has more to say about the
power, and hold, of the gaming industry domestically
than a change in the relationship between Malta and the
EU. So, plausibly, what this mostly communicates is that
gaming is a major industry in Malta and a pro-gaming
environment, one that gives Malta a competitive edge,
will be preserved. This outcome would likely have come
to pass under any government wanting to preserve this
gaming cash cow. It seems that short-sighted pragma-
tism and realism will be seen to have seemingly won the
day here rather than an activist anti-EU sentiment. And,
though precedents are not part of Maltese law though
they are not without weight. What if this happens again?
It’s bound to, given the lack of constitutional reform.

The Maltese government has not challenged the cen-
trality of EU law or the importance of its relationship wi-
th the EU. That doesn’t mean it cannot become standard
practice, and this is a subtext that cannot be ignored.
Doing nothing will only result in the Maltese democra-
cy sleepwalking further away from progress and much-
needed reform. In thewrong hands, it will very likely spell
disaster. And it would’ve happened not with a bang but a
whimper – largely under the EU’s radar.
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In recent months the burning of the Koran in Sweden has
caused headlines and severe anger in many parts of the
Muslim world as well as bewilderment in most of the EU
as to why Sweden continues to permit the practice. The
Government is currently looking into how the law can be
changed to include a ban on the burning of the Koran in
the Public Order Act. In this blog post, I explain why it
might be wise to do so and how this might be done. In
particular, I argue that existing provisionswithin Swedish
law permit a limitation of freedom of expression for se-
curity reasons or to avoid hate speech, and that it can be
construed sufficiently narrowly by focusing on book bur-
nings that occur in public. Moreover, I will suggest that
the somewhat extreme position taken by Swedish courts
when it comes to freedom of expression is at odds with
their reluctance to defend individual rights in other con-
texts.

Freedom of Expression: An Unlimited Right?

There has recently been a surge of actors (predominant-
ly far right activists) who have applied for permission to
burn the Koran as a form of demonstration. The Swe-
dish police has sought to limit permissions several times
to burn holy books, claiming security threats. However,
the national courts have consistently overturned their de-
cisions, construing freedom of expression as an absolu-
te right. This ignores that Swedish law permits limits on
freedom of expression, including for reasons of national
security (Swedish Basic law Chapter 2 Regeringsformen
and the Public Order Act, Chapter 2:10). However, natio-
nal courts construed the security exception in the Public
Order Act to be concerned with the demonstration itself
(i.e. the security at the actual act of burning), not the se-
curity threats resulting from theKoran burnings. Yet, this
reading of the security limitation made by the courts is
arguably unduly narrow.

Thus, it seems that people applying for permission to
demonstrate by burning the Koran have not been Swedish
citizens but as it seems have traveled to Sweden to burn

the Koran. The Government has pointed at evidence con-
firming that Russia and other actors are involved in some
of the Koran burnings and in spreading a negative pic-
ture of Sweden on social media, possibly to sabotage its
pending NATO application. Indeed, the Turkish President
Erdogan has postponed the ratification of the NATO ap-
plication, among other reasons, because of the burnings
of the Koran. While freedom of expression might include
a right to burn the Koran, it is less clear whether this right
should be extended to foreign actors.

Irrespective of these security related concerns, there
is a second question of whether the burning of the Koran
might classify as a hate crime under Swedish law. Swe-
den has criminalized hate crimes in the penal code (Chap-
ter 16:8 Brottsbalken) and this includes hate speech i.e.
publicly expressed hatred. The burning of the Koran can
be taken to meet this definition, depending on the place
where it takes place and the level of provocation. For ex-
ample, burning something in your own home or burning
it in an industrial complex without anyone there may not
be considered a hate crime. In line with this, it has re-
cently been suggested that implementing a ban on bur-
ning books in public spaces might solve the problem. This
would mirror the limited right to use fire in public spaces
that exists under Swedish law.

While freedom of expression is a cornerstone of a de-
mocratic state, it can and should be limited where it is bo-
th necessary and proportionate to do so. Of course, there
are challenges with restrictions as they could be used in
an overly broad way. However, not applying any of the re-
strictions that are permissible under the law is both naïve
and disproportionate.

The Evisceration of the Right to Privacy: A Comparison

The overriding importance the Swedish courts afford
freedom of expression stands in sharp contrast to their
reluctance to attach any significance to the right to pri-
vacy, and the underlying dignity of the individual, when
it comes to personal data available online. In particular,
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Swedish law currently permits companies to buy personal
data from the state and sell it online. This violates the EU
Charter Article 8 and the GDPR as well as the right to di-
gnity and privacy in the Swedish Constitution Ch 1:2 and
Ch 2: 2 and 19. Yet, the practice has remained legal due to
a quirk in the Swedish system that permits the purchase
of a so-called voluntary publishing licences, even if you
are not a newspaper. These licenses allow companies to
download personal data from tax authorities including,
inter alia, everybody’s date of birth, home addresses, relo-
cation history, car ownership with information of the re-
gistration plate, civil status, names of co-habitants, and
so on. The latter may also reveal an individual’s sexual
orientation. This personal data is re-published on various
websites and is either used for making advertisement re-
venues or sold to third parties in some cases. The only
way to be excluded from the online databases is to apply
for hidden identity which is only granted if you can show
there have been threats against you (e.g., a judgment or
a police investigation). Otherwise, people are left at the
mercy of the websites who may or may not agree to dele-
te personal data.

The state uses the exception for journalism in the GD-
PR, but the selling of personal data to companies who
then profit from selling it to third parties is not about
freedom of expression, but a “freedom” to abuse access to
private data. Recently, in a case against one of the major
websites who sells personal data (Mr Koll) and refused to
delete it, the lower instances refused to ask the EU Court
of Justice or to otherwise to engage with the compatibi-
lity of the Swedish system with EU law on data protec-
tion. The Supreme Court sent the case back to the Court
of Appeal for a new trial which should include the EU law
dimension. While most people were hoping that finally
a Swedish Court would ask the EU Court of Justice about
the compatibility of Sweden’s extremely broad excepti-
on to the GDPR which goes much further than protecting
journalism, the company in question who refuses to dele-
te information (Mr Koll) brokered a deal with the claimant
outside court.

Sweden’s Inconsistent Protection of Individual Rights

When contrastedwith the current approach to freedomof
expression in the context of Koran burning, there appears
to be a senseless discrepancy in the legal system when it
comes to the rights of the individual. Why is it that in so-
me areas even when it amounts to a hate crime or a real

security threat the individual has (in practice) an unlimit-
ed right to burn the Koran, while in other areas the rights
of the individual (privacy, data protection and even di-
gnity) are totally disregarded? At the very least, the state
ought to provide a justification. In the case of privacy and
data protection, there must also be a serious engagement
with how the Swedish law can be justified in light of the
far-reaching EU law on data protection which takes pre-
cedence over national law.

It is currently the case that the law over-protects an
individual right in one context, even where the right is
abused by provocateurs to express hatred or might justi-
fiably be limited by countervailing state interests. Mean-
while, in a different context, the individual right to be
protected against commercial monetization of private in-
formation, which even leads to victimization by criminal
organizations, is totally disregarded. While rights are not
always treated the same by Courts, the current Swedish
situation has led to two extreme approaches to individual
rights protection, without offering a compelling justifica-
tion for this discrepancy in the legal system. It is as if the
courts lack a comprehensive jurisprudence of individual
rights to begin with, because there is no use of proportio-
nality.

What is needed is thus a revision and discussion of the
legal framework when it comes to freedom of expressi-
on and individual rights more broadly, with the goal of
creating a more consistent approach to the protection of
individual rights across the full spectrum of rights. Free-
dom of expression is a cornerstone in a democratic state
but to limit its exercise due to security or hate crime con-
cerns are not inherently disproportionate. Likewise, data
protection, privacy and dignity are constitutional rights
under both EU law and Swedish law which are currently
infringed upon in a disproportionate manner due to cur-
rent, irresponsible practices regarding the handling and
monetization of information. The current co-existence of
these two extremes within Sweden’s approach to protec-
ting individual rights lacks any coherent explanation at
the moment.

Moreover, an overly autonomy-focused approach that
misses out on a duty of respect to others and fails to ba-
lance other interests and apply a proportionality test is
not the right way to go. The law already permits limitati-
ons of rights, giving the courts the tools needed to rest-
rict freedom of expression when necessary. With regard
to the private data, however, the law on publishing licen-
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se needs to be changed so it does not allow for companies
to misuse it in contradiction to prevailing EU law on data

protection, privacy and dignity of the individual as well
as Swedish constitutional law.
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On 16 July 2023, the European Commissioner for Neigh-
bourhood and Enlargement, Olivér Várhelyi, and Tuni-
sia’s Secretary of State of the Minister of Foreign Affairs,
Migration and Tunisians Abroad, Mounir Ben Rjiba, si-
gned a memorandum of understanding (MOU) on a ‘stra-
tegic and global partnership’ between the European Uni-
on (EU) and Tunisia. The signing followed a meeting in
Tunisia between Tunisian President Kais Saied and ‘Team
Europe’ (European Commission President Ursula von der
Leyen, Italian Prime Minister Giorgia Meloni, and Dutch
PrimeMinisterMark Rutte). The agreementwas preceded
by a high-level joint declaration that concluded Team Eu-
rope’s first visit to Tunis on 11 June 2023.

The MOU builds on existing cooperation between the
EU and Tunisia, including on migration, and was conclu-
ded in the context of increasing numbers of people on the
move travelling from Tunisia to Europe. It is also part of
the growing trend to externalise migration control: in re-
cent years, the EU and its Member States have concluded
various migration control agreements with neighbouring
countries, including the 2016 EU-Turkey Statement and
the 2017 Malta Declaration that endorses the MOU bet-
ween Italy and Libya. Like its predecessors, the MOU with
Tunisia has attracted significant criticism (see for examp-
le here, here and here). Against this background, this blog
post first clarifies what was agreed before explaining why
the agreement is problematic both in terms of substance
(what was agreed) and form (how it was agreed).

What was agreed?

The deal is built on five pillars: macro-economic stabi-
lity, economy and trade, the green transition, people-
to-people contacts, and migration. Each pillar contains
various investment and cooperation projects, many of
which will be funded by the EU. While the MOU remains
vague on financial figures, it is expected to involve con-
siderable amounts, including €150 million in budgetary
support for the Tunisian government and €105 million in
training and technical support for Tunisia’s border ma-

nagement. The EU also committed to providing Tunisia
with €900 million macro-financial assistance under the
condition that it agrees to an IMF loan agreement. This
financial aid is much needed in light of Tunisia’s strugg-
ling economy.

The MOU’s migration paragraphs highlight the par-
ties’ intention to develop a holistic approach to address
the root causes of irregular migration, including by pro-
moting sustainable development in disadvantaged areas.
A common priority is the fight against irregular migrati-
on to save lives and the fight against smugglers and traf-
fickers. This echoes the language of the EU-Turkey State-
ment and Malta Declaration. The MOU further empha-
sises that Tunisia is not a country of destination for irre-
gular migrants and only manages its own borders, which
reflects Tunisia’s unwillingness to receive third-country
nationals returned by Europe and be perceived as mana-
ging Europe’s borders. Indeed, the MOU covers the return
of Tunisian irregular migrants from the EU to Tunisia and
the return of (other) irregular migrants already in Tuni-
sia to their country of origin, but does not include the
return of other nationalities from the EU to Tunisia. On
a positive note, Tunisia and the EU agree to further im-
prove the coordination of search and rescue operations at
sea, to increase the socio-economic reintegration of Tu-
nisian returnees, and to promote legal pathways. The EU
thus endeavours to facilitate the granting of visas by re-
ducing delays, costs and administrative procedures, and
both parties agree to work towards implementing a Ta-
lent Partnership to promote legal migration.

Why is the ‘cash for migrant’ deal problematic?

The EU-Tunisia deal is problematic for multiple reasons.
First, it is unlikely to achieve the stated aimof saving lives
and fighting against human smuggling and trafficking.
Rather, if Tunisia will indeed clamp down on irregularmi-
gration, the agreement risks driving people on the move
onto even more dangerous routes. As noted by Van Li-
empt, tighter border controls increase people on the mo-
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ve’s dependence on smugglers and thus help support the
very business they seek to combat, and it is likely that
people on the move will travel along other routes. Indeed,
more people on the move travel through Tunisia because
Italy and the EU have dramatically intensified their sup-
port for Libyan border management since 2017.

The agreement has also received criticism for provi-
ding funding to an authoritarian ruler in exchange for mi-
gration control. Indeed, in July 2021, President Kais Saied
took executive control of the country, and has since then
granted himself unchecked powers to govern and legisla-
te in a rolling power grab. The deal has thus been criti-
cised for financing a dictator. In addition to ethical ob-
jections, there is also a risk that EU funding, rather than
addressing the root causes ofmigration as it aims to do, in
fact, contributes to more migration. For instance, in Su-
dan, the EU has been accused of funding the Rapid Sup-
port Forces (RSF) for migration control purposes, yet the
RSF now fight in the armed conflict that broke out in April
2023 and which has displaced millions (see here, here and
here).

Like the migration deals with Libya and Turkey, the
MOU refers to respect for human rights, dignity and in-
ternational law. However, as noted by the Council of Eu-
rope Commissioner for Human Rights, the fact that the
agreement with Tunisia only includes very general lan-
guage on human rights is concerning: there is no concre-
te indication regarding safeguards to protect the human
rights of people on the move, nor does the MOU envi-
sage any human rights monitoring mechanism. Yet, the
dire situation of people on the move in Libya shows that
general references to human rights in migration agree-
ments do not suffice to ensure that their implementation
is human rights compliant. Likewise, European funding
does not include support for people on the move contai-
ned in Tunisia as a result of the agreement. In this regard,
the Tunisian deal differs from the EU-Turkey Statement,
which included €6 billion in support for Syrian refugees
through the Facility for Refugees in Turkey.

In February 2023, President Kais Saied held a speech
in which he said there had been a conspiracy to chan-
ge Tunisia’s racial makeup. The speech was followed by
a crackdown on sub-Saharan people on the move. After
violence erupted in the Tunisian port city of Sfax on 3 Ju-
ly, Tunisian authorities started deporting people on the
move to the border with Libya. Since then, hundreds of
people on the move have reportedly been forced to walk

into the desert without water or food, and dozens have
died. This highlights how controversial it is for the EU to
sign an agreement with Tunisia, as it can be seen to legi-
timise and strengthen such practices: it suggests that the
EU is so desperate to prevent arrivals that it is willing to
pay any price, including migrant lives.

Who can be held accountable and how?

The nature of the agreement and the process leading to
its conclusion are also problematic, and likewise sympto-
matic of broader trends in the migration field. This con-
cerns the lack of clarity that surrounds Team Europe, no-
tably as regards the role of the Dutch and Italian prime
ministers. While Rutte and Meloni have a clear political
interest in being seen as the architects of this deal, it re-
mains unclear what their effective contribution was. For-
mally speaking, the MOU is an agreement between the
EU, represented by the European Commission, and Tu-
nisia, while the funding comes from the EU budget, not-
withstanding Rutte’s and Meloni’s role in creating it. In
terms of accountability, this lack of clarity is problema-
tic, as it implies that national politicians can be involved
in bringing about a deal for which they cannot be held ac-
countable.

Arguably more concerning is the informal nature of
the agreement. Indeed, the Treaty on the Functioning of
the EU(TFEU) specifies the procedure that must be fol-
lowed when negotiating and concluding agreements bet-
ween the EU and third countries. This requires, notably,
the Council to obtain the consent of the European Parlia-
ment (Article 218(6)(a)(v) TFEU). Yet the MOU was signed
by the Commission (rather than the Council) without ha-
ving consulted the Parliament. It can thus be seen to si-
deline the Parliament and Council and circumvent the EU
Treaties and their safeguards. Indeed, while Article 21 of
the Treaty on European Union requires the EU’s partner-
ships with third countries to be guided by democracy, the
rule of law, and human rights, this can hardly be said to
be the case for the MOU with Tunisia.

The political, non-binding nature of the MOU and the
role of Team Europe in its creation is also problematic in
terms of judicial review by the Court of Justice of the EU
(CJEU), as provided for in Article 263 TFEU. Indeed, the
CJEU’s (much-criticised) finding that it could not review
the legality of the EU-Turkey Statement because it had
not been concluded by the EU does not bode well for hol-
ding the EU accountable for any human rights violations
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that may arise as a result of the EU-Tunisia deal. This fits
within the broader trend of informalising the EU’s exter-
nal action in the field of migration.

Conclusion

The MOU that was agreed on 16 July 2023 builds on ear-
lier cooperation between the EU and Tunisia, and fits wi-
thin the broader trend of externalising migration con-
trol through agreements with neighbouring countries.
The ‘cash for migrant’ agreement illustrates how the EU
seeks to address the migration challenge by financing
neighbouring countries in order to prevent unwanted ar-

rivals. Like earlier deals with Turkey, Libya and Sudan, the
agreement with Tunisia risks violating human rights and
increasing migration rather than protecting the rights of
people on the move and addressing the root causes of mi-
gration. It also creates significant obstacles in terms of
accountability and risks making the EU subject to black-
mail by an authoritarian leader. Yet European Commissi-
on President Ursula von der Leyen called the EU-Tunisia
migration deal a blueprint for similar partnerships in the
future. While it is too early to assess how the MOU will be
implemented, in light of the foregoing, it is worrying that
the EU considers it desirable to conclude similar agree-
ments with other countries.
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The AI Act is marketed as the world’s first comprehensive
law regulating the development and implementation of
artificial intelligence (AI). According to the EU officials, it
will establish a legal framework for companies and insti-
tutions that create or use „intelligent“ algorithms that is
aligned with the system of fundamental rights and demo-
cratic values. From themarket point of view, as AI became
one of the fastest-growing sectors in the emerging tech-
nologies, EU regulations will also impact the outcome of
the battle for dominance over the single market fought
over by the largest global information and communicati-
on technology (ICT) corporations. For regular people, the
ultimate judgment of the act will depend on whether the
new law manages to forbid, restrict or contain the abusi-
ve ways governments and large digital platforms develop,
and apply AI-based tools capable of surveilling, discrimi-
nating, and manipulating citizens and consumers.

Although much of the initial hype over ChatGPT has
already faded away, it would be a mistake if the media,
academia and civil society let the AI Act off the hook just
yet. As we enter the very final stages of the negotiations,
Big Tech and Member State governments can still under-
mine much of the (relative) progress that has been achie-
ved in the parliamentary improvements to the original
draft by the Commission. The lack of transparency of the
trilogue itself, intense corporate lobbying, and the electo-
ral kerfuffle that the Spanish Presidency leading the work
on the file has found itself to be, mean that the battle over
European AI is still raging. Fortunately – thanks to the ef-
forts of civil society – there are also reasons for optimism.

In order to better understand what’s at stake, who are
the main actors and their motivations, and how to make
one’s mind about all the conflicting claims we need to di-
ve into the legal, economic and political aspects of the AI
Act. The aim of this piece is to contextualize major mile-
stones in the negotiations, showcase some of its critical
features and flaws, and present challenges it may in the
near future pose to people affected by “smart”models and
systems.

The Legislative Context: From Nerds to ChatGPT to Apo-
calypse

At the start of the legislative process, the Act was of in-
terest mainly to start-ups and ICT companies, lawyers,
administrators, and a handful of politicians who wanted
to ride the AI wave. Everything changed last fall thanks
to OpenAI and ChatGPT, when applications based on lar-
ge language models such as GPT3, Midjourney, and Sta-
ble Diffusion that allow for the generation and analysis
of any text, code, image, or sound were made available
to the wider public. ChatGPT quickly became the fastest-
downloaded application in the history of the internet (on-
ly recently to be overtaken by Threads). It also achieved
the unthinkable: transformed AI regulation into a fancy,
almost populist topic for politicians.

Soon after the realization of the promising, often out-
standing benefits of LLMs – the limits for their use in
medicine, science, or process automation are still to be
discovered – came awareness of the scale and gravity of
the risks posed by autonomous systems. From the rule of
law and democratic values angle, AI programs and de-
vices allow for the mass creation of generated content
and deep fakes ideal for propaganda or disinformation.
Current LLMs also violate our privacy laws (the data on
which the GPT model was trained on was very likely coll-
ected in breach of the GDPR). The list of legal, economic,
or democratic threats is extensive, and includes copyright
infringement, cybersecurity incidents, fraud and forgery,
as well as discrimination encoded in algorithms, or their
overall negative impact on our mental health.

The application of such models and systems by go-
vernments, particularly when fed by citizens’ data alre-
ady uploaded to the digital administrative services, could
bring about an even more perilous future. Thanks to AI
(particularly GPT and other LLMs), government agencies
now can quickly access and process information from va-
rious sources, which previously was either impossible or
at least extremely time- and cost-consuming. Profiling,

https://doi.org/10.17176/20230818-062853-0
https://verfassungsblog.de/one-act-to-rule-them-all/
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surveillance, discrimination, or persecution of political
opponents have never been so easy and cheap, which is
bad news for citizens but great for authoritarian govern-
ments around the world.

An incomplete Commission Proposal

To prevent such dark scenarios, the European Commis-
sion put forward a draft regulation in 2021 that would
establish a legal framework for the development and use
of AI in the EU. The proposed regulation, the Artificial In-
telligence Act (AIA), is based on the principle of risk as-
sessment.

When risk is insignificant, as in the case of most AI
products and services, the obligations of companies and
institutions that develop or introduce them are corre-
spondingly minimal. In the case of generative AI or con-
versational chatbots, the AI Act puts an obligation to in-
form end users that they are not dealing with a person.
Greater requirements appear when certain, invasive AI
is to be used, particularly in education, critical resour-
ces and public utilities management, public administra-
tion, the judiciary, or the police. Such systems are to be
considered high-risk, and their introduction to the mar-
ket will require compliance with legal and technical stan-
dards and procedures. Finally, some AI applications have
been considered so dangerous that they are to be comple-
tely prohibited on the market. Programs that manipula-
te our decisions, assess our behavior as citizens („social
scoring“), or discriminate on the basis of biometric he-
alth or other sensitive data, as well as (most) “smart” sy-
stems designed to surveil us on the streets, airports, or
malls are to be outright banned. Companies and institu-
tions that violate these rules will have to face the removal
of the product from the market, as well as financial pen-
alties. The harshest of them are up to 7% of global annual
turnover- an amount that can shake even the largest glo-
bal tech companies.

The European Commission’s (EC) draft was followed
by the member states’ General Approach hammered out
in the Council. The version proposed by the Council at
the end of 2022 postulates a different, narrower and mo-
re technical definition of AI. It explicitly mentions speci-
fic statistical, algorithmic and computational techniques
(“using machine learning and/or logic- and knowledge
based approaches”), which critics say may narrow the po-
tential use of AI Act by making it less technologically
future-proof. Regarding the approach towards high-risk

AI, an additional criteria of classification was added re-
quiring the systems to pose a „significant risk“ for peop-
le’s health, safety and fundamental rights. This provision
could constitute a potential gateway for a systemic lack
of liability and accountability in the context of financial,
information, and legal asymmetry between private or pu-
blic institutions and consumers and individuals. The EU’s
ambition to pave the way for a global, human-centered,
ethical, and responsible AI framework is difficult to re-
concile with an admission that a “moderate” risk for fun-
damental rights violation complieswith theUnion’s aquis
communitaire.

The Council’s perspective was shaped through and
eventually managed to incorporate first lessons learned
about generative AI. At the Council level, at the very last
moment, the category of „General Purpose AI“ entered
the frame, however without profound alterations to the
overall structure of the text.

Another major change adopted by the Council was
an inclusion of a strong, blanket exemption of the area
of „national security“ from the scope of the Act. Thus,
activity of intelligence agencies and, in certain cases
(e.g., anti-terrorist forces) the police, the prosecution and
other law enforcement agencies was treated by the Go-
vernments of the Member States in the same manner as
the military, and science and R&D.

A Motivated Parliament

The explosion of interest in AI after the premiere of
ChatGPT led to lively discussions in the European Parlia-
ment, which resulted in the submission of several thou-
sand amendments during the parliamentary work. The
text adopted by the Members of the European Parlia-
ment (MEPs) differs significantly from the first draft of
the Commission and the text accepted by Member State
governments in the Council in the fall of last year. Thanks
to the engagement of civil society organizations, MEPs
equipped the Act with provisions aimed at ensuring that
users are properly protected.

The list of prohibited AI applications has been ex-
tended to include criminal prediction, systems based on
emotion recognition, and biometric categorization of in-
dividuals. Additionally, the catalogue of high-risk AI has
been extended to include recommendation algorithms of
large online platforms (VLOPs according to the DSA), sy-
stems utilized in electoral campaigns, and AI-powered
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tools used in public administration for legalistic, proce-
dural purposes. Transparency and monitoring obligati-
ons over high-risk AI systems are also to be increased by
a mandatory registration in national, and EU (public in-
stitutions, VLOPs, systems operating in more than one
country) database administered by the Commission.

High risks and foundation models

Even more importantly, high risk AI systems are to be as-
sessed before being put on the market in terms of their
impact on fundamental rights, health, or financial situa-
tion of affected persons. The introduction of the Funda-
mental Rights Impact Assessment (FRIA) framework, as
well as major procedural rights for citizens into the text
is a major improvement that would not be possible if not
for the advocacy campaigns coordinated by NGOs within
the European Digital Rights (EDRi) network.

The final stages of the European Parliament (EP)
works also brought about changes addressing generati-
ve, multimodal AI such as GPT, Bard, and Bloom. MEPs
agreed upon the introduction of a new term – “Founda-
tion models“, an alternative to the “General Purpose AI”
in the Council’s General Approach. Providers of such mo-
dels would have to comply with the EU law, including in
the field of privacy, prohibition of discrimination or co-
pyright. The modification appeared at the very end of the
negotiations, and (perhaps not surprisingly) the new ca-
tegory („models“ instead of „systems”) is relatively fa-
vorable for the leading AI companies. For instance, the
catalog of penalties was revised, and in the worst case the
provider responsible for infringements would be admini-
stered the lowest possible fine – 2% of the annual global
turnover.

What’s still missing?

Even though the EP’s amendments to the AI Act are a si-
gnificant improvement, concerns prevail. The biggest risk
to the effective implementation of the AI Act is the po-
tential inefficiency of the mechanisms that shall protect
fundamental rights, especially civil and political rights.

Real-time biometric identification

The lack of consistency in the ban on biometric surveil-
lance is an especially grave reason for concern. Real-time
biometric identification (RBI), although still erroneous, is
a dangerous technology. It allows people to be identified,

and traced in real time based on their appearance, mo-
vement, or other distinctive features. In order to be ful-
ly operational, the model on which RBI operates must be
trained on huge datasets, including data of ordinary peo-
ple. This technology itself is far from flawless, since the-
re have already been several reports of innocent people
have been detained or accused as a result of RBI ‘s mista-
kes. A total ban on RBI is vital, for even minor exceptions
could lead to governments developing or buying such sy-
stems “just in case”. For that reason alone it is vital to
block the adoption of this technology, even if it’s scope of
application would be limited. The use of RBI in the area
of migration policy or to categorize political dissenters as
suspicious would be particularly dangerous.

Accountability, assessment, redress

Another concerning issue relates the agreement with
Council’s changes to the categorization of high-risk sy-
stems, and the insertion of an ambiguous criterion of “si-
gnificance” of potential harm to people. To add to the
worse, It remains unclear how effective the risk assess-
ment procedure can actually be given the EP’s draft equ-
als third-party audits with the ones carried out in-house.
Simply put, AI developers and organizations using AI
shall self-police. In contrast, supervisory bodies will have
limited time to deny the deployer’s registration applica-
tion of potentially dangerous systems before they hit the
market. As a result, the enhancement of the high-risk list
may in the end prove irrelevant due to a (perhaps deli-
berately) erroneous classification, registration and over-
sight mechanisms. It is also not certain whether citizens
will be effectively able to file complaints with the autho-
rities or the courts against the decisions of AI systems,
especially in cases when the deployer is a public entity.
At the stage of implementing the new law, another ma-
jor problem may be the lack of possibility for social or-
ganizations to represent people who have been harmed
by AI, as well as the right for organizations to act in the
public interest to prevent them from doing actual harm.
Without the access to detailed, technical information as
well as support of ICT specialists, exercising one’s rights
may prove to be cumbersome.

Procedural Rights

The right to an explanation of a decision made using AI is
also too narrow. Even in the most citizen-friendly version
of theAI Act, an explanation is only possible in the case of
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high-risk systems, such as those that analyze emotions,
candidates in school recruitment, or AI used in the judi-
ciary. As AI becomes an increasingly common element of
products and services, such a legal limitation could signi-
ficantly weaken consumer protection.

The too narrow scope of transparency obligations for
providers and users of high-risk AI used by private enti-
ties is also a bad omen for the future. The current versi-
ons of the AI Act assume that high-risk systems created
by private entities and used only within one country will
be registered, and supervised in national databases. This
not only reduces transparency, and provides an easy ad-
ministrative route towards an abusive use of invasive AI
systems capable of undermining the fundamental rights
of individuals at a mass scale.

The Trilogue

The trilogue formally began immediately after the vote in
the European Parliament. This means that the debate has
been moved from the democratic premises (although the
transparency and openness of the process leave much to
be desired) to the realm of political haggling between na-
tional and EU-level politicians. The access to this process
is strictly limited not only for the media, but also for re-
presentatives of civil society, academia, or the AI start-up
community. The situation got evenmore complicated due
to the snap elections in Spain, a country that holds the
EU Presidency until the end of the year. Even if Sánchez’
government manages to hold onto power, its ambitions
regarding the AI Act may fall victim to internal politics,
leading to the process being yet again delayed.

What is at stake?

The stakes in the trilogue from the perspective of rights
of EU citizens are twofold. Some governments continue to
opt for a blanket exemption for national security use ca-
ses from the scope of the AI Act at large. In practice, this
would mean that whenever government officials consider
someone or something a „threat to the national securi-
ty“, it will have the discretionary power to decide whe-
ther or not the Act is applicable, thus denying individuals
and groups affected by AI systems access to legal means
securing their fundamental rights.

National Security Exemption

Weakening provisions protecting citizens‘ rights can be
also achieved, should the parties reduce the list of pro-

hibited systems (especially in the case of tech used by
migration and border control agencies or the police), ex-
clude certain areas from the scope of the regulation al-
together (intelligence agencies, law enforcement agenci-
es), narrow down obligations for public institutions im-
plementing (particularly high risk) systems, or allow the
oversight mechanisms to remain solely within the con-
trol of national governments. Either way, such alterati-
ons would have profound implications, particularly for
migrants, refugees and other non-EU citizens, margina-
lized communities and the underprivileged. For citizens
of countries strugglingwith authoritarian tendencies, de-
mocratic backsliding, or human rights or rule of law vio-
lations the lack of effective legal protections, and inde-
pendent oversight over AI systems used by governments
could also translate to an even more perilous situation
for minorities, opposition politicians, or civil society ac-
tivists.

Big Tech’s Lobbying

Secondly, big business has not yet had its final say. The
very moment the trilogue officially took off, an open let-
ter attacking theAIAct signed by over 150 representatives
from European companies such as Airbus, Renault, Sie-
mens (as well as Heineken, and Danone) was published.
Its message is clear: we do not want what they portray-
ed as restrictive and innovation-stifling regulations. Ho-
wever, the main role in the private sector advocacy cam-
paign regarding the Act is played by non-European com-
panies: Microsoft, Alphabet and OpenAI. Officially, tech
giants proclaim deep commitment to developing proce-
dures based on ethical standards, building responsible ar-
tificial intelligence, and programs designed for the bene-
fit of users. Behind the doors, however, aswe learned from
a report by the European Corporate Observatory, Google,
Microsoft, and OpenAI are simultaneously spending big
money on large-scale lobbying efforts aimed at ensuring
that the AI Act imposes the least possible and least costly
requirements on companies.

Themain focus points of Big Tech lobbyists are the ge-
nerative AI legal framework, and the obligations for im-
porters, providers and deployers of high-risk systems. In
both cases the ultimate goal is to limit the scope of re-
sponsibilities and legal liability and weaken compliance
mechanisms (classification of systems as high risk, fun-
damental rights impact assessment, mandate and com-
petences of the Commission and the national supervi-

https://corporateeurope.org/en/2023/02/lobbying-ghost-machine
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sory authorities). Or, at the very least, complicate them
to a point of procedural ineffectiveness or inaccessibili-
ty. Lobbying activities peaked during the tournee by none
other than Sam Altman, who in June visited, and met wi-
th government officials in Brussels, Warsaw, Madrid, and
Munich. In addition to theorizing about the future apoca-
lypse caused by sentient machines, the head of Open AI
appealed for „global AI regulation“. What distinguishes
the Act from international law within the UN framework
is that as an element of the EU law it applies directly both
to States, and the private sector companies. Although a
global treaty on AI is desirable, its importance as well as
feasibility should not be overestimated, especially now,
on the verge of the introduction of a first international
legal act dedicated to AI as technology.

Conclusion

The AI Act is not a brainchild of revolutionary activists
and critical academics but a result of the Commission’s
attempt to foster the development of the European AI
sector. As an element of the EU’s new digital policy agen-
da, its main goal is to meet expectations of EU entrepre-
neurs by providing legal certainty within the single mar-
ket and encourage public and private sector institutions
to implement AI services fast, at a large scale, and wit-
hout compromising security. Thus, most AI systems will
not be subject to scrutiny, and large part of the Act is de-
voted to sandboxes – regulatory spaces in which a given
model, system or AI program can be safely experimented

with and tested before meeting all requirements. Given
new, significant funds allocated towards AI research and
development in recent years by the Commission it is all
the more incomprehensible why businesses are so unam-
biguously and vehemently critical of the Act.

Instead of pondering about far-fetched scenarios re-
miniscent of Stanley Kubrick’s ‚2001: Space Odyssey‘,
Sam Altman and other CEOs of leading AI companies,
should address more realistic, short-term questions. We-
re datasets that GPT models were trained on compiled in
breach of the GDPR? Does OpenAI or Microsoft (which
at this point has incorporated GPT into its business mo-
del) intend to supply AI technology to governments that
use AI to EU states with an ongoing record of violating
democratic principles and the rule of law? Will Alphabet
or Meta (continue to) export or just enable its potentially
harmful products to countries without any effective hu-
man or civil rights protection?

Anoutcomeof theTrilogue, inwhich the parties strike
a deal based on limiting obligations related to the securi-
ty, safety, and liberties of individuals affected by AI algo-
rithms for both the government and the private sector is
easy to imagine. Such agreementwouldmake several tech
executives happy, but come at the expense of citizens and
consumers. For people living in countries that have been
struggling with maintaining rule of law or human rights
violations, and undergoing societal polarization even be-
fore the advent of generative AI, these consequences will
be dire, if not irreversible.

https://apnews.com/article/chatgpt-openai-artificial-intelligence-rules-europe-1a249ab94593356940d8f56d15e8a019
https://www.youtube.com/watch?v=tSCrQQbPPHk
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On 1 June 2023, the Grand Chamber of the ECtHR con-
cluded a saga that even experts of the Strasbourg Court
might have overlooked. In the Grosam case, the alleged
shortcomings in the disciplinary procedure involving a
Czech enforcement officer (bailiff) have been addressed.
Understandably, the case has not garnered much attenti-
on. The Czech Republic faces no democratic decay com-
parable to Poland and Hungary. No systematic attacks on
judicial independence take place there. In fact, for bet-
ter or worse, no major judicial reform has been adopted
in the Czech Republic for more than a decade. Moreover,
the Grosam case did not concern disciplining judges, a
hot topic in the Luxembourg and Strasbourg Courts these
days, but only enforcement officers (soukromí exekutoři in
Czech).

Yet theGrosam chamber judgment was certainly not a
routine case. The chamber judgment went to the core of
the role of the ECtHR and, if it would have been allowed
to stand, it could have seriously undermined the legiti-
macy of the whole system of the Strasbourg protection.
The majority in the chamber judgment examined not on-
ly issues that were not raised in any manner in the do-
mestic proceedings, but evenmatters which the applicant
did not raise before the ECtHR itself. The majority thus
acted proprio mutu, de facto constructed the case for the
applicant, then conducted an abstract review of Czech le-
gislation, and ended up indicating general measures to
be taken by the Czech Republic to correct the purported
deficiencies. On top of that, the majority misrepresented
the state of Czech law and stretched the existing ECtHR
case law on judicial independence to develop standards
unheard of in Europe so far.

All of this eventually forced the Grand Chamber to
step in. In a nutshell, our argument is three-fold. First,
we suggest that the majority in the Grosam chamber
judgment violated the principle of subsidiarity and acted
indeed, as the chamber minority stated, ultra vires. The-
se grave failures were eventually remedied by the Grand
Chamber. Second, the chamber judgment put forward an

extreme vision of judicial insulation in the name of judi-
cial independence, both at the stages of judicial appoint-
ments, but also by effectively excluding any lay persons
from participating in judicial decision-making. This part
of the judgment, although formally set aside by the GC
judgment, remains in the air, as it has not been contradic-
ted on its merits. Finally, the chamber judgment exposed
several structural shortcomings of the internal functio-
ning of the European Court of Human Rights. Elsewhere,
we sought fo flag them up with a couple of suggestions as
to how one might approach them.

Facts of the Case

The Minister of Justice launched a disciplinary action
againstMrGrosam, an enforcement officer, before theDi-
sciplinary Chamber for Enforcement Officers at the Su-
preme Administrative Court following a complaint ma-
de to the Ministry of Justice. The Supreme Administra-
tive Court concluded that the (in)action of the enforce-
ment officer in question amounted to grossly negligent
conduct, and that Mr. Grosam had seriously breached his
professional duties. It imposed a disciplinary measure in
the form of a fine amounting to CZK 350,000 (approxim-
ately EUR 13,561).

After his constitutional complaint to the Czech Con-
stitutional Court was rejected, Mr Grosam lodged an ap-
plication to the Strasbourg Court. In his application, he
claimed that the disciplinary proceedings before the Di-
sciplinary Chamber at the Supreme Administrative Court
fall within the “criminal prong” of Article 6(1) ECHR, that
he was denied the right to appeal in criminal matters un-
der Article 2 of Protocol No. 7, and that the Disciplinary
Chamber violated the principle of presumption of inno-
cence under Article 6(2) and several procedural rights un-
der Articles 6(1) and 6(3)(d) of the Convention.

https://doi.org/10.17176/20230816-182923-0
https://verfassungsblog.de/the-strasbourg-court-goes-astray/
https://hudoc.echr.coe.int/#%7B%22fulltext%22:%5B%22grosam%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22,%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-217806%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/#%7B%22tabview%22:%5B%22document%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-225231%22%5D%7D
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=4454987
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=4454987
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=4454987
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A Summary of the Majority Opinion in the Chamber
Judgment

However, following a repeated series of questions posed
to the parties by the ECtHR, the chamber majority re-
framed the case’s focus, shifting towards the structural
independence and impartiality of the Disciplinary Cham-
ber. Importantly, Mr Grosam neither raised these con-
cerns before the Czech Constitutional Court nor in his in-
itial application to the ECtHR.

By a 4:3 majority, the Court eventually considered
that the legal regulation concerning the establishment of
the Disciplinary Chamber for enforcement officers, which
had heard and decided the applicant’s case, did not offer
sufficient safeguards guaranteeing the independence and
impartiality of the lay assessors, and thus of the Discipli-
nary Chamber as a whole.

More specifically, the chamber majority found the
“absence of sufficient safeguards” on four “grounds”: (1)
the absence of criteria for selecting nominees to lay as-
sessors; (2) insufficient guarantees for lay assessors in the
disciplinary panels against outside pressure; (3) lack of
appearance of independence; and (4) the fact that two en-
forcement officers who were sitting as lay assessors in the
6-member disciplinary chamber were the applicant’s di-
rect competitors.

An Unusually Strong Dissenting Opinion

Judges Eicke, Koskelo, and Wennerström challenged the
majority view with an unusually sharp joint dissenting
opinion. In essence, the dissenting judges argued that
the applicant’s complaints should not even have been de-
clared admissible. More specifically, they stated that the
majority had exceeded its competence as (1) it had exami-
ned issueswhichwere not in anymanner raised by the ap-
plicant in the domestic proceedings; (2) it had examined
matters which were not as such raised by the applicant
even before the Court, but which were, instead, raised by
the majority ex proprio motu, contrary to the established
limits of the Court’s judicial function; and (3) it had based
its conclusions on an abstract review of the domestic le-
gal framework and addressed issues which clearly had no
bearing on the case in question, which, according to the
Court’s established case law, is not its task.

As a result, the dissenting judges concluded that the
judgment entailed a deviation by the Court from the role
imposed on it as an impartial adjudicator in cases brought

before it, that the decision amounted to an ultra vires
act, that the majority had instrumentalized an individu-
al application for purposes other than the adjudication of
grievances actually presented to it by the applicant. One
can hardly find a more scathing dissent in the Strasbourg
Court’s history.

The Grand Chamber Cleans Up the Mess

The Grand Chamber reviewed the chamber judgment
unusually quickly and eventually reversed it. In a short
technical judgment, it sided with the chamber minori-
ty and found the application inadmissible since the ar-
guments regarding the absence of an “independent and
impartial” tribunal, which the applicant introduced follo-
wing the questions put to him by the chamber itself, were
brought out of time.

This reversal is laudable as the chamber majority put
the principle of subsidiarity on its head. The chamberma-
jority acted as a first instance court, as it decided on issues
that were not raised before domestic courts at all and we-
re not even made by the applicant before the ECtHR, until
he was enticed to do so by the, on all accounts leading,
questions by the ECtHR itself. Moreover, it did not focus
on the circumstances of the individual case. Instead, it
conducted an abstract review of domestic legislation. In
doing so, it did not cite any domestic commentary nor the
relevant domestic case law and practice. In fact, it offered
a very peculiar view and interpretation of domestic law as
well as its context, which had nothing to do with reality.

Does It?

It can thus be argued that, although the chamber
judgment exceptionally exceeded its competence, a con-
cern raised by the dissenting judges, which prompted the
Government to appeal the decision, has ultimately led to
its reversal by the Grand Chamber. The Strasbourg system
could thus be said to be working properly, with a proble-
matic issue flagged up and then resolved.

Yes and no. As the Grand Chamber did not reach the
merits stage, it did not engage with the specific views of
judicial independence qua judicial insulation advocated
by the chamber majority. That vision has three features.
First, the Grosam chamber judgment used an expansi-
ve interpretation of the doctrine of appearances, coupled
with an “abstract review” detached from the specific ca-
se, and the worst-case scenario hypotheticals (“what if”
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or extreme prophylactic logic), which de facto means that
anything and everything that one wants to challenge can
be declared as violating judicial independence. Second,
that approach will inevitably translate into extreme posi-
tions on substance, such as the idea that only judges can
decide on matters concerning the discipline of the legal
professions because members of other legal professions
and other lay judges are never able to meet the same ex-
alted standard of independence. Third, extending judicial
independence to the “pre-selection” stage and requiring
transparent, clear, and objective criteria even at this stage
would mean that virtually any selection of judges by po-
litical bodies violates the Convention

The Grand Chamber did not address any of these
issues. Naturally, from the point of view of the Strasbourg
system, it did not have to, since it declared the initial ap-
plication inadmissible. But the arguments against the Di-
sciplinary Chamber in the chamber judgment still hang in
the air and canbe exploited by domestic actorswhodonot
want a delicate balancing between judicial independence
and judicial accountability. In fact, in the Czech domestic
forum, the model that was based on sharing responsibi-
lity for judicial discipline as well as those of other legal
professions, including enforcement officers, is unlikely to
survive that “reputational hit” since the only “legal opi-
nion” there is on the substance of the matter is that this is
incompatible with the European Convention, coupled wi-
th the narrative that the original chamber judgment was
reversed only “on technicality”. Needless to say that it is
not only the Czech Republic, but also a number of other
countries in Europe that foresee the inclusion of other le-
gal professions into the decision-making on judicial di-
scipline, typically before a tribunal with a mixed compo-
sition of judges and non-judges.

What is next?

The chamber treatment of the Grosam case raised many
eyebrows. The majority acted ultra vires, misinterpreted
domestic law, engaged in an abstract review of domestic
legislation, and introduced an extreme vision of judicial
independence. But the procedure before the ECtHR inclu-

ded further irregularities. It took more than nine years to
deliver the chamber judgment, after long periods of inac-
tivity and a series of guiding questions to the applicant.
The final deliberation took only place when the term of
two judges had expired, and the president of the cham-
ber was a “hold-over” judge. In other words, the majority
of the tiniest chamber majority was technically speaking
“out of office” already.

Such a singular constellation might be used as an im-
petus for pondering on the internal functioning of the EC-
tHR to help prevent judgments such as Grosam from be-
ing reached. The measures might include increased indi-
vidual accountability of judge rapporteurs; reconsidering
the role of “lame-duck” judges; diffusing and thereby bet-
ter controlling the role of national judges; a reflection on
the practice of setting up the ECtHR’s sections and consti-
tuting the chambers; and introducing an internal red flag
system. Some of those proposals have already been made
by others, especially by Judge Albuquerque. However, the
Grosam saga, which brought a simple inadmissibility case
to the Grand Chamber, shows that the ECtHR should take
them more seriously than ever. Our piece in the European
Law Review on the Grosam chamber judgment explores
those suggestions in detail.

Conclusion

The Strasbourg Court has recently flexed its muscles in
judicial governance issues. By creative interpretation of
the notion of “tribunal established by law”, it has set new
standards for, among other things, the selection of jud-
ges, the role of court presidents, the relocation and re-
assignment of judges, and case assignment. The key ta-
keaway from these judgments ranging from Astradsson
and Grzęda to Tuleya and Lorenzo Bragado is simple –
the member states of the Council of Europe are bound to
uphold the rule of law. The Grosam saga showed that the
Strasbourg Court could be rather easily accused of prea-
ching water but drinking wine itself. That is unaccepta-
ble. The ECtHR should abide by its own standards. If it
fails to do so, it might end up drinking alone.

https://mdxminds.com/2018/01/16/how-to-save-the-european-court-of-human-rights-in-3-steps/
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=4454987
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=4454987
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22appno%22:%5B%2226374/18%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-206582%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/#%7B%22fulltext%22:%5B%22%22CASE%20OF%20GRZ%C4%98DA%20v.%20POLAND%22%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22,%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-216400%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/#%7B%22fulltext%22:%5B%22Tuleya%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22,%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-225672%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/#%7B%22fulltext%22:%5B%22Lorenzo%20Bragado%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22GRANDCHAMBER%22,%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-225331%22%5D%7D
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Across the European continent, far-right parties are
soaring in opinion polls. As the far right continues estab-
lishing its presence on themainstreampolitical stage, the
urgency to address its rise and normalisation cannot be
overstated. But which strategies are effective when and
why?

From the margins into the mainstream

The success of the far right has been in the making
for a long time. The far right is an umbrella term that
captures the growing links between ‘(populist) radical
right’ (illiberal-democratic) and ‘extreme right’ (anti-
democratic) political actors. Ideologically, the far right
is characterised by nativism and authoritarianism. Nati-
vism is a xenophobic form of nationalism, which holds
that non-native elements form a threat to the homoge-
neous nation-state. Authoritarianism refers to the belief
in a strictly ordered society, where infringements against
the ‘law and order’ are to be punished severely. As a re-
sult, far-right ideologies are exclusionary and hierarchi-
cal, often manifesting as a range of beliefs that are ra-
cist, sexist, anti-immigrant, and hostile towards LGBTQ+
communities.

While the onset of the COVID-19 pandemic appeared
to take the wind out of the sails of far-right parties (par-
ticularly those in opposition), their decline in popularity
proved to be transient. In fact, since the beginning of the
21st century, the far right has shaken up party systems in
almost every country in Europe and beyond. Recent years
have seen far-right parties assume governmental respon-
sibilities in various countries, including Italy and Finland.
Meanwhile, in Austria and Belgium, the Freedom Party
(FPÖ) and the Flemish Interest Party (VB) are polling at
approximately 25 percent.

Even countries that long seemed ‘immune’ now ap-
pear to have succumbed to the far-right spell: in Scan-
dinavia, the Sweden Democrats (SD) – which were long
treated as pariahs by media commentators and main-
stream competitors – are now backing a minority coali-

tion. Despite suffering substantive electoral losses in the
recent snap election, Spain’s far-right party Vox might
become kingmaker in the coalition talks. In Germany, the
Alternative für Deutschland (AfD) is soaring in the polls.
Having marked its 10th birthday earlier this year, the par-
ty is currently celebrating the instalment of their first
elected mayors at the local level.

The electoral advances of the far right have rekind-
led the age-old discussion on how to effectively address
their presence. With elections around the corner at the
European, national, subnational and local levels, the sta-
kes are high. Germany is gearing up for elections in three
eastern states – a region where support for the far right is
notoriously high. Meanwhile, citizens in Poland and the
Netherlands are preparing to cast their votes in the up-
coming parliamentary elections. Looking ahead to 2024,
Belgium and Austria will follow suit. In the same year, the
European Parliament elections are scheduled, where the
far right is likely to solidify its presence.

Understanding the success of the far right

To answer the question of how to respond to the far right,
we first need to understand the reasons behind its suc-
cess, which are complex and manifold. To begin with, in-
dividual attitudes play a major role – even though they
are often neglected in media discourses. For instance,
far-right support cannot simply be dismissed as ‘protest’
against the status quo, or dissatisfaction with particular
policy items, such as the much-discussed ‘heating law’ in
Germany or measures to curb nitrogen emissions in the
Netherlands. Instead, opposition to immigration remains
one of the key drivers behind far-right voting – although
scholars have distinguished more fine-grained attitudes,
suggesting that immigration scepticism (i.e. wanting to
reduce immigration) is a stronger predictor than xeno-
phobia or racism.

While individual attitudes matter, they do not auto-
matically translate into far-right support. Indeed, these
attitudes need to be mobilised by far-right parties and ac-
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tors. Generally speaking, far-right parties are more likely
to succeed if they are able to present themselves as credi-
ble alternatives to mainstream parties. As with any party,
an appealing programme, charismatic leader(s) and a so-
lid organisation are key. In recent decades,many far-right
parties have adopted features of the mass party model
and developed policy positions on a wide range of other
issues, including foreign policy, gender, and climate.

Crucially, the success of far-right parties is also con-
tingent on the way in which they are perceived and recei-
ved by other actors, notably mainstream parties, media
practitioners, and civil society actors. Together, they ser-
ve as gatekeepers who control the gateway to the political
arena. As such, their behaviour is particularly important
in determining the electoral trajectory of far-right parties
in the earlier stages of their life span (i.e. before their in-
itial breakthrough). But alsoafter the far right has entered
the political stage, responses from mainstream competi-
tors, the media, and the general public continue to play
an important role.

Strategies against the far right

From a purely theoretical perspective, three strategies
can be discerned when confronted with a far-right chal-
lenger: demarcation, confrontation, and accommodati-
on. First, mainstream parties (just like media practitio-
ners) can opt to isolate the far right through demarcati-
on (or Abgrenzung in German), for instance by treating
them as pariahs, or by setting up a cordon sanitaire or
‘firewall’. Second, established politicians might choose to
engage with the far right by assuming a confrontational
stance. For instance, they might demonise or stigmatise
the far right, thereby openly distancing themselves from
them. Similarly, journalists might seek to ‘expose’ them
by showing their ‘true face’ (ontmaskeren in Dutch), or
they can delegitimise these parties (and their policies)
through unfavourable news coverage. Third, mainstream
parties can opt to accommodate the far right, for instance
by copying their views or policies or choosing to collabo-
rate with them.

So which strategy is the most effective in countering
the far right? History suggests that there is no ‘silver bul-
let’ in dealing with the far right. It very much depends on
the context, as well as on the timing. Austria is an intere-
sting case in this respect, as all these different strategies
have been adopted at different times and by different ac-
tors, but none of them led to the long-term vanishing of

the far right. Mainstream politicians and popular media
commentators often suggest that isolating the far right
could risk confirming the populist claim that ‘the elites’
are unresponsive to the concerns of ‘the people’, thereby
fuelling the populist fire. However, empirical evidence for
this claim is scarce.

There is also mixed evidence for the confrontational
and accommodative strategies. In theory, the latter could
have amoderating effect by forcing far-right parties to to-
ne down their rhetoric. This is what Reinhard Heinisch
has called the ‘filtration effect’. Earlier studies also sugge-
sted that by accommodating far-right contenders, centre-
right parties could actually succeed in seizing some of
their electoral support, particularly if the far-right chal-
lenger has acted as a junior coalition partner. This is also
known as the ‘black-widow-effect’.

However, more recent studies have shown that ad-
opting far-right positions does not help to win back vo-
ters but in fact, contributes to legitimising the pariah’s
views and agenda. Similarly, including the far right in-
to power to ‘demystify’ it has proven ineffective. Histori-
cal instances of far-right government participation have
yielded a range of outcomes. But the bottom line is that
the risks of collaboration outweigh the benefits: once in
power, the far right can actively contribute to serious de-
mocratic backsliding, as we have seen in Poland, Hunga-
ry, and the United States. Moreover, when far-right ideas
are disseminated from a position of power, it accelerates
the mainstreaming and normalisation of these ideas.

Where to go from here?

Although there is no magic formula on how to deal with
the far right, insights from research enable us to outline
some effective strategies and pitfalls to avoid. Evidence
put forward by Joost van Spanje and Nan Dirk de Graaf
indicates that engagement strategies (i.e. confrontation
and accommodation) are most effective when combined
with non-engagement strategies (i.e. demarcation). Dra-
wing on evidence from nearly 300 election results in 28
Western European countries from 1944 to 2011, the aut-
hors show that copying (or ‘parroting’) a challenger par-
ty can work (i.e. it can decrease that party’s support), but
only if that party is also systematically isolated. This sug-
gests that combining different strategies might be key to
their overall effectiveness.

Moreover, evidence from Belgium suggests that de-
marcation can actually work. When a cordon is truly ‘wa-
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tertight’ in the sense that the media universally deny ac-
cess to far-right parties and mainstream parties clearly
rule out any sort of cooperation, it can deprive the far
right of the oxygen they need to grow and flourish. Ho-
wever, the effectiveness of the demarcation strategy ulti-
mately hinges on its rigidness and timing. When a cordon
is permissive (i.e. allowing some possibility for cooperati-
on with far-right actors because they are not universally
treated as pariahs), it is less likely to be effective. As Da-
vid Art reminds us, ‘even small cracks in the cordon sani-
taire can have large consequences’. That is precisely why
political parties should not make exceptions at any fede-
ral level – unlike CDU leader Friedrich Merz, who called
for more pragmatic cooperation with the AfD at the lo-
cal level a few weeks ago. In fact, the local level serves as
a particularly important bulwark against the far right, as
emphasised in a study by Antonis Ellinas on antifascist
mobilisation in Greece.

At the same time, media coverage matters. In Ger-
many and beyond, media commentators seem to be
scrambling for the most sensational headline when it co-
mes to the far right’s recent high ratings in the polls (ther-
eby ignoring normal margins of error). This, again, runs
against what we know from existing research: when ad-
hering to a strict demarcation, media practitioners can
significantly hamper the far right’s success, as shown in
Wallonia.

Here to stay: dealing with the far right is a long-term
challenge

Demarcation is admittedly easier before the far right has
passed the ‘threshold of relevance’. Many may therefore
wonder how dealing with the far right will or should ch-
ange after it has gained a solid foothold in the party sy-
stem. Indeed, once a far-right party has won parliamen-
tary representation, it effectively changes the parame-
ters of party competition, and electoral fortunes become
less dependent on the tacticalmanoeuvring of other play-
ers, includingmainstreamparties and themedia. But that
does not mean that the responses do not matter anymo-
re. If anything, this is when the mainstreaming processes
become even more relevant.

Since the far right is likely to be here to stay, learning
how to deal with it will undoubtedly be a long-term chall-
enge – but one that cannot be avoided. In the words of
Tim Bale, ‘once the toothpaste is out of the tube, the can
of worms opened, the issues rarely go away’. The norma-
lisation of the far right can be seen as one of the greatest
threats that liberal democracies are currently facing. In-
stead of integrating far-right positions and frames, main-
stream parties should thus focus on strengthening liberal
democracy and reclaiming the political agenda on the ba-
sis of offering credible political alternatives. This involves
staying true to their own story, getting back in touch with
their core electorates, and creating strict boundaries on
how much intolerance liberal democracies should tolera-
te. If these boundaries are not set, it becomes much easier
for far-right actors to push them further and further.
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Three decades ago, the European Union (EU) made a fun-
damental choice to build an Economic and Monetary Uni-
on (EMU). But, as the Treaties made quite clear, its struc-
ture would be ‘asymmetric’. Monetary policy would be su-
pranationalized but economic policy would remain natio-
nal. And for good reason—only the Member States poss-
essed the necessary democratic and constitutional legi-
timacy to make economic and related fiscal policies. As
the CJEU recognized inPringle (para 64), ‘Articles 2(3) and
5(1) TFEU restrict the role of the Union in the area of eco-
nomic policy to the adoption of coordinating measures’.

Much of the legal bickering in the EU of the last fif-
teen years, and indeed longer, has revolved around the
constraints that this Treaty-based asymmetric structu-
re imposes. There was, in particular, growing frustra-
tion about the weak implementation of the country-
specific recommendations under the SGP and the Eu-
ropean Semester, the Union’s main vehicles of econo-
mic policy coordination. The frustration was particular-
ly acute regarding the euro-area Member States, who-
se economic-policy shortcomings—well on display in the
euro crisis—resulted in substantial hardship and costs for
other Member States. During the euro crisis, adjustment
programs and their economic policy conditionality provi-
ded a powerful—though intergovernmental and, in many
ways, problematic—way of gaining more say over indivi-
dual member states’ economic policies. The Union itself
lacked tools with any equivalent traction.

Something quite remarkable, however, has happened
over the course of the last four years. Cohesion policy—
which had heretofore been a policy backwater, aimed at
addressing regional disparities—has emerged as the EU’s
primary vehicle for reshaping economic and related fiscal
policies in theMember States. In the EU’s 2021-2027Mul-
tiannual Financial Framework (MFF), the title ‘Cohesion,
Resilience and Values’ has turned into a massive area of
Union spending,with €426.7 billion allocated to these po-
licies under the MFF itself and an additional €776.5 billi-

on through NextGenerationEU (NGEU). The new regime
redirects vast amounts of EU funding to national policy
priorities with often little or no obvious connection to the
traditional cohesion policy objectives of reducing dispa-
rities and the backwardness of least advantaged regions.

Through the Recovery and Resilience Facility (RRF)—
whose sole legal basis, it should be remembered, is the
flexibility clause in the Treaty’s cohesion title, Article
175(3) TFEU—the use of cohesion policy has transformed
supranational involvement in national economic and fis-
cal policymaking. Via the RRF, cohesion policy has beco-
me the basis ‘money for reforms’, regardless of whether
the EU or the Member State hold legislative competence
in the relevant area. Whereas previously the region ser-
ved as the relevant unit of cohesion policy, now the focus
is on the entirety of the Member State or indeed the EU
as a whole.

As a result, cohesion policy and economic and rela-
ted fiscal policies have morphed into one integrated po-
licy field in which any economic or fiscal policy measu-
re that can be plausibly described as a structural reform
(primarily an area of Member State competence, subject
to Union coordination) can now be reframed as a measu-
re of EU cohesion policy (a shared competence) that can
be supported by EU funds to incentivize compliance. How
did this happen?

The Revolutionary Reinterpretation of Article 175(3) TFEU

One might respond ‘Covid’ (and hence NGEU) but that
actually would not be exactly right. The basis of this
constitutional transformation was in fact a revolutiona-
ry reinterpretation of Article 175(3) TFEU that predated
NGEU. And that reinterpretation was undertaken by the
legal services of the EU institutions largely outside of pu-
blic scrutiny.

This post seeks to make this hidden legal evolution vi-
sible, by examining previously undisclosed legal analyses
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of the Council Legal Service (CLS) on this crucial questi-
on. The CLS is the main source of legal advice that the
Council and the European Council use when approving
measures, and it is always present inCouncil decisionma-
king. Its advice is highly influential but seldom available
for public debate and scrutiny, as the Council continues
to insist on its confidentiality despite consistent CJEU ca-
se law to the contrary.

Before turning to that legal advice in earnest, howe-
ver, let usmake one thing clear: this blog post is not about
the legality of the NGEU. That ship has clearly sailed, the
moneys are now largely borrowed, disbursed, and spent,
and there is little chance that they would, could, or even
should ever be clawed back. What remains, however, open
to debate—and indeed should be thoroughly considered—
are the potential long-term consequences of the legal re-
volution.

Indeed, the idea has been floated (see, e.g., here and
here) that Article 175(3) TFEU could serve as a basis for
a non-emergency spending programme or even perma-
nent fiscal capacity in the EU, without the need for fur-
ther treaty change. While we share (politically) the hope
that the EU might attain some kind of expanded and mo-
re permanent borrowing and spending capacities in the
future, we question (legally and normatively) whether a
heroic reinterpretation of Article 175(3) TFEU beyond all
recognition is the right way to accomplish that goal. At
the same time, we wish to make the power of institutio-
nal lawyers in engineering such a profound change visible
for a critical examination. Hence this blog post.

The Roots of the Change: The RSP/RDT, EISF, and BICC

As part of the effort to support the adoption of NGEU
in 2020, the CLS exceptionally – and strategically – pu-
blished its legal advice on the emergency programme.
This opinion focused exclusively on the compatibility of
NGEU with the budgetary rules in Articles 310-311 TFEU,
the suitability of the emergency rules in Article 122 TFEU
as a legal basis for the EU’s Recovery Instrument (EURI),
and the compatibility of the overall programme with the
no-bailout clause in Article 125 TFEU. It did not discuss
the cohesion flexibility clause in Article 175(3) TFEU as a
legal basis for the RRF.

Why did such a momentous legal reinterpretation re-
ceive so little attention?Perhaps because theCLS thought
the issue was already debated and settled in favour of a
broad reading. In the two years prior to the Covid crisis,

the Commission had advanced a number of (admittedly
much smaller) proposals to create a so-called euro-area
budget, all of which were based on Article 175(3) TFEU.
Thefirst, in 2018,was the €25 billionReformSupport Pro-
gramme (RSP), of which €22 billion was to finance the re-
form delivery tool (RDT), designed to incentivise Mem-
ber States to undertake structural reforms. The second,
also in 2018, was the European Investment Stabilisati-
on Function (EISF) that would have made available a €30
billion pot of loans and interest-rate subsidies for Euro
area and ERM II Member States to finance public invest-
ments in economic downturns. In 2019, these two instru-
ments were then folded together into a third proposal for
a Budgetary Instrument for Convergence and Competiti-
veness (BICC) encompassing similar elements. However,
while the two first proposals were based, in whole or in
(overwhelming) part, on Article 175(3) TFEU, the BICC
proposal was framed as a measure of economic governan-
ce, limited to the euro area states and based on Article
136(1)(b) TFEU in combination with Article 121(6) TFEU.
Nonetheless, as we shall see below, the BICC envisaged a
substantial component related to financing that was also
to be based on Article 175(3) TFEU.

This legislative process, culminating in the BICC, was
entering its final stages when the Covid crisis hit in spring
2020. Prior to this, the CLS had issued confidential opini-
ons on all three, which seemingly settled the question of
using a radically reinterpretedArticle 175(3) TFEU as a le-
gal basis for these sorts of initiatives. This entire process
escaped any real scholarly attention, apart from this ob-
servation by one of us (writing with a different co-author)
that this reading of Article 175(3) TFEU would exclude
‘very few economic policy measures’. This, in turn, ‘rais[ed]
the question of how to draw the border between economic
policies and cohesion policies’ without effectively empty-
ing ‘the field of economic policies of independent content’.

Given our ongoing work on how NGEU fits into longer
termdevelopments in EU law andpolitics, wemade public
access requests to both the Commission and the Coun-
cil for access to the legal advice in consideration of the
RSP/RDT, the EISF, and the BICC. The Commission’s re-
sponse to this request was implausibly small, identifying
just a few documents involving minor technical amend-
ments to draft proposals from the final stages preceding
their formal approval, none of them illuminating. We find
this response unconvincing—the Commission Legal Ser-
vice must have been closely integrated into the develop-
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ment of these innovative and legally transformative pro-
posals by giving advice in various forms and formats. Ho-
wever, we are still waiting for a decision on our confir-
matory application, which also specifically addressed the
need to grant access even to other than formal legal opi-
nions, as well as the public interest involved in the legal
transformation of the past years.

The Council’s production in response to our requests
was more forthcoming, albeit only after an initial refu-
sal to grant full access, which the Council reversed upon
a confirmatory application. The Council eventually gran-
ted access to four legal opinions: an EISF opinion of 15
January 2019, an RSP opinion of 19 February 2019, and
a first BICC opinion dated 15 October 2019 and a second
BICC opinion dated 23 January 2020. The first BICC opini-
on concerned the possibility of using an intergovernmen-
tal agreement and is not relevant for the pre-NGEU inter-
pretation of Article 175(3) TFEU considered here. Follo-
wing our requests, all four opinions are now publicly ac-
cessible in the Council’s public register of documents.

These opinions provide a glimpse into what we might
understand as the hidden pre-history of Article 175(3)
TFEU as a basis for deep EU involvement in important
aspects of national economic policy that was ultimately
realized through NGEU. Instead of Treaty reform, the in-
stitutional legal services turned cohesion policy into the
cavalry that rode to rescue, opening the door to altering
Treaty-based competence allocations by way of the ordi-
nary legislative procedure.

Article 175(3) TFEU—the Cohesion Flexibility Clause and
the Existing Case Law

Article 175(3) TFEU is the flexibility clause in the cohesi-
on title in the TFEU, authorizing the adoption of ‘neces-
sary’ and ‘specific actions’ within the framework of cohe-
sion policy but otherwise ‘outside the Funds’, i.e., those
contemplated or specifically mentioned in Articles 174,
175(1) TFEU and/or 177(1) and (2) TFEU.

The key framing language for cohesion policy, first in-
troduced into the treaties in the Single European Act of
1986 and still present in Article 174 TFEU, defines the
purpose of this area of EU competence as ‘reducing dis-
parities between the levels of development of the various
regions and the backwardness of the least favoured regi-
ons’. Based on that language, one would think that the
function of Article 175(3) TFEU would be rather limited,

tied to supplementing EU action under the existing struc-
tural and cohesion funds, whose regional-developmental
purposes have been well-settled over decades of experi-
ence.

The CJEU’s 2009 judgment in the case of the Interna-
tional Fund for Ireland (IFI) is to our knowledge the only
case law extant on the use of cohesion’s flexibility clau-
se as a legal basis (in this case interpreting the substan-
tively identical predecessor clause in Article 159(3) EC).
In its ruling, the Court did not follow theAG’s logic, which
had stressed that the seemingly capacious term ‘cohesi-
on’, when read in isolation, was ‘a broad overall concept
with imprecise contours’ (IFI, Opinion of AG Bot, para 82).
Instead, focusing on the phrase ‘specific actions’ in the
clause, the Court held that the flexibility provision only
serves as the appropriate legal basis when the legislator
could ‘guarantee that all of the interventions [of the pro-
gramme adopted under this provision] will in fact address
the objectives that are specific to the [EU]’s policy on eco-
nomic and social cohesion’ (IFI, para 62). This ‘guarantee’
obligation of the Union legislator, in turn, created a re-
lated obligation on the part of European institutions im-
plementing any such programme, to ‘prevent the use [of
funds] to cover actions which, while complying with the ob-
jectives of [that programme], extend beyond the scope of
the [Union]’s policy on economic and social cohesion’ (IFI,
para 59).

The Court’s combination of the ‘guarantee’ and ‘pre-
vention’ obligations clearly constrained the discretion of
the Union legislator as well as that of implementing ad-
ministrative actors (both supranational and national) un-
der Article 159(3) EC, and therefore also under Article
175(3) TFEU going forward. EU policy on economic and
social cohesion thus has clearly defined limits, support-
ing the idea that not every policy measure with economic
implications could be redefined as ‘cohesion policy’.

Institutional legal opinions typically include analyses
of the Court’s existing case law and discuss its relevan-
ce for the matter at hand. But the institutional context
in which each legal service works also matters. The le-
gal service of the Commission—in line with the task of
the master that it serves—remains more integrationist in
its approach, focused on removing obstacles that the case
law might pose. The CLS, by contrast, is generally belie-
ved to be more concerned with preserving Member Sta-
te interests. But the CLS also enjoys strategic room for
manoeuvre on this point. The ‘will’ of the Council is of-
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ten difficult to discern, given the great variety of views
among the Member States. As matter of political reali-
ty, that ‘will’ is often based on the views of the domi-
nant or a few strong Member States that have reached an
agreement on a particular issue sufficient to push it th-
rough. Identifying compromises and providing the legal
language for realizing those agreements is where much
of power of the CLS derives, even as it seeks to hold itself
out as apolitical and impartial honest broker among all
the Member States.

In its various opinions on the RSP, the EISF, and the
BICC discussed below, the CLS clearly sought to exploit
this strategic room for manoeuvre. Rather than operating
within the confines of the ‘guarantee’ and ‘prevention’ ob-
ligations articulated by the Court in IFI, it seized on the
more forgiving logic of the AG’s opinion. The CLS opini-
ons do not cite the relevant paragraphs of the IFI ruling
(paras 59 and 62). And yet, the CLS was clearly aware of
the ruling, as it indeed did cite and/or quote paragraphs
45, 52 and 53. This selective and highly strategic reading
resulted in a significantly more expansive interpretation
of Article 175(3) TFEU that is arguably in deep tension
with what the Court actually held in IFI.

The CLS Opinion on the EISF of January 2019

We begin with the CLS opinion that was first in time:
the EISF opinion dated 15 January 2019. To recall, the
EISF was a Union loan facility that was to provide subsidi-
sed loans to Member States in economic trouble, to allow
them to maintain adequate level of public investment.
The CLS correctly acknowledged that, per the existing ca-
se law, ‘cohesion cannot be used as an instrument to achie-
ve the Union aims in other policy areas, such as economic
policy’ (EISF opinion, para 28, quoting language from IFI,
para 46). But in seeking nonetheless to blur the distinc-
tion between those two policy domains so as to avoid the
implications of this prohibition, the CLS stressed that the
‘notion of cohesion policy is particularly broad and inclusi-
ve’ (EISF opinion, para 35, citing IFI 2009, Opinion of AG
Bot, para 90). Instead of considering the actual wording of
Article 174 TFEU, the CLS argued that the ‘scope of Artic-
le 174 TFEU is not limited to specific sectors and is defined
functionally – on the basis of its objectives – , rather than
organically’. From this the CLS concluded that the Treaty
‘leaves a large margin of discretion to the legislator as to
how the cohesion aims should be achieved’ (EISF opinion,
para 35). At the same time, the CLS remained strategi-

cally silent on the constraints on that discretion derived
from the ‘guarantee’ and ‘prevention’ obligations that the
Court had defined (IFI, paras 59 and 62).

In lieu of these requirements, the CLS advanced its
own more forgiving analytical framework, grounded in
what we might call the ‘preponderant aim’ test. To quo-
te the opinion, the violation of the boundaries of Article
175(3) TFEU as a legal basis should turn on whether cohe-
sion is ‘be[ing] used with the preponderant aim’ either ‘to
enhance the economic coordination between Member Sta-
tes’ or ‘of ensuring the stability of the euro area’ (EISF opi-
nion, paras 29 and 31).

To avoid the rather obvious conclusion that this was
precisely how the EISF was being used (which an objecti-
ve analysis of the history of the prior decade or the pro-
gramme’s stated purposes would seem to warrant), the
CLS then engaged in a rhetorical and analytical sleight of
hand. Over a series of rather elliptical paragraphs (EISF
opinion, paras 12, 40-41, and 54-57), it found in effect
that the infamous asymmetry in the EMU between cen-
tralized monetary policy and decentralized fiscal policy—
eminently a question of economic policy of the most fun-
damental sort—along with derivative risks of ‘asymmetric
shocks’ across the Member States which that structural
and economic asymmetry created (EISF opinion, paras 3,
11-13, 38-41, 44, 54-56), gave rise to ‘vulnerabilities’ that
the Union legislator was empowered to address as a mat-
ter of cohesion under in Article 175(3) TFEU (EISF opini-
on, paras 39 and 48). The CLS further underlines that the
EISF financial support is to be used exclusively for pur-
poses defined ‘in the future common provision regulation
for the cohesion policy, or social investment into education
and training’ (EISF opinion, para 43).

As regards economic policy, what seemed decisive is
that the regulation does not conflict or overlap with the
EU’s economic coordination procedures. More specifical-
ly, there is a complete silence on the fact that substantive
economic policy and its consequences actually fall under
Member States’ national competence.

It is our view that, in upholding this choice of legal ba-
sis, the CLS engaged in a series of analytical manoeuvres
that both ignored the IFI ruling quoted above while also
transforming the concept of cohesion to such an extent
that it did indeed effectively dissolve the boundary bet-
ween it and general economic policy. In short, the CLS
found that the Union had the tools to address the con-
stitutional design of the EMU, but without the difficult
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process of treaty change, as one might suppose would be
necessary. Rather, it could be done through a back-door
process of legally re-engineering the concept of cohesi-
on to extend it to economic ‘vulnerabilities’ at the level
of the Member State or EU as a whole arising out of the
EMU’s asymmetrical design.

The CLS Opinion on the RSP of February 2019

A month later, the CLS issued the RSP opinion upholding
Article 175(3) TFEU as the legal basis for the RSP and,mo-
re particularly, the RDT (as well as a similar ‘convergence
facility’ for Member States in the ERM II). The RDT, as
explained above, was designed to reward Member States
with grants in exchange for implementing structural re-
forms deemed appropriate by the Union.

This new opinion proceeded according to a similar lo-
gic as the EISF opinion (indeed, it incorporated its foun-
dational paragraphs by reference). The programme was
once again designed to solve a problem that went to a
core economic policy feature of EMU: the ‘more intensive
and effective policy coordination’ envisioned by the Delors
Report in 1989 (p 11, para 12) that eventually evolved in-
to the (admittedly dysfunctional) European Semester sy-
stem of the last decade.

The key feature of the RSP, grounded in Article 175(3)
TFEU, were ‘financial incentives for the implementation of
non-investment related structural reforms by the Member
States’ (RSP opinion, para 3; see also paras 9, 24-25, and
43). Reforms eligible for funding under the tool are those
that ‘aim at addressing challenges identified in the context
of the European Semester’ (RSP opinion, para 11, quoting
Article 8 of the Commission’s RSP Proposal). The justifi-
cation for cohesion payments for such reforms depended
on whether or not the action ‘promot[ed] resilient econo-
mic and social structures in the Member States’ (RSP opi-
nion, para 8).While approving the legal basis, the Council
Legal Service made its use “subject to a number of adapt-
ations of provisions relating to i) the eligibility of reforms,
ii) the assessment and allocation criteria for funding, iii)
the governance and decision making, so that they constitu-
te a genuine instrument of cohesion” understood, now, in
terms of resilience (RSP opinion, para 64).

Promoting ‘resilience’ at the level of the Member State
became, in effect, the hook on which the use of cohesion
legal basis Article 175(3) TFEU ultimately hung. The aim
of the RSP, the opinion found, was ‘not to create the con-
ditions for the optimal and proper functioning of the euro,

thus its stability’; rather, it was ‘to underpin the econo-
mic resilience ofMember States’ and hencewas an exercise
of cohesion policy as now expansively reinterpreted (RSP
opinion, para 48). This attempted distinction, of cour-
se, borders on the absurd. These two aims are really one
and the same and trying to differentiate between them
is rather nonsensical. But these are precisely the sort of
mental gymnastics that the CLS’s proffered ‘preponder-
ant aim’ test forced on its lawyers in order to support the
RSP. Indeed, the opinion went so far as to claim that, if
the money spent under the RSP advanced any of these
aims, it should ‘[i]n principle’ be seen as ‘earmarked for
policies which are identified as cohesion’ (RSP opinion, pa-
ra 28). The opinion included no mention of the fact that,
substantively, the structural reforms to be promoted fall
under Member State competence and form a core area of
their democratic policies.

The CLS Opinion on BICC of January 2020

The reinterpretation of Article 175(3) TFEU reached its
culmination in the CLS legal opinion of January 2020 on
theBICC. TheCommissionhadproposed theBICC in 2019
as a comprehensive vehicle for implementing a euro area
budget, encompassing (and therefore also superseding)
the earlier RSP and EISF proposals. The BICC sought to
provide euro area member states with financial grants,
not only as reward for reforms as in the RDT, but—as a
nod to theEISF—also tofinance public investments. It en-
visaged a process whereby member states would submit
projects for reforms and investments, linked to National
Reform Programmes, in this sense anticipating the NRRP
process under the RRF.

The BICC’s specified legal bases were Articles 121(6)
and 136 TFEU (authorizing establishment of multilate-
ral surveillance procedures to coordinate budgetary and
economic policies). However, there were allusions in the
publicly available record on Council discussions of Artic-
le 175 TFEU also serving as a possible basis, at least in
terms of financing. It is also the applicability of Article
175(3) TFEU that the Council Legal Service analyses in its
opinion.

The challenge of using Article 175(3) TFEU to finan-
ce the BICC implicated a classic obstacle in the political
economy of the EU budget—juste retour—or what would
each Member State receive from the instrument relative
to their contributions to the general EU budget. Relying
on the approach created for the RSP, the BICC would al-
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locate the funding based on a complex formula tied, inter
alia, to relative population andGDPof eachMember State
(BICC opinion, paras 12-14). Several Member States were
concerned that this allocation method thus ‘would incor-
porate a refunding or “juste retour” logic’ that ‘would put
at jeopardy the cohesion [i.e., developmental] objectives of
the instrument’ (BICC opinion, para 25).

The concern was entirely understandable in view of
established understandings of cohesion policy as inter-
preted in the case law, notably the ‘guarantee’ and ‘pre-
vention’ obligations (IFI, paras 59 and 62). Specifically wi-
th regard to the dimensions of the allocation criteria that
suggested reliance on a ‘juste retour logic’, the Council
Legal Service now concluded that those dimensions:

can be reconciled with the cohesion purposes of
the proposal, bearing in mind the very specific
nature of this cohesion instrument which aims
at bringing convergence and competitiveness
within the euro area through the implementati-
on of reforms and investments. Actually, in an
area so economically integrated as the one of
the monetary union, the implementation of eli-
gible reforms and investments by bigger econo-
mies (i.e., those with the higher share of GNIs)
may have a more significant impact in bringing
about the overall convergence and competitive-
ness of the euro area as a whole (BICC opinion,
para 27).

Thus, the eclipsing of the traditional regional-
developmental focus of cohesion policy in favour of the
pursuit of more general economic policy goals like ‘con-
vergence and competitiveness’ across the EU as a whole—
which the Council legal opinions for the EISF and RDT
had suggested—wasnowessentially complete. This is cle-
arly evidenced by how the legal bases of cohesion and
economic governance were used interchangeably by the
Commission, with the blessing of the CLS, formore or less
the same legislative proposal.

Conclusion: Toward a Permanent Fiscal Capacity Based
on Article 175(3) TFEU?

This is where the matter stood when, in spring 2020, the
demands of the Covid crisis led to the withdrawal of the
BICC (and hence the RSP and EISF) in favour of theNGEU,
the EURI, and the RRF. But those earlier efforts lived on as

models to be built upon in these new crisis instruments.
As specified in the RRF proposal, for example, the new
spending programme took ‘as a basis the latest text dis-
cussed by the co-legislators on the proposal establishing a
Reform Support Programme … and makes appropriate ch-
anges to it to reflect the revised objectives, and the adjusted
delivery mode of the new instrument’.

We can only assume that the analysis of Article 175(3)
TFEU as a purportedly adequate legal basis for these me-
asures lived on as well. But certain obvious distinctions
must be drawn. Whatever tenuous connections those ear-
lier instruments had with cohesion (now radically redefi-
ned) were now effectively obliterated entirely in the RFF.
That new instrument now sought to justify its extraordi-
nary breadth—providing funds to supportmeasures in es-
sentially any policy domain regardless of the locus of le-
gislative competence (national or supranational)—on the
basis of Article 175(3) TFEU.

Beyond the substantive strain this reinterpretation
placed on that provision, given the tenuous link to cohe-
sion, there is also the question of scale. From the compa-
ratively meagre €25 billion in grants for the RSP or €30
billion in loans and interest-rate subsidies for the EISF,
the RRF upped the ante twelvefold to a total of €672.5 bil-
lion (at 2018 prices), distributed to all member states, as
grants (up to a total of €312.5 billion in 2018 prices) and
loans (up to a total of €360 billion in 2018 prices).

This transformation was accomplished without sub-
stantial public debate and only with limited analysis of
risks and consequences. This approach raises considera-
ble concerns regarding whether or how Article 175(3)
TFEU, outside the emergency context of NGEU, might
ever possibly serve as the basis of a more permanent fis-
cal and economic-policy capacity in the EU. These con-
cerns include the impact of this provision’s radical re-
engineering on Treaty-based allocations of economic-
policy competence between the EU and the Member Sta-
tes, on respect for the principle of conferral, and on the
more general dangers of ‘integration by stealth’ at the ex-
pense of democratic politics.

We believe that this re-engineering of Article 175(3)
TFEU is simply too flimsy and tenuous a legal basis to bear
the weight that a permanent regime would place on it.
That flimsiness is not only a consequence of questionable
reinterpretations or themassive scale of funding these re-
interpretations are now meant to support. It is also a con-
sequence of the broader institutional effects of this radi-
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cal scaling-up. These earlier legal opinions (on which the
RRFwould apparently ultimately be based)make nomen-
tion, for example, of Member State competence to settle
substantive policy choices or the role of national parlia-
ments. This is just one of many silences that need to be
further explored from a consequential perspective. The
legal opinions achieve an outcome perceived desirable in
the institutions rather than providing a balanced descrip-
tion of the applicable constitutional framework (alas, an
approach that is hardly unprecedented in the recent hi-
story of integration).

While the institutional legal services routinely cla-
im that ensuring the quality and objectivity of their ad-
vice demands that they remain confidential, the opposite
might in fact be true. These opinions need to be exposed
to public debate and critique lest they undertake funda-
mental transformations without the requisite democratic
and constitutional legitimation. Further analysis of the-
se concerns, as well as many others, require more room
than a mere blog post – even a long one – can provide.
We look forward to expanding on them in the larger pro-
ject of which this post is just a part.
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https://its.law.nyu.edu/eventcalendar/index.cfm?fuseaction=main.detail&id=91401
https://its.law.nyu.edu/eventcalendar/index.cfm?fuseaction=main.detail&id=91401


1321

EuropaWiderspruchsresponsive Nachhaltigkeit

Nils Kohlmeier, VerfBlatt 2023, 1321.

Nils Kohlmeier

Widerspruchsresponsive Nachhaltigkeit
Das Freihandelsabkommen der EU mit Neuseeland verpasst die Etablierung eines
kritischen Nachhaltigkeitsbegriffs

doi: 10.17176/20230810-224225-0
 

 

Am 09. Juli 2023 haben die Europäische Union und Aote-
aroa Neuseeland ein umfangreiches Freihandelsabkom-
men abgeschlossen, das die Europäische Kommission mit
Blick auf Nachhaltigkeitsfragen als ambitioniertestes Ab-
kommen aller Zeiten bezeichnet. Bei genauerem Hin-
sehen zeigt sich, dass der Regelungsumfang in vielerlei
Hinsicht umfassender und progressiver ist als in ande-
ren Abkommen. Dennoch sind Defizite bei der Ausgestal-
tung des Streitbeilegungsverfahrens auszumachen, die
auch darin begründet liegen, dass das Nachhaltigkeits-
kapitel es nicht vermag, einen für seine Widersprüche
sensibilisierten, kritischen Nachhaltigkeitsbegriff zu eta-
blieren. Erkenntnisse der „Contradiction Studies“ kön-
nendazu beitragen, diese Lücke zu füllen.Mit demBegriff
der Nachhaltigkeit, wie er in dem Abkommen verwendet
wird, sind Widersprüche verbunden. Erst deren Anerken-
nung ermöglicht es, diese Widersprüche auch auf recht-
licher Ebene mitzuverhandeln. Dazu muss das Streitbei-
legungsverfahren unter Einschluss zivilgesellschaftlicher
Akteur:innen effektiviert werden.

Gender und Freihandel: defizitäre Perspektiven

Vorschriften zu Handel und nachhaltiger Entwicklung
finden sich im 19. Kapitel des EU-Freihandelsabkommen
mit Neuseeland (in Folge: EU-NZ-FTA; Normen ohne
Kennung sind solche des EU-NZ-FTA). Das Nachhaltig-
keitskapitel enthält insgesamt 16 Unterabschnitte, die
z.B. die Verbindlichkeit von multilateralen Arbeits- und
Umweltübereinkommen zwischen den Parteien behan-
deln oder den Handel in Relation zu speziellen Rege-
lungsgegenständen setzen.

Art. 19.4 etwa beinhaltet Vorgaben zu „Trade and gen-
der equality“, die unter anderem auf die Förderung von
Genderperspektiven in den Handels- und Investitionsbe-
ziehungen der Parteien abzielen und dessen Wichtigkeit
für inklusives ökonomisches Wachstum betonen. Gemäß
Art. 19.4 Nr. 7 sind wāhine Māori (indigene Frauen Neu-
seelands) bei der Erarbeitung geschlechtergerechterHan-

delskonzepte einzubeziehen. Die Parteien sollen über das
Abkommenhinaus zudem inmultilateralen Forenwie der
WTO kooperieren, um für geschlechtsbezogene Proble-
me im Welthandel zu sensibilisieren. Solche Vorgaben
sind ein Novum. Im Freihandelsabkommen der EU mit
Südkorea von 2011 finden sich solche Regelungen noch
nicht; Bezüge zu Geschlechtergerechtigkeit bestehen le-
diglich über den Verweis auf die ILO-Kernarbeitsnormen,
die die Beseitigung der Diskriminierung in Beschäftigung
und Beruf anordnen.

So begrüßenswert und wichtig die neuen Vorgaben
im EU-NZ-FTA in ihrer politischen Dimension erschei-
nen, sind sie zugleich doch defizitär: Zum einen wird
ausgeblendet, dass mit der Liberalisierung von Dienstlei-
stungen (Art. 10.1 ff.), die im sozialen Sektor hauptsäch-
lich von Frauen* ausgeübt werden, regelmäßig die Gefahr
(weiterer) Prekarisierung einhergeht. Hierauf wurde be-
reits in der Debatte um TTIP hingewiesen. Ein Freihan-
delsabkommen, das „Trade and gender equality“ ernst
meint, müsste sich hierzu verhalten, etwa indem es un-
terstreicht, diese Effekte anzuerkennen und ihnen ent-
gegenzuwirken. Die Ausgestaltung einer solchen Rege-
lung könnte sich an Art. 19.4 Nr. 8 c) orientieren, der die
Partizipation von Frauen in handelsbezogenen Berufs-
feldern stärken soll, in denen diese oftmals unterreprä-
sentiert sind, „such as science, technology, engineering
[…].“ Zum anderen ist der Blick auf eine lediglich binä-
re Geschlechtergleichheit zu einseitig. Es fehlen nicht-
binäre, queere Perspektiven auf den Welthandel. Claer-
wen O‘Hara hat treffend gezeigt, wie deren Einbeziehung
für eine Kritik am Konsensprinzip der WTO fruchtbar ge-
macht werden kann und auf hiermit verbundene invisibi-
lisierte Machtdynamiken zulasten von Staaten des globa-
len Südens aufmerksam gemacht.

https://doi.org/10.17176/20230810-224225-0
https://verfassungsblog.de/widerspruchsresponsive-nachhaltigkeit/
https://policy.trade.ec.europa.eu/eu-trade-relationships-country-and-region/countries-and-regions/new-zealand/eu-new-zealand-agreement/text-agreement_en
https://policy.trade.ec.europa.eu/eu-trade-relationships-country-and-region/countries-and-regions/new-zealand/eu-new-zealand-agreement/text-agreement_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_3715
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_3715
https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-658-37784-7
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02011A0514(01)-20210701&from=EN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02011A0514(01)-20210701&from=EN
https://www.boell.de/de/2014/08/05/ttip-die-unsichtbare-genderproblematik
https://www.cambridge.org/core/journals/american-journal-of-international-law/article/consensus-and-diversity-in-the-world-trade-organization-a-queer-perspective/AF9F19BEDE4F47165C37B7F3BBBE243C
https://www.cambridge.org/core/journals/american-journal-of-international-law/article/consensus-and-diversity-in-the-world-trade-organization-a-queer-perspective/AF9F19BEDE4F47165C37B7F3BBBE243C
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Streitbeilegung: Nachhaltigkeitskapitel mitumfasst,
aber nur partiell durchsetzbar

Bemerkenswert sind zudem die Regelungen zu „Trade
and climate change“. Die Parteien verpflichten sich zur
effektiven Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkom-
mens (Art. 19.6 Nr. 2). Das allein ist zugegebenerma-
ßen noch wenig innovativ. Eine wesentliche Neuerung
findet sich aber in der Ausgestaltung des Streitbeile-
gungsverfahrens. Die EU scheint die berechtigte Kritik
an fehlenden Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen ge-
gen Bestimmungen der Nachhaltigkeitskapitel jedenfalls
teilweise angenommen zu haben. Im Freihandelsabkom-
men der EU mit Südkorea findet sich noch ein allge-
meiner Streitbeilegungsmechanismus, der bei Nichtbe-
folgung der Entscheidung des Schiedspanels auch vor-
sieht, Handelspräferenzen zeitweise auszusetzen (Art.
14.11 Abs. 2 Freihandelsabkommen EU-Südkorea). Dane-
ben ist ein kooperationsbasiertes Verfahren speziell für
Vorschriften des Nachhaltigkeitskapitels (Art. 13.14 ff.
Freihandelsabkommen EU-Südkorea) geregelt.

Dagegen enthält das EU-NZ-FTA ein allgemeines
Streitbeilegungsverfahren („Dispute settlement“), das
explizit auch das Nachhaltigkeitskapitel mitumfasst (sie-
he etwa Art. 26.3 Nr. 6). Leider ist der außerhalb des
Nachhaltigkeitskapitels stehende Regelungskatalog zu
„Māori trade and economic cooperation“ hiervon je-
doch ausgenommen (Art. 20.7), was unter postkolonialen
Gesichtspunkten besonders kritikwürdig erscheint. Art.
26.16 sticht im Kontext des Streitbeilegungsverfahrens
heraus. Bei Verstößen gegen Regelungen zu „Multilateral
labour standards and agreements“ und „Trade and clima-
te change“ kann die das Panelverfahren initiierende Par-
tei ultima ratioVerpflichtungen aus dem Abkommen aus-
setzen. Dem geht gem. Art. 26.16 Nr. 1 a), b) beispielswei-
se voraus, dass die beschwerte Partei sich nicht imstan-
de sieht, den finalen Report des Panels umzusetzen oder
innerhalb einer bestimmten Frist keine entsprechenden
Maßnahmen nachweist. Sodann können die ParteienVer-
handlungen über akzeptable Kompensationen führen. Er-
folgt dies nicht oder bleibt ergebnislos, greift der Ausset-
zungsmechanismus. Die Aussetzung muss in einem an-
gemessenen Verhältnis zu der festgestellten Verletzung
der jeweiligen Bestimmung stehen und erfolgt nur tem-
porär, Art. 26.16 Nr. 5, 7. Erwähnenswert ist noch, dass
bei schwerwiegenden Verstößen gegen das Pariser Kli-
maschutzabkommen angemessene Maßnahmen ergrif-

fen werden dürfen (Art. 27.4 Nr. 3) – ohne vorgelagertes
Panelverfahren mit der Möglichkeit temporärer Ausset-
zung.

Der Sanktionsmechanismus des Panelverfahrens aber
ist im Rahmen des Nachhaltigkeitskapitels auf festge-
stellte Verstöße gegen die beiden oben genannten Be-
stimmungen beschränkt. Wenngleich der Sanktionsme-
chanismus schon einen Fortschritt darstellt, wird die-
ser doch dadurch geschmälert, dass im Umkehrschluss
alle anderen Bestimmungen des Nachhaltigkeitskapitels
– z.B. auch diejenigen zu „Trade and gender equali-
ty“ – nicht umfasst sind. Es ist also nur partiell mög-
lich, Entscheidungen des Schiedspanels über festgestell-
te Verstöße gegen Nachhaltigkeitskriterien sanktionsba-
siert durchzusetzen.

Panelverfahren: Rolle zivilgesellschaftlicher Ak-
teur:innen unterbelichtet

Das verhilft dem Panelverfahren zu umso mehr Bedeu-
tung. Das ist im Streitbeilegungskapitel geregelt und geht
einer temporärenAussetzung regelmäßig voraus. In allen
Fällen, in denen eine solche Aussetzung nicht möglich
ist, bleibt die Umsetzung der Entscheidung des Schieds-
panels durch die jeweilige Partei die einzige Möglichkeit,
einem Verstoß gegen Nachhaltigkeitsbestimmungen ab-
zuhelfen. Im Kontext des EU-Freihandelsabkommens mit
Südkorea stand die Debatte über die Konkretheit und
Überprüfbarkeit von solchen Entscheidungen im Vorder-
grund (hier und hier). Während es in Art. 13.15 Abs.
2 Freihandelsabkommen EU-Südkorea noch heißt: „Die
Vertragsparteien bemühen sich nach besten Kräften, die
Ratschläge oder Empfehlungen der Sachverständigen-
gruppe zur Durchführung dieses Kapitels zu berücksich-
tigen“, heißt es in Art. 26.13 Nr. 1: „The Party complai-
ned against shall take any measure necessary to comply
promptly with the findings and recommendations in the
final report […]“ (Hervorhebungen: NK). Nicht nur müs-
sen also alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden,
sondern Art. 26.14 Nr. 1 sieht als Regelfall vor, dass dies
sofort geschehen soll – wenngleich die Parteien abwei-
chend eine Ausdehnung der „reasonable period of time“
vereinbaren können (Art. 26.14 Nr. 4). Offen bleibt, wie
„notwendige Maßnahmen“ definiert werden. Zudem ver-
liert die Regelung im Lichte von Art. 27.4 Nr. 2 an Strahl-
kraft, wonach jede Partei die notwendigen Maßnahmen
ergreifen muss, die Vorgaben des EU-NZ-FTA umzuset-

https://research-information.bris.ac.uk/en/publications/sustainable-labour-conditionality-in-eu-free-trade-agreements-imp
https://verfassungsblog.de/ein-kleiner-meilenstein/
https://verfassungsblog.de/durchsetzungsunfahig/
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zen. Die Umsetzung der Empfehlung des Schiedspanel er-
scheint dann lediglich als Verpflichtung auf eine ohnehin
bestehende Verpflichtung.

Laut eines Factsheets der Europäischen Kommission
wird das Streitbeilegungsverfahren in Nachhaltigkeits-
fragen mit einem „involvement of civil society at various
stages of the process“ gekoppelt. Bei genauerem Hinse-
hen aber reduziert sich dieser Aspekt auf eine Neben-
rolle. Das Monitoring der Umsetzung der Schiedspanel-
Empfehlungen übernimmt gem. Art. 26.13 Nr. 3 b) i.V.m.
Art. 24.4 Nr. 1 e) das „Committee on Trade and Sus-
tainable Development“, das aus Repräsentant:innen der
Parteien und von diesen zu bestimmenden „Co-Chairs“
besteht (Art. 24.4 Nr. 4). Die „domestic advisory groups“
dürfen den Parteien hierzu Beobachtungen mitteilen.
Diese Gruppen bestehen aus einer Auswahl unabhängi-
ger zivilgesellschaftlicher Akteur:innen, z.B. NGOs oder
Gewerkschaften; im Falle Neuseelands sind Repräsen-
tant:innen der Māori einzubinden. Ihre Rolle ist auf eine
rein beratende beschränkt, die Parteien sollen Sichtwei-
sen und Empfehlungen der Gruppen gem. Art. 24.6 Nr.
2 lediglich berücksichtigen Dies gilt auch für die Einbin-
dung in das Panelverfahren, die den Parteien obliegt (Art.
26.3 Nr. 6).

Daneben gibt es das „Civil Society Forum“, das von
denParteien zu etablieren ist, offen für die Teilnahmeun-
abhängiger Zivilorganisationen sein soll und dazu dient,
dass Mitglieder des „Trade Committee“ mit zivilgesell-
schaftlichen Akteur:innen in Kontakt treten sollen (Art.
24.7 Nr. 4). Insgesamt müssen zivilgesellschaftliche Ak-
teur:innen zwar aktiv miteinbezogen werden, die Ver-
wertung ihrer Anliegen bzw. Stellungnahmen aber bleibt
weiterhin den Parteien überlassen.

Widerspruchsresponsiver Nachhaltigkeitsbegriff

Diese praktischen Defizite haben ihren theoretischen Ur-
sprung darin, dass das EU-NZ FTA es nicht vermag, ei-
nen kritischen Begriff von Nachhaltigkeit zu etablieren.

Schon hier wurde hervorgehoben, dass die Definition von
Nachhaltigkeit in Art. 19.1 Nr. 2 („economic develop-
ment, social development and environmental protection,
all three being interdependet and mutually reinforcing“)
zu „Zielkonflikten [führt],welche zulasten der ökologischen
Dimension aufgelöst werden.“ Ein kritischer Nachhaltig-
keitsbegriff muss deswegen reflektieren, dass ökonomi-
sche Entwicklung in Widerspruch zu sozialer Entwick-
lung und Umweltschutzaspekten steht.

Nancy Fraser und Rahel Jaeggi betonen, dass Wider-
sprüche der Ökonomie nicht immanent seien, sondern
sich immer erst in Bezug zu „nicht-ökonomischen“ Hin-
tergrundbedingungen ergäben, die die Ökonomie brau-
che, zugleich aber destabilisiere.1 Einen Widerspruch
buchstabiert Fraser unter anderem anhand des Beispiels
derNatur aus: Kapitalistisch organisierteÖkonomien sei-
en auf diese als Ressource angewiesen, vernichteten sie
hierdurch aber gleichzeitig.2 DieNachhaltigkeitsdefiniti-
on des FTA EU-NZ – ähnlich der Präambel der UN-SDGs –
, die Ökonomie, Ökologie und soziale Entwicklung inein-
ander gleichrangig verschränkt, ist dafür blind. Das passt
zur Diagnose, dass sich Nachhaltigkeit als ursprünglich
radikale Kritik herrschender Wachstumsökonomie zu ei-
nem hegemonialen Diskurs prinzipieller Versöhnbarkeit
des Grundkonflikts ökonomischer und naturaler Bestim-
mungen entwickelt habe.3

Der Begriff der Nachhaltigkeit muss daher für sei-
ne Widersprüche (re-)sensibilisiert werden. Dies gilt
auch für Nachhaltigkeitskapitel, die sich in den Ra-
tionalitäten eines primär ökonomisch und auf den
Abbau von Handelshemmnissen ausgerichteten EU-
Freihandelsabkommens4 entfalten. Widersprüche als
„ein in sich unendlich Dissonantes, ein unendlich in sich
selber Widerspruchsvolles“5 sind nie auflösbar, sondern
lediglich verhandelbar. Hierfür ist das Nachhaltigkeits-
kapitel des FTA EU-NZ widerspruchsresponsiv6 auszuge-
stalten.

1Fraser/Jaeggi, Kapitalismus. Ein Gespräch über kritische Theorie, Berlin 2020, S. 198 ff.
2Fraser, Der Allesfresser. Wie der Kapitalismus seine eigenen Grundlagen verschlingt, 2. Aufl. Berlin 2023, insbes. S. 136 ff.
3Schmieder, „Eingebaute Verantwortungslosigkeit“. Über Systembedingungen mangelnder Nachhaltigkeit, in: Henkel (u.a.),

Reflexive Responsibilisierung. Verantwortung für nachhaltige Entwicklung, Bielefeld 2018, S. 181-194 (S. 186).
4Siehe auch Orbie, EU Trade Policy Meets Geopolitics: What about Trade Justice?, Eur. Foreign Aff. Rev. 2021, 197 (201).
5Vgl. Adorno, Einführung in die Dialektik (1958), Berlin 2010, S. 110.
6Zu responsivem Recht grundlegend Nonet/Selznick, Law and Society in Transition: Toward Responsive Law, New York (u.a.)

1978; siehe ferner Teubners Begriff reflexiven Rechts (Teubner, Reflexives Recht: Entwicklungsmodelle des Rechts in vergleichen-
der Perspektive, ARSP 1982, 13 ff.).

https://policy.trade.ec.europa.eu/eu-trade-relationships-country-and-region/countries-and-regions/new-zealand/eu-new-zealand-agreement/factsheets-and-guides_en
https://verfassungsblog.de/rechtsfortbildung-in-zeiten-planetarer-krisen/
https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/klima-und-umweltpolitik-nachhaltigkeit-ist-nicht-zwingend-nachhaltig
https://www.deutschlandfunknova.de/beitrag/klima-und-umweltpolitik-nachhaltigkeit-ist-nicht-zwingend-nachhaltig
https://www.un.org/en/development/desa/population/migration/generalassembly/docs/globalcompact/A_RES_70_1_E.pdf
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Widerspruchsresponsives Nachhaltigkeitskollisions-
recht

Widerspruchsresponsivität bedeutet, dass Normenkolli-
sionen, die sich aus dem Nachhaltigkeitskapitel des FTA
EU-NZ ergeben, zugleich als darüber schwebende „in der
Weltgesellschaft institutionalisierte Rationalitätenkolli-
sionen“7 verstanden werden, die aus den Widersprü-
chen zwischen ökonomischer Entwicklung einerseits und
sozialer Entwicklung bzw. Umweltschutzaspekten ande-
rerseits resultieren. Ein widerspruchsresponsives Nach-
haltigkeitskollisionsrecht schreibt diese Widersprüche in
die zu verhandelnden Normenkollisionen ein. Seine Kri-
tik ist immanent-transzendent: innerhalb des Nachhal-
tigkeitskapitels verortet, gleichzeitig darüberhinausge-
hend.8 Wie aber ist ein solches Kollisionsrecht auszuge-
stalten?

Ein erster Schritt ist, die oben genannten Defizi-
te zu beheben – insbesondere dahingehend, ein Streit-
beilegungsverfahren zu etablieren, das alle Regelungen
des Nachhaltigkeitskapitels umfasst und sanktionierbar
macht (vgl. schon hier). Zudem muss das Schiedspa-
nel die „notwendigen Maßnahmen“ zur Umsetzung sei-
ner Vorgaben je im Einzelfall konkret definieren. Außer-
dem kann ausweislich der Bezugnahme auf die UN-SDGs
in Art. 19.1 angedacht werden, bei Nichtumsetzung der
Maßnahmen des Schiedspanels bzw. der Wirkungslosig-

keit von Sanktionen die Streitigkeit an den IGH zu ver-
weisen.

In einem zweiten Schritt ist die Einbeziehung zivilge-
sellschaftlicher Akteur:innen auszubauen. Dies bedeutet
nicht nur, die Verwertung ihrer Anliegen bzw. Stellung-
nahmen nicht allein den Parteien zu überlassen. Viel-
mehr müssen akkreditierte (i.S.v.: auf diesem Gebiet be-
sonders fachkundige) zivilgesellschaftliche Akteur:innen
(bspw. NGOs und Gewerkschaften) zwangsläufig Vertre-
ter:innen in Panelverfahren entsenden dürfen, was über
die amicus curiae-Regelung in Art. 26.21 Nr. 4 hinaus-
geht. Daneben muss das Streitbeilegungsverfahren einen
eigenen Beschwerdemechanismus für zivilgesellschaftli-
che Akteur:innen vorsehen (so auch hier und einschrän-
kend hier (S. 36 ff.)), die mittels eines ausdifferenzierten
Initiativrechts eigenständigVerstöße gegen dasNachhal-
tigkeitskapitel rügen und im Panelverfahren überprüfen
lassen können. Dieses Initiativrechtmuss imMonitoring-
Verfahren weiterwirken.

Erst ein widerspruchsresponsives Nachhaltigkeitskol-
lisionsrecht erlaubt es, einen Nachhaltigkeitsbegriff zu
etablieren, der seine Widersprüche nicht verschleiert,
sondern sie auf rechtlicher Ebene verhandelt, insbeson-
dere mithilfe zivilgesellschaftlicher Akteur:innen. Dies
ist notwendigerweise ein permanenter und niemals abge-
schlossener Prozess, der immer „im Kommen gehalten“9

werden muss.

7Fischer-Lescano/Teubner, Regimekollisionen: Zur Fragmentierung des Globalen Rechts, Frankfurt a.M. 2006, S. 56.
8Vgl. hierzu Fraser/Jaeggi (Fn. 1), S. 203 im Kontext externer Korrekturmöglichkeiten kapitalistischer Wirtschaft: „‚außeröko-

nomische[s], aber innerkapitalistische[s] Außerhalb‘“.
9Angelehnt an Derridas „kommende Demokratie“, siehe z.B. Ders., Schurken. Zwei Essays über die Vernunft, 2. Aufl. Frankfurt

a.M. 2019, S. 61 ff.

https://verfassungsblog.de/durchsetzungsunfahig/
https://verfassungsblog.de/durchsetzungsunfahig/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/_migrated/tx_commerce/Studie_Menschenrechtliche_Modellklausel.pdf
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Large-scale deforestation not only accelerates climate
change and biodiversity loss, it is also a serious threat
to human rights. While the EU has pursued strategies to
combat illegal logging since the early 2000s, it has mostly
turned a blind eye to the adverse human rights effects of
deforestation. The new EU Regulation on Deforestation
(EUDR) acknowledges that human rights and the protec-
tion of forests are inextricably linked, but is this really a
“major step for ‘deforestation-free’ trade”? This post pro-
vides a brief introduction to the EUDR, its most salient
features, and critically, its weak points.

Rising demand for forest-risk commodities

In the past, massive deforestation cleared wide areas
of the Northern Hemisphere, leaving Europe and North
America a fraction of their former forest cover. Today, de-
forestation mainly takes place in countries of the global
south, with tropical areas experiencing deforestation at
the highest rates. Political interventions to decarbonize
economies have resulted in an ever-increasing demand
for timber, which is set to quadruple by 2050. In search
for substitutes to fossil raw materials, construction, pack-
aging, heating, and other sectors have turned to timber
as a panacea promising to solve multiple problems of re-
source shortage at once. But it is not only the consumpti-
on of timber that has reached unprecedented heights. In
developed countries and emerging economies alike, the
ever-increasing appetite for soy, beef, and palm oil, as
well as other agricultural products, is often directly linked
to the continuous loss of forests through conversion in-
to agricultural land. While scientists struggle to grasp the
full scope of its disastrous consequences for biodiversity,
the adverse effects of deforestation on human rights are
well-researched, including the rights of indigenous and
other forest-dependent peoples, such as access to water,
traditional medicine, housing, and land, and protection
from forced eviction. Indigenous peoples are the princi-
pal guardians of the world’s remaining primary forests,
and therefore disproportionately often the target of at-

tacks and human rights violations. However, the loss of
forests as vital climate stabilizers and homes to countless
species will eventually affect living conditions for huma-
nity.

Shifting focus: From illegal logging to deforestation

It is against this background that the EU adopted the new
Regulation (EU) 2023/1115 “on the making available on
the Union market and the export from the Union of cer-
tain commodities and products associated with defore-
station and forest degradation and repealing Regulation
(EU) No 995/2010” on May 31, 2023. The EU Deforestati-
on Regulation (EUDR) presents a paradigm shift in Euro-
pean efforts to not only protect forests, biodiversity, and
the climate but also to protect related human rights and
the rights of indigenous peoples. It is also an attempt to
fill legal loopholes left by the EU Timber Regulation No.
995/2010 (EUTR), which entered into force in 2013. In li-
newith other regulatory instruments the world over, such
as the US Lacey Act, the EUTR was designed to combat il-
legal logging in accordance with the laws of the countries
of origin. Yet, being legal in the country of harvest does
not guarantee that logging is carried out in a socially or
ecologically sustainablemanner, especially if countries of
origin deliberately choose to lower legal standards to faci-
litate access to their products to the EU market. While the
EUDR keeps illegality as a criterion, it additionally requi-
res businesses to exercise due diligence in ensuring that
their products are deforestation-free, regardless of the le-
gal system of the respective country of origin.

The EUDR in a nutshell

The EUDR will enter into application on December 30,
2024, thereby repealing the EUTR. Businesses will be pro-
hibited from placing relevant commodities and products
in EU markets unless they are deforestation-free, covered
by a due-diligence statement, and have been produced in
accordance with the relevant legislation of the country of

https://doi.org/10.17176/20230803-224224-0
https://verfassungsblog.de/out-of-the-woods/
https://www.hrw.org/news/2023/04/19/eu-major-step-deforestation-free-trade
https://www.fao.org/3/cc2265en/cc2265en.pdf
https://www.fao.org/3/cc2265en/cc2265en.pdf
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production (Art. 3). Small andmediumenterprises are be-
ing granted an additional period of adjustment until June
30, 2025.

Putting together the list of relevant commodities and
products proved to be a major sticking point in the nego-
tiation process. The EUDR now covers cattle, cocoa, cof-
fee, oil palm, rubber, soy, and wood, as well as products
that contain, have been fedwith, or have beenmade using
these commodities. Contrary to the demands of environ-
mental organizations, other raw materials and products
such as maize and sugar cane were already excluded from
the scope of the proposed regulation in advance. Howe-
ver, the scope of commodities will be under review within
two years of entry into force (Art. 34 para. 2).

The EUDR also departs from the EUTR by opening up
new avenues for individuals to push for stronger law en-
forcement, reflecting fundamental principles of the Aar-
hus Convention on Access to Information, Public Partici-
pation in Decision-making and Access to Justice in Envi-
ronmental (1998). Whereas the EUTR relied fully on com-
petent national authorities to monitor compliance, the
EUDR allows for any natural or legal person – inside or
outside the EU – to submit substantiated concerns to the-
se authorities whenever there are doubts about business
compliance with the regulation (Art. 31). Notably, indi-
viduals shall have access to courts “to review the legality
of the decisions, acts or failure to act of the competent
authorities under this Regulation” (Art. 32). These provi-
sions represent a huge step towards enforcing the right of
access to justice in environmental matters, even though
efforts by civil society and human rights organizations to
include civil liability remained unsuccessful (see e.g. here
and here).

Integrating human rights in anti-deforestation efforts

Whereas the EUTR does not contain a single reference
to human rights (except, perhaps, very indirectly by con-
sidering products from areas where armed conflicts are
prevalent, Art. 6 para. 1 (b)), the EUDR mentions “human
rights” twelve times, both in the recitals and the operati-
ve section.

First, in comparison to the EUTR, the EUDR has signi-
ficantly expanded the concept of relevant legislation in
the country of origin. Henceforth, ‘relevant legislation’
also extends to labor rights and human rights as protec-
ted under international law, to the principle of free, prior,
and informed consent (FPIC), including as set out in the

UN Declaration on the Rights of Indigenous Peoples, and
to anti-corruption laws (Art. 2 para. 40), provided that
these standards are incorporated in national law. Conver-
sely, there is no stand-alone requirement that production
must comply with international human rights standards,
as advocated for by the EU Parliament (see here, Amend-
ment 100).

Second, risk assessment carried out as part of the due
diligence process shall take into account, inter alia, “the
presence of indigenous peoples in the country of produc-
tion or parts thereof”, as well as “concerns in relation to
[…] violations of international human rights” (Art. 10 pa-
ra. 2). Notably, the EUDRdoes not exclude the application
of other EU legal acts that provide for more specific due
diligence requirements with regard to human rights (see
Recital 56).

Third, the EUDR establishes a country benchmarking
system to classify countries as high risk, standard risk, or
low risk. The “existence, compliance with, or effective en-
forcement of laws protecting human rights, the rights of
indigenous peoples, local communities and other custo-
mary tenure rights holders” have been identified as cri-
teria for the assessment (Art. 29 para. 4 (d)). However,
it should be noted that the Commission has discretion
(“may”) to consider human rights-specific information,
even if it was specifically submitted by indigenous peo-
ples or civil society organizations (Art. 29 para. 4 (a)).
Contrary to demands from the EU parliament, this leaves
the benchmarking system susceptible to political inter-
ference and weakens the role that these actors could po-
tentially play in sustainable forest governance (see e.g.
Lesniewska, 2016, p. 168f.). In addition, the classifica-
tion of countries as high-risk could result in the wide-
spread disengagement of companies from supply chains
linked to deforestation, leaving smallholders and affec-
ted communities in a vulnerable position. Without access
to the EU market and alternative options for income or
support, smallholders may be forced to turn to other con-
sumer markets without comparable standards to secure
their subsistence, while deforestation persists.

Human rights implications of forest-related terms and
definitions

Moreover, the very definitions of forests and deforesta-
tion in the EUDR could have unintended side effects on
human rights. For one thing, the exclusive focus on fo-

https://unece.org/DAM/env/pp/documents/cep43e.pdf
https://unece.org/DAM/env/pp/documents/cep43e.pdf
https://unece.org/DAM/env/pp/documents/cep43e.pdf
https://unece.org/DAM/env/pp/documents/cep43e.pdf
https://satelligence.com/news/ambition-tempered-by-compromise-a-legal-perspective-on-the-eus-deforestation-regulation
https://satelligence.com/news/ambition-tempered-by-compromise-a-legal-perspective-on-the-eus-deforestation-regulation
https://www.globalwitness.org/en/press-releases/new-proposed-eu-law-tackle-global-deforestation-lacks-ambition-finance-and-human-rights/
https://www.business-humanrights.org/en/latest-news/eu-commission-publishes-draft-anti-deforestation-law-campaigners-call-for-tougher-provisions-incl-civil-liability-protection-of-defenders-and-indigenous-communities/
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https://fairtrade-advocacy.org/wp-content/uploads/2022/06/CSOs-open-letter-EU-Regulation-on-deforestation-free-products-22-06.pdf
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rests as defined in Art. 2 para. 4 EUDR could increase
economic pressure on other precious ecosystems, such
as grasslands, savannahs, and other wooded areas. The
Commission will consider extending the scope of the EU-
DR to other wooded lands (in 2024) and natural ecosy-
stems (in 2025) in two consecutive review processes (see
Art. 34). On the other hand, the EUDR could conflict with
traditional ways indigenous peoples and other smallhol-
ders use forests for their livelihood. Here, the definition
of deforestation is crucial. According to the EUDR, defo-
restation takes place whenever a forest is put to agricul-
tural use, “including for agricultural plantations and set-
aside agricultural areas, and for rearing livestock” (Art. 2
para. 3, 5). In line with FAO policies, this definition in-
cludes agroforestry systems where crops are grown under
tree cover (see Art. 2 para. 6 and Recital 37). Indigenous
peoples around the world have long-standing traditions
of agroforestry. For centuries, they have learned how to
simultaneously grow crops, keep livestock, and protect
their natural environment. By excluding agricultural usa-
ges such as these, the anti-deforestation approach of the
EUDRnot onlymakes itmore difficult for indigenous peo-
ples to maintain traditional practices, but it also conflicts
with global forest landscape restoration initiatives (see
e.g. the Bonn Challenge) which explicitly promote agro-
forestry as an ecological alternative to conventional com-
mercial agriculture (see here and here).

Prioritizing cooperative approaches to end deforestati-
on

Considering the current dynamics of international trade,
one should be careful not to overestimate the potential
impact of isolated unilateral measures such as the EU-
DR. Forest-risk commodities are increasingly exported to
countries with little regard for their illegality or contri-
bution to deforestation, such as China. In the case of
Brazil, the People’s Republic is already the biggest buyer
market for soy and beef. To influence market dynamics,
working in cooperation with producing countries, busi-
nesses, and civil society is indispensable. As highlighted
by the EU Commission in its 2019 Communication on Fo-

rests, the EU is prepared to put partnerships front and
center in its anti-deforestation efforts. Accordingly, Art.
30 EUDR provides a new mechanism for partnerships, the
first of its kind under the umbrella of a unilateral trade
instrument. It proposes various mechanisms of coopera-
tion, such as structured dialogues, administrative agree-
ments, and joint roadmaps to facilitate compliance with
the EUDR, emphasizing in particular “the needs of in-
digenous peoples, local communities and smallholders”
(Art. 30 para. 1). Respective processes shall take a multi-
stakeholder approach (Art. 30 para. 2) and, inter alia, work
to strengthen “the rights of forest-dependent communi-
ties, including smallholders, local communities, and indi-
genous peoples, whose rights are set out in the UN Decla-
ration on the Rights of Indigenous Peoples” (Art. 30 pa-
ra. 3). How the EU makes use of the cooperative approach
could turn out to be a deciding factor for the overall im-
pact of the EUDR.

Towards an integrated approach?

Eventually, the success of the EUDR will be measured
against the general decline in deforestation. Yet, in light
of the considerations above, it is questionable whether or
not the EUDR provides an adequate framework to stop fo-
rest loss. Effective forest protection and restoration de-
pends upon an integrated approach that facilitates multi-
stakeholder engagement and addresses the diverse root
causes of deforestation. For instance, by focusing exclu-
sively on agricultural use, the EUDR fails to address other
relevant drivers of deforestation, that equally undermine
the human rights of forest-dependent communities, such
asmining for coal and criticalminerals. The upcoming re-
view processes in the next two years will hopefully clo-
se some of the EUDR loopholes regarding product scope
and relevant ecosystems. Insofar as the EUDR takes hu-
man rights in agricultural supply chains into account, it
arguably does not place enough weight on them and in-
stead assigns its consideration to the political discreti-
on of the countries of production and the EU Commis-
sion. Whether the EUDR turns out to be a major step for
deforestation-free and for human rights-sensitive supply
chains remains yet to be seen.

https://wwfcee.org/uploads/together4forests/Other_ecosystems.pdf
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Sabyasachi Das, an economist by training, writes a pa-
per titled ‘Democratic Backsliding in the World’s Largest
Democracy’. Das studies 11 closely contested seats du-
ring the 2019 general elections in India and finds their
results disproportionality in favor of the BJP, India’s go-
verning party. He notes, ‘the results point to strategic and
targeted electoral discrimination against Muslims, in the
form of deletion of names from voter lists and suppres-
sion of their votes during election, in part facilitated by
weak monitoring by election observers.’ Das presents de-
tailed evidence and uses econometric techniques to un-
ravel this potential electoral manipulation and fraud.

An SSRN link to the paper was shared on Twitter,
picked up and discussed extensively by the civil socie-
ty and the opposition. As a result, Das’ institution, As-
hoka University, distanced itself from the research befo-
re reportedly pressuring him to resign from his position.
Now, in a concerning turn of events, the federal Intelli-
gence Bureau paid a visit to the Economics Department.
While the Department stands by Das, the University’s Go-
verning Body has failed its faculty by failing to provide a
safe space for research. In reaction, another senior eco-
nomist resigned from the University and several depart-
ments have written open letters against the Governing
Body’s interference. This is the same institution that was
embroiled in a similar controversy a few years back upon
the exit of noted intellectual Pratap Bhanu Mehta.

Not many days before this controversy, a teacher in
Pune named Ashok Sopan Dhole was arrested for alle-
gedly making objectionable remarks against Hindu dei-
ties and ‘outraging religious feelings’ of the students af-
ter a video of his lecture went viral on the internet. Dhole
could be heard commenting in the video about the pre-
sence of innumerable deities in the Hindu religion in con-
trast to the monotheism of Islam and Christianity.

In response to this alarming development, a profes-
sor noted, “An incident of this kind shows how we are
destroying the spirit of learning and unlearning through
questions, counter-questions, dialogues, conversations

and differences. We are destroying what sustains a class-
room – the efficacy of mutual trust. And we are destroy-
ing the spirit of studentship.” This comment reverberates
with my first thoughts upon reading this story. The direc-
tion in which the Indian academia is progressing could
not have been described better. These events support V-
Dem Institute’s ‘Academic Freedom Index’, released ear-
lier this year, which shows that academic freedom in India
is in a constant decline.

These are not standalone events. I have personally ex-
perienced instances where the University administration
canceled lectures and discussions, fearing governmental
action. Several accounts have surfaced online in reaction
to the Ashoka controversy discussing how the presence
of state intelligence units during conferences and discus-
sion sessions is a common phenomenon, particularly in
state universities. The state-supported environment of
fear around independent and critical thinking is perva-
sive and, sadly, effective.

During my conversations with a few law professors,
one theme emerged as common – the chilling effect of
a sense of fear about the potential repercussions of ma-
king comments that may sound critical of the incumbent
government or its ideology. Teachers have become cau-
tious about what discussions they could organize in their
classes. This fear has intensified since the COVID-19 pan-
demic, as classes have shifted online, making it easier
for students to record lectures and circulate them online,
usually by presenting small bits divorced from their con-
text to make the clip sound more controversial.

This is not the only thing wrong with Indian aca-
demia today. In terms of research support, India mere-
ly spends 0.7% of its GDP on research and development,
considerably less than countries like the USA, Germany,
and Japan, which spend around 3% of their GDP. To cor-
rect this situation, Parliament recently passed the Anus-
andhanNational Research FoundationAct, 2023, to inject
about 6 billion USD into the research industry over the
next five years. However, instead of keeping the Research
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Foundation distant from politics to support independent
research, the Act creates a Governing Council largely po-
pulated by the members of the government. The Council
is presided over by the PrimeMinister, and its othermem-
bers include two union ministers, four secretaries from
different governmental departments, one member from
the government’s think tank NITI Aayog, and the Prin-
cipal Scientific Advisor to the union government. In ad-
dition, the Act vests the Prime Minister with the power
to nominate field experts to the Governing Council. Wi-
th such a design, it is highly doubtful that the Research
Foundation would support academic works critical of the
government.

A recent controversy with the Director of the Interna-
tional Institute for Population Sciences offers a glimpse
of how this will look like. IIPS operates under the Union
Ministry of Health and Family Welfare, and in its recent
report, it contradicted repeated claims made by the Prime
Minister and BJP about the success of its cooking gas-
related scheme and about India being open defecation-
free. As a reward for these revelations, the government
suspended the Director.

Something similar happened in 2019 when multi-
ple members of the National Statistical Commission re-
signed in protest over, among other things, delays in
releasing their findings about the increasing unem-
ployment rate in India. This is at a time when scholars are
noting that the Indian statistical system,which used to be
one of its crown jewels, is breaking down and is facing a
‘major crisis’.

In another related legal development this month,
Parliament passed the Indian Institutes of Management
(Amendment) Act, 2023, making the President a “visitor”
of every IIM in India and vesting them with considerable
management powers. For instance, one provision provi-

des that “the Visitor may appoint one or more persons to
review the work and progress of any Institute and to hold
inquiries into the affairs thereof and to report thereon in
such manner as the Visitor may direct. … Upon receipt
of any such report, … the Visitor may take such action
and issue such directions as he considered necessary in
respect of any of the matters dealt with in the report and
the Institute shall be bound to comply with such direc-
tion.” This necessarily subjugates institutional freedom
to the government’s interest in avoiding any political em-
barrassment that independent research may result in.

Under the layer of policing power that these actions
create, there is a lurking sense of cowardice and fear of
losing control over the narrative about the efficacy of the
government. The ruling regime fears data and arguments
that could make it look weaker. It believes in controlling
the public narrative by rhetoric and silencing anyone who
attempts to defeat its rhetoric with facts and logic. The
regime’s minions are out there motivated by fear, expec-
tation of reward, or belief in the BJP’s ideology, making
every effort to police and suppress independent and cri-
tical thinking. A functional democracy values its resear-
chers, introspects when presented with distressing data,
and responds with scientific evidencewhen challenged by
works generated with ulterior motives. The first respon-
se can never be to humiliate the researchers with its state
and political power and suggest that any work critical of
the government is motivated by elements directed to ‘de-
fame India’ and is sponsored by ‘foreign interests’.

To those who believe in the Indian Constitution, let’s
take a relook and read what it says:

“51A. Fundamental Duties. – It shall be the duty of
every citizen of India – … (h) to develop the scientific
temper, humanism and the spirit of inquiry and reform
…”
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Last week, the Indian government introduced a bill in
Parliament providing for, inter alia, the mechanism for
appointing ElectionCommissioners in India. The bill pro-
poses the creation of a three-member Selection Commit-
tee composed of the Prime Minister, a Union Minister no-
minated by the Prime Minister, and the Leader of the Op-
position to make recommendations to the President in
this regard.

Election Commissioners, currently three in number,
with one acting as the Chief Election Commissioner, con-
stitute the Election Commission of India. It is a constitu-
tionally recognized federal institution vested with all the
powers related to matters pertaining to the election to
Parliament, State Legislature, and the offices of President
and Vice President. Apart from conducting elections and
preparing and updating electoral rolls, its functions in-
clude registering political parties and resolving disputes
between them. Given such crucial roles that the Election
Commission plays, the proposed Executive-dominated
Selection Committee raises several questions about the
conduct of free and fair elections in India.

In the paragraphs to follow, I first discuss a recent Su-
preme Court decision that preceded the introduction of
this bill and how this bill, as a response to the Court decis-
ion, is instructive to constitutional drafters. I then discuss
the possible approaches the Supreme Court of India could
adoptwhen the new legislation is challenged to push back
against the Executive’s undemocratic maneuvers.

The Indian Supreme Court’s decision in Anoop Baranwal

Earlier this year, a five-judge constitution bench of the
Indian Supreme Court handed a ruling on the appoint-
ment process of the Election Commissioners in India, ef-
fectively amending the constitutional provision in the in-
terests of democracy. Article 324(2) of the Indian Consti-
tution made a provision in this regard, stating:

“The ElectionCommission shall consist of the
Chief Election Commissioner and such num-

ber of other Election Commissioners, if any,
as the Presidentmay from time to time fix and
the appointment of the Chief Election Com-
missioner and other Election Commissioners
shall, subject to the provisions of any law ma-
de in that behalf by Parliament, be made by
the President.”

As the Indian President ismerely a ceremonial head of
the Executive, the power to appoint Election Commissio-
ners necessarily remained with the incumbent Prime Mi-
nister. In reaching its decision, the Supreme Court took
cognizance of the drafting history of this provision and
recommendations made by several commissions to chan-
ge the appointment procedure. It also noted the critical
role that the Election Commission plays in ensuring a le-
vel playing field between all political parties and conduc-
ting free and fair elections. Finding that the absence of
parliamentary law in accordance with Article 324(2) crea-
tes a legislative vacuum that could impact people’s right
to vote and the Indian democracy, the Supreme Court
held that henceforth, the appointment of the Election
Commissioners should be made by the President on the
recommendation of a Committee of three constitutional
actors. It held that the appointments,

“shall be done by the President of India on
the basis of the advice tendered by a Commit-
tee consisting of the Prime Minister of India,
the Leader of the Opposition in the [Lower
House of Parliament] and, in case, there is no
such Leader, the Leader of the largest Party in
the Opposition in the [Lower House of Parlia-
ment] having the largest numerical strength,
and the Chief Justice of India.” (Anoop Baran-
wal v. Union of India, ¶239)

Notably, the Court clarified that it is cognizant of the
scheme of separation of powers and does not intend to
legislate on behalf of the Legislature. This direction was

https://doi.org/10.17176/20230814-104226-0
https://verfassungsblog.de/an-attack-on-indian-democracy/
https://indiankanoon.org/doc/950881/
https://www.scobserver.in/wp-content/uploads/2021/10/1458_2015_3_1501_42634_Judgement_02-Mar-2023.pdf
https://www.scobserver.in/wp-content/uploads/2021/10/1458_2015_3_1501_42634_Judgement_02-Mar-2023.pdf


1331

WeltAn Attack on Indian Democracy

Anmol Jain, VerfBlatt 2023, 1330.

a stop-gap measure to redress the existing legislative va-
cuum, and it was to remain in force “till a law is made by
the Parliament.”

A bill has now been introduced in Parliament to over-
turn the effects of the judgment. While retaining the idea
of a Selection Committee making recommendations to
the President, the bill substantively changes the compo-
sition of the Committee by replacing the Chief Justice
of India with ‘a Union Cabinet Minister to be nomina-
ted by the Prime Minister.’ (Section 7) Given the nume-
rical strength that the BJP carries in both Houses of Par-
liament, it is certain that this bill will sail through, and
perhaps with minimal parliamentary deliberation despite
its significance. Once passed, this law will virtually rein-
state the original position of Article 324(2) and make the
appointment procedure executive-dominated.

An Unguided Trust in the Future Legislature

Rosalind Dixon and Tom Ginsburg show in their 2011 pa-
per that deferral or ‘deciding not to decide’ is a com-
mon constitutional drafting mechanism, particularly in
the post-war African, South Asian, and Middle Eastern
constitutions. Deferrals help drafters reserve certain con-
stitutional questions to be deliberated by future legisla-
tures for many reasons, including the incentive to avoid
decision costs during the charged moments of constitu-
tionalmaking and error costs on account of informational
asymmetries.

The Indian Constitution also contains several such
provisions wherein important questions were left to be
resolved by a future parliament ‘by law’. For instance, af-
ter having included a few provisions about the determi-
nation of citizenship in the immediate aftermath of the
partition of India and Pakistan, the drafters left it to Par-
liament to legislate on all matters of citizenship going
forward (seeArticle 11). Interestingly, the constituent as-
sembly debates tell us that in the earlier iterations of this
provision, the power deferred to the Parliament was on-
ly to make ‘further provisions’ on the issue of citizen-
ship. However, later on, and for no detectable reason, the
constituent assembly amended this provision to empower
the Parliament tomake ‘any provision’ on citizenship (see
page 8). As I have argued elsewhere, this design change
instituted an unguided delegation of power to the legis-
lature and allowed future parliaments to shift Indian ci-
tizenship laws from the principle of jus soli to that of jus
sanguinis.

Similar is the story of Article 324(2). A reading of con-
stituent assembly debates (pages 27-49) on the drafting of
this provision suggests that establishing an independent
Election Commission was one of the primary goals for in-
cluding provisions related to the Election Commission in
the Constitution. There were even suggestions to make
parliamentary approval by a two-thirds majority prere-
quisite for appointing Election Commissioners. While the
drafters duly noted and agreed upon the underlying the-
me of independence, parliamentary approval was not in-
cluded to avoid situationswherein appointments could be
delayed due to parliamentary recess and other such fac-
tors. It was believed that a future parliament would deli-
berate and decide appointment mechanisms for an inde-
pendent Election Commission, and presidential appoint-
ment could work as a temporary mechanism. However,
the constituent assembly failed to put any guidance or
checks on the power of the legislature in this regard and
drafted the provision in this manner: ‘subject to any law
made in that behalf by Parliament,’ necessarily giving rise
to the possibility of the current proposed law.

Therefore, it wouldn’t be wrong to state that the cur-
rent situation is the creation of a flawed design of Article
324(2). What makes it more incomprehensible, at least to
me, is that the assembly guarded against the possibility
of abuse by Parliament in a subsequent provision. Artic-
le 326 guarantees universal adult suffrage in India and
specifically provides that no eligible citizen can be de-
nied their right to vote by a parliamentary law on grounds
other than that of ‘non-residence, unsoundness of mind,
crime or corrupt or illegal practice.’ Compared to Article
324(2) or Article 11, the deferral in Article 326 is guided,
limiting themaneuvering possibilities available to Parlia-
ment.

This shows that deferrals are a risky drafting tool. If
adopted, they should be designed with the necessary gui-
dance for future legislatures. Otherwise, they not only
present open opportunities for the introduction of unde-
mocratic or autocratic legislation but, more importantly,
they also make it harder for the judiciary and other gua-
rantor institutions to push back against such technically
valid but substantively undemocratic exercise of power.
In these situations, the only way in which pushback can
succeed is when these institutions can win public trust on
normative grounds, which may be very difficult in the age
of populism. Therefore, it is recommended that deferrals
must, at the minimum, be drafted with normative inter-
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temporal control.

What could the Indian Supreme Court do if (when?) the
law is challenged?

It is true that the plain reading of Article 324(2) and
the Supreme Court decision suggest that the Parliament
is within its right to legislate the appointment of Elec-
tion Commissioners. However, I argue that when Article
324(2) is interpreted in light of its drafting history and the
institution of the Election Commission analyzed against
the role it performs in a democracy, one could read limita-
tions on the manner in which the Parliament could exer-
cise its legislative powers. These limitations would sug-
gest that the current proposed law is unconstitutional.

I present three-fold arguments in this regard. First, a
study of India’s constitutional history would show that
therewas a visible change in the structure of power distri-
bution and the role of the Executive with the introduction
of the Constitution of India. As the Supreme Court also
discussed at length, the subject of elections and other re-
lated matters were consciously taken out from the Exe-
cutive’s domain and vested in an independent Election
Commission, a body duly recognized in the Constitutio-
nal text. While the decision on the appointment procedu-
re was deferred, there was a near-unanimous agreement
that for the success of the Indian democracy and confi-
dence in its electoral processes, the Election Commission
must function independently of the Executive. As Dr. BR
Ambedkar noted in the Constituent Assembly,

“… the House affirmed without any kind of
dissent that in the interests of purity and
freedom of elections to the legislative bodies,
it was of the utmost importance that they
should be freed from any kind of interference
from the executive of the day. … so far as
the fundamental question is concerned that
the election machinery should be outside the
control of the executive government, there
has been no dispute. What [draft] article 289
does is to carry out that part of the decisi-
on of the Constituent Assembly. It transfers
the superintendence, direction and control of
the preparation of the electoral rolls and of all
elections to Parliament and the Legislature of
States to a body outside the executive to be
called the Election Commission.” (¶18)

In addition to creating a separate body, the Consti-
tuent Assembly also decided to centralize the powers re-
lated to elections within a single federal Election Com-
mission to avoid any form of influence of the incumbent
state governments in the state elections. Ambedkar reco-
gnized that these changes were a ‘radical’ break from the
past but ‘necessary’ to the Indian constitutional project.
The current proposed law shows imprints of colonial-era
thinking and is an attempt to abuse the gaps in the con-
stitutional drafting for undemocratic goals.

Second, the Supreme Court based its intervention in
Anoop Baranwal on the principle of constitutional si-
lence, which allows the court to fill the legislative gaps
in the interests of justice. As the Court noted,

“… there is no magic formula [for the sepa-
ration of powers] and what it all amounts to
is, the need to maintain a delicate balance [of
power among the three branches]. While, it
is true that, ordinarily, the Court cannot, wi-
thout anything more, usurp what is purely a
legislative power or function, in the context
of the Constitution, which clothes the citi-
zens with Fundamental Rights and provides
for constitutional goals to be achieved and in-
ertia of the Legislative Department producing
a clear situation, where there exist veritable
gaps or vacuum, the Court may not shy away
from what essentially would be part of its ju-
dicial function.” (¶210)

It is important to note what the Court considered as
the ‘vacuum’ to be filled with its stop-gap solution. The
Court noted, at ¶220, that ‘the vacuum in the case of Ar-
ticle 324(2) is the absence of the law which Parliament
was contemplated to enact.’ One paragraph above, the
Court had already clarified that a law in this regard ‘could
not be one to perpetuate what is already permitted name-
ly appointment at the absolute and sole discretion of the
Executive.’ It reemphasized this again, at ¶227, by stating,

“the vacuum exists on the basis that unlike
other appointments, it was intended all th-
roughout that appointment exclusively by the
Executive was to be a mere transient or stop
gap arrangement and it was to be replaced by
a law made by the Parliament taking away the
exclusive power of the Executive. This conclu-
sion is clear and inevitable and the absence of
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law even after seven decades points to the va-
cuum.”

The proposed law does nothing to address this vacu-
um. On the contrary, it goes against the express opini-
on of the Court. It enacts a law that reinstates the origi-
nal Article 324(2) and virtually makes the appointment
mechanism an exclusive domain of the Executive. It also
reinstates the apprehensions that an Executive-minded
Election Commissionwould affect the conduct of free and
fair elections, independent disposal of the Commission
functions concerning political parties, and the exercise of
an individual’s right to vote. It was only to address these
concerns that the Court intervened in the first place. The
proposed law fails to address any of these concerns, ma-
king it an unconstitutional exercise of power.

Lastly, there is a clear argument against an Executive-
dominated Election Commission from the idea of demo-
cracy. The Indian Constitution constitutes a republic ba-
sed on the idea of representative democracy, wherein
freedom of thought and association allows for the creati-
on of political parties that contests to lead constitutional

institutions for a temporary period, only to cede power to
its rivals in case the electorate demands so. If the Election
Commission does not perform elections independently,
the manifestation of representative democracy gets cor-
rupted.

Concluding Remarks

The Election Commission, considered a fiercely indepen-
dent institution, has been losing credibility for some time
in India (for instance, see here, here, and here). The Su-
premeCourt’s interventionwas, therefore, crucial and ur-
gent. Replacing the Chief Justice with a Union Minister in
the Selection Commission shows that in proposing this
law, the government had no incentive but to create an
Executive-friendly Election Commission. India will vote
to constitute its 18th Lok Sabha in less than a year. The
Parliament is incapable of making any efforts to stop this
Executive aggrandizement. It will now be up to the Su-
preme Court to decide if it gives a pass to the Executive
for openly disregarding the Constitution and its ruling or
makes a timely intervention.

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=4512936
https://caravanmagazine.in/politics/why-election-commission-neutrality-doubt
https://www.telegraphindia.com/india/election-commission-weak-kneed-say-former-officials/cid/1688448
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In Frankreich wurden am vergangenen Mittwoch zwei
sudanesische Männer verhaftet, nachdem sie einige Ta-
ge zuvor ein Bootsunglück im Ärmelkanal knapp über-
lebt hatten. Für einen im Gegenzug reduzierten Preis sol-
len sie aktiv an der Überfahrt mitgewirkt haben. Straf-
bar als Schleuserei? Es ist nicht der erste Fall, in dem
sich die Frage nach dem internationalen rechtlichen Rah-
men für eine Anklage von Migrant:innen selbst im Zu-
sammenhangmit illegaler Einreise und Schleuserei stellt.
InGriechenlandwerdenMigrant:innen inzwischen syste-
matisch und oft in rechtsstaatlich fragwürdigen Verfah-
ren wegen der minimalen Mithilfe bei einer Überfahrt an-
geklagt und verurteilt, wie Borderline Europe dokumen-
tiert. Die Vorgaben aus dem Zusatzprotokoll gegen die
Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luft-
weg zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und
in gewissem Maße auch dem Pönalisierungsverbot der
Genfer Flüchtlingskonvention setzen solchen Praktiken
der Kriminalisierung von Flucht aber enge Grenzen.

Das Bootsunglück im Ärmelkanal

Die Überfahrten von Migrant:innen über den Ärmelka-
nal mit kleinen und oft überbesetzten Booten haben seit
2018 stark zugenommen. In Großbritannien haben Po-
litiker:innen in den letzten Jahren mit verschiedenen
Maßnahmen versucht, die Ankünfte zu verringern. Noch
im Januar kündigte Rishi Sunak die Parole „stop the
boats“ als zentrales politisches Vorhaben an. Neben Poli-
tiken der versuchtenAbschreckung,wie demTransfer von
Asylsuchenden nach Rwanda, dem der Court of Appeal
Ende Juni einen Riegel vorgeschoben hat, setzt Großbri-
tannien auch auf Zusammenarbeit mit Frankreich. Dort
soll möglichst verhindert werden, dass Boote überhaupt
zur Überfahrt aufbrechen. Diese politische Lage bildet
den Hintergrund für die Verhaftungen der vergangenen
Woche.

Das Bootsunglück, um das sich die Anschuldigungen
drehen, ereignete sich in der Nacht vom 11. auf den 12.

August. Ein Schlauchboot war auf dem Weg von Frank-
reich nach Großbritannien mit rund 65 Passagieren ge-
sunken, mindestens sechs davon starben bei dem Un-
glück. Die Bootsinsassen waren Migrant:innen, ein Groß-
teil davon Afghan:innen. Die zwei verhafteten Sudane-
sen, einer davon gerade erst 17 Jahre alt, sollen laut
LeMonde für fahrlässige Tötung und sowie für banden-
mäßig organisierte Beihilfe zur illegalen Einreise ange-
klagt werden. Mit ihnen angeklagt werden zwei irakische
Staatsangehörige, welche sich nicht auf dem Boot befan-
den und die Überfahrt organisiert haben sollen.

Die beiden Sudanesen seien gleichzeitig Opfer und
Mitverursacher des Dramas, heißt es in LeMonde. Worin
die genaue Mitwirkung bestand und inwiefern die beiden
Migranten wirklich Mitverursacher des Schiffsunglücks
waren, sind bislang ungeklärte Tatsachenfragen. Doch
daneben verweist der Fall auf eine generelle rechtliche
Frage: Inwieweit dürfen Staaten in ihrem Kampf gegen
Schleuserei Migrant:innen selbst anklagen? Wie verhal-
ten sich die Vorgaben des internationalen Rechts, insbe-
sondere Flüchtlinge zu schützen, zu den staatlichenMög-
lichkeiten, illegale Einreise zu verhindern, und den Vor-
gabenhinsichtlich der Bekämpfung vonorganisierter Kri-
minalität?

Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Migranten

Schleuserei, im Deutschen synonym verwendet mit
Schlepperei, wird als die gezielte Ermöglichung von ille-
galer Einreise aus einem finanziellen Interesse verstan-
den. Abzugrenzen ist sie also erstens von Fluchthilfe:
Akten, bei denen Menschen nicht aus finanziellen, son-
dern humanitären Motiven bei der Ein- oder Ausreise
geholfen wird. Zweitens ist Schleuserei von Menschen-
handel abzugrenzen, bei denen Menschen unter Zwang
oder sonst gegen ihren Willen an einen anderen Ort ver-
bracht werden. Schleuserei findet meist unter Ausbeu-
tung der Zwangslage von Migrant:innen statt, nicht sel-
ten in Verbindung mit physischer Gewalt und mit mas-
siven Gefahren. Im internationalen Recht wird Schleuse-
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https://www.bbc.com/news/uk-64164339
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rei dementsprechend als Aspekt der grenzüberschreiten-
den organisierten Kriminalität verstanden: Ein Zusatz-
protokoll zum Übereinkommen der Vereinten Nationen
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminali-
tät betrifft die Schleusung von Migranten auf dem Land-,
See- und Luftweg.

Dieses Zusatzprotokoll ist eindeutig im Schutzzweck:
Es geht um den Schutz von Migrant:innen, nicht um den
Schutz von Staaten gegen irreguläre Einreisen. So spricht
die Präambel von der „Notwendigkeit, den Migranten ei-
ne menschliche Behandlung und den vollen Schutz ihrer
Rechte zu gewähren“ und äußert sich besorgt darüber,
„dass die Schlepperei von Migranten das Leben oder die
Sicherheit der betroffenen Migranten gefährden kann“.
Das Protokoll macht Vorgaben, was Staaten unter Stra-
fe stellen sollen, um Schleuserei zu verhindern, und rich-
tet sich daneben auf die zwischenstaatliche Zusammen-
arbeit bei diesem Ziel. Konkret verpflichtet das Proto-
koll Staaten, Schleuserei, den Versuch derselben sowie
die Teilnahme daran zu sanktionieren (Art. 6 Abs. 1, 2).
Außerdemsollen Staaten dieGefährdungdes Lebens oder
der Sicherheit von Migrant:innen, sowie ihre unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung unter Strafe stellen
(Art. 6 Abs. 3).

Was aber ist mit der Sanktionierung von Mi-
grant:innen selbst? Einerseits stellt das Protokoll straf-
rechtliche Mindestanforderungen auf, es hindert Staa-
ten also nicht, weitergehende Tatbestände festzulegen,
wie es in Art. 6 Abs. 4 ausdrücklich heißt. Andererseits
legt das Protokoll in Art. 5 gesondert und vor den an-
schließenden Sanktionierungsvorgaben fest, dass Mi-
grant:innennicht nach demProtokoll strafrechtlich dafür
verfolgt werden können, „dass sie Gegenstand der in Ar-
tikel 6 genannten Handlungen wurden“. Migrant:innen
sind die durch die Regeln gegen Schleuserei Geschützten,
nicht die dadurch Adressierten.

Nun kann man argumentieren, dass Art. 5 des Zusatz-
protokolls nur die strafrechtliche Verfolgung „nach dem
Protokoll“ untersagt, aber nicht eine sonstige strafrecht-
liche Verfolgung nach nationalen Vorschriften. Der Wort-
laut gibt das her; zugleich steht das Zusatzprotokoll in
einem klaren Kontext, bei dem strafrechtliche Sanktio-
nierung und Zusammenarbeit mit Schutzanliegen hin-
sichtlich der Sicherheit von Migrant:innen eng verwo-
ben sind. Die Präambel könnte diesbezüglich nicht deut-
licher sein und das Protokoll stellt eine klare Abgrenzung
auf: Migrant:innen sind diejenigen, welche erst durch ih-

re Zwangslage Gegenstand von Schleuserei werden und
durch die kriminellen Aktivitäten ausgebeutet und ge-
fährdet werden. Ihrem Schutz sind die Vorschriften ver-
schrieben und sie sollen gerade nicht durch die Hintertür
selbst durch diese Vorschriften sanktioniert werden. Die-
se Lesart vertreten auch der UNHCR (z.B. hier und aus-
führlich hier) und Wissenschaftler.

Das Pönalisierungsverbot der Genfer Flüchtlingskonven-
tion

Die klare Abgrenzung, dass Migrant:innen nicht durch
Vorschriften gegen Schleuserei selbst kriminalisiert wer-
den dürfen, wird daneben auch durch den Gedanken des
Pönalisierungsverbots im internationalen Flüchtlings-
recht gestützt. Das Pönalisierungsverbot ist in Artikel
31 Abs. 1 der Genfer Flüchtlingskonvention niedergelegt
und untersagt Staaten, „wegen unrechtmäßiger Einrei-
se oder Aufenthalts […] Strafen gegen Flüchtlinge [zu]
verhängen“. Schon bei der Erstellung des Konventions-
textes war deutlich, dass Flüchtlinge selten überhaupt
die Möglichkeit zur legalen Einreise haben. Insofern ist
das Pönalisierungsverbot eine notwendige Folge der Ent-
scheidung, dass Flüchtlinge ein Recht haben, Schutz zu
suchen.

Das Pönalisierungsverbot wirkt dabei auch für Per-
sonen, für die noch nicht geklärt ist, ob es sich um
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention
handelt, da eine Anerkennung als Flüchtling deklarato-
risch ist und immer erst nach Abschluss eines Verfah-
rens feststeht. Auch für diejenigen, deren Antrag letzt-
lich abgelehntwird, die diesen aber in gutemGlaubenund
nicht evident rechtsmissbräuchlich gestellt hatten, wirkt
das Pönalisierungsverbot (in diesem Sinne auch schon
Fischer-Lescano/Horst 2011).

Voraussetzung nach dem Wortlaut ist, dass es sich
um Personen handelt, die unmittelbar aus einem Ge-
biet kommen, in dem sie in Gefahr sind. Das muss nicht
zwingend der Herkunftsstaat sein, denn Migrant:innen
können auch in einem Transitstaat wiederum einer Ver-
folgung im Sinne der Flüchtlingskonvention ausgesetzt
sein. Für Schutzsuchende, die durch Libyen kommen,
ist das beispielsweise regelmäßig anzunehmen. Daneben
schließt auch nicht jede Durchreise durch einen ande-
ren Staat die „Unmittelbarkeit“ aus (so das Bundesver-
fassungsgericht 2014 in 2 BvR 450/11), sondern lediglich
der Fall, dass ein Flüchtling sich bereits in einem anderen

https://www.un.org/depts/german/uebereinkommen/ar55025anlage1-oebgbl.pdf
https://www.un.org/depts/german/uebereinkommen/ar55025anlage1-oebgbl.pdf
https://www.un.org/depts/german/uebereinkommen/ar55025anlage1-oebgbl.pdf
https://www.un.org/depts/german/uebereinkommen/ar55025anlage3-oebgbl.pdf
https://www.unhcr.org/what-we-do/protect-human-rights/asylum-and-migration/people-smuggling
https://www.acnur.org/fileadmin/Documentos/BDL/2014/9791.pdf?view=1
https://www.acnur.org/fileadmin/Documentos/BDL/2014/9791.pdf?view=1
https://academic.oup.com/ijrl/article-abstract/25/1/39/1549497
https://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2017/03/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf
https://www.unhcr.org/media/refugee-convention-1951-travaux-preparatoires-analysed-commentary-dr-paul-weis
https://www.unhcr.org/media/refugee-convention-1951-travaux-preparatoires-analysed-commentary-dr-paul-weis
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fzar%2F2011%2Fcont%2Fzar.2011.81.1.htm&anchor=Y-300-Z-ZAR-B-2011-S-81-N-1
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2014/12/rk20141208_2bvr045011.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2014/12/rk20141208_2bvr045011.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Staat niedergelassen hatte. Jedenfalls ist das Pönalisie-
rungsverbot also für jeden Einzelfall zu prüfen, eine Kri-
minalisierung von Asylsuchenden ohne genaue Prüfung
ihrer individuellen Umstände schließt es aus.

Das umfasst auch diejenigen Schutzsuchenden, die
selbst in irgendeiner Weise bei der Überfahrt mitgewirkt
haben. Bei den in der Studie von Julia Winkler und Lotta
Mayr für Borderline Europe dokumentierten Fällen ging
es um kleine Mitwirkungshandlungen wie das Steuern ei-
nes Boots oder eines Autos. Unabhängig von der Frage,
ob solche Handlungen überhaupt tatbestandsmäßig un-
ter Beihilfe zur illegalen Einreise fallen können, schlie-
ßen sie die Geltung des Pönalisierungsverbots jedenfalls
nicht aus. Vorrangig sind diese Personen selbst Schutz-
suchende, selbst wenn sie sich aktiv an der Ermöglichung
der irregulären Einreise beteiligen. Soweit das Pönalisie-
rungsverbot gilt, darf eine Handlung, die wesentlich der
eigenen Flucht dient, nicht zugleich Anlass zur Strafver-
folgung sein.

Die Bekämpfung der Schleuserei – zurück in rechtsstaat-
liche Bahnen und weg von falschen Zielsetzungen

Insgesamt widersprechen also Maßnahmen, die mit dem
angeblichen Ziel, Schleuserei zu bekämpfen, Schutzsu-
chende selbst zum Ziel von Strafverfolgung machen, den

Grundentscheidungen des internationalen Rechts. So-
fern es wirklich um die Eindämmung organisierter Krimi-
nalität geht, sind diese Maßnahmen daneben auch poli-
tisch fehlgeleitet.

90% der irregulär in Europa Ankommenden wurden
laut Europol bei ihrer Einreise durch Schleuser unter-
stützt. So legt es auch die EU-Kommission in dem neuen
Aktionsplan gegen die Schleusung von Migranten (2021-
2025) zugrunde. Aber weder höhere Strafdrohungen noch
verstärkte internationale Zusammenarbeit in der Verfol-
gung werden dem Phänomen ein Ende setzen. Das Ge-
schäft bleibt profitabel, solange die irreguläre Einreise für
die meisten die einzige Möglichkeit ist, in Europa Asyl
zu beantragen, und solange Staaten es immer weiter er-
schweren, auch nur die Außengrenzen Europas zu errei-
chen.

Die Menge an Schiffsunglücken auf den Routen nach
Europa ist immens. Allein im Mittelmeer verloren in
diesem Jahr über 2000 Menschen beim Versuch, Euro-
pa zu erreichen, ihr Leben. Es greift zu kurz nach je-
dem Unglück nur reflexhaft die skrupellosen Praktiken
von Schleuser:innen zu beklagen. So dramatisch die Aus-
beutung und Gefährdung von Migrant:innen durch orga-
nisierte Schleuser:innen ist, so sehr gehört das Fehlen an-
derer, sicherer Fluchtmöglichkeiten zu den Ursachen der
vielen Todesfälle an Europas Außengrenzen.

https://www.borderline-europe.de/sites/default/files/readingtips/criminalisation_of_migrants-study_by_borderline_europe_de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021DC0591
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52021DC0591
https://missingmigrants.iom.int/region/mediterranean?region_incident=All&route=All&year%5B%5D=11681&month=All&incident_date%5Bmin%5D=&incident_date%5Bmax%5D=
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On 11th August 2023, India’s Digital Personal Data Pro-
tection Act, 2023 (‘DPDP Act’) has received Presidential
assent. The Act’s passing is critical in light of increasing
concerns about data security and surveillance in India, in-
cluding allegations that the government has illegally be-
en using spyware against activists. Moreover, the govern-
ment and its agencies are major data fiduciaries, having
access to various identification and biometric data that
have in the past been breached on a large scale. Given
this, it is vital that the DPDP Act is able to function effec-
tively and independently against the government in cases
of non-compliance. In this piece, I argue a novel provision
bestowing appellate jurisdiction on a Tribunal that lacks
both the necessary expertise and independence is likely
to hinder this goal.

The DPB’s Appellate Tribunal

The DPDP Act, like its previous draft, creates an adjudica-
tive authority, namely, the Data Protection Board of In-
dia (‘DPB’). The DPB, under Section 27 of the Act, is em-
powered to inquire into complaints made or intimations
given to it regarding personal data breach by a data fidu-
ciary. The Chairperson and other members of the Board
are to be appointed by the Central Government. Further,
the salaries, tenure and conditions of service are to be
determined by the Central Government. Together, these
provisions effectively curb the independence of the DPB,
especially considering that the Central Government and
its agencies aremajor data fiduciaries against whomcom-
plaints may be made. It is important to note that the pre-
vious draft of the Bill, released in 2022, also contained
similar provisions that enabled the Central Government
to exercise vast powers in determining the composition,
tenure, service conditions of the Board. Despite commen-
tators noting that this impinges on the independent func-
tioning of the Board, no substantial change has been ma-
de to the current Act to alleviate these concerns.

In fact, the DPB’s lack of independence has been exa-
cerbated due to the appellate mechanism now set up
under the Bill. In particular, the DPDP Act provides for
the Telecom Disputes Settlement and Appellate Tribunal
(‘TDSAT’) as the Appellate Tribunal. This is a significant
deviation from the 2022 draft which had declared the re-
levant High Court as the appellate body for decisions ta-
ken by theDPB. No reason has been given for this change.
This matters because the new appellate body is likely to
further undermine the DPB’s capacity to act as an effec-
tive and independent watchdog, safeguarding the indivi-
dual’s right to privacy. The core problem, in this respect,
is the Tribunal’s failure to conform to the principles of
independence and expertise laid down by the Indian Su-
preme Court.

The Chequered History of Tribunals

Tribunals like the TDSAT were originally constituted to
bypass the case backlog and time-consuming procedures
in High Courts and the Supreme Court. Further, Tribunals
were necessary to resolve disputes that require specia-
lised knowledge, such as tax or environmental matters.
While the need for expertise and efficiency is beyond dis-
pute, Tribunals have often been criticised for their lack
of independence and for stripping jurisdiction from High
Courts. Regarding the former, the manner of constituting
Tribunals is markedly different from appointment of jud-
ges to High Courts. Members of the judiciary are appoin-
ted by a process headed by the higher judiciary, which
minimizes the likelihood of them being biased towards
the Executive. By contrast, Tribunal membership is large-
ly determined by the Executive (like in the present case).
The Government may ‘pack’ them with expert members
who are favourable to the government, a major litigating
party before Tribunals. The terms and conditions of their
service is also dependent on the Union Government’s ru-
les, unlike the service conditions of judges, which is pro-

https://doi.org/10.17176/20230821-182851-0
https://verfassungsblog.de/trivialising-privacy-through-tribunals-in-india/
https://www.scobserver.in/cases/manohar-lal-sharma-prime-minister-pegasus-spyware-probe-case-background/
https://economictimes.indiatimes.com/news/economy/policy/worlds-largest-id-database-exposed-by-india-government-errors/articleshow/64169884.cms?from=mdr
https://prsindia.org/files/bills_acts/bills_parliament/2023/Digital%20Personal%20Data%20Protection%20Bill,%202023.pdf
https://prsindia.org/files/bills_acts/bills_parliament/2023/Digital%20Personal%20Data%20Protection%20Bill,%202023.pdf
https://www.meity.gov.in/writereaddata/files/The%20Digital%20Personal%20Data%20Potection%20Bill%2C%202022_0.pdf
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https://heinonline.org/HOL/Page?collection=journals&handle=hein.journals/actj2006&id=300&men_tab=srchresults
https://indiankanoon.org/doc/543658/


1338

Welt Niveditha Prasad

Niveditha Prasad, VerfBlatt 2023, 1337.

vided in the Constitution itself. The problem is exacer-
bated by the fact that the jurisdiction of the High Courts
has consistently been stripped away and bestowed upon
Tribunals instead.

These issues in the structure and working of Tribu-
nals has received judicial scrutiny. The Supreme Court in
L Chandra Kumar held that Tribunals are indeed necessa-
ry because of their technical expertise but they cannot be
deemed equivalent to High Courts because of the weak-
er protections to independence present in their structure
(¶78). Over time, the judiciary has sought to strengthen
the functioning and independence of Tribunals. In Union
of India v R Gandhi, the Supreme Court, noting the pre-
mise behind Tribunals, held that the technical members
should be persons with expertise in a field relevant to the
purpose behind setting up a Tribunal (¶59). If the techni-
cal members do not have the relevant expertise, the Tri-
bunal will be unconstitutional for encroaching upon the
powers and jurisdiction of the judiciary (¶90). Further,
Tribunals must have a judicial member who can ensu-
re fairness in adjudication (¶59). Significantly, the Court
also struck down a provision in the Companies Act that
mandated a maximum term of office for three years wi-
th a retirement age of 65 years for members of that re-
levant Tribunal. The reasoning of the Court was that in
specialised Tribunals, a term of three years would not be
sufficient for the members to acquire the required know-
ledge and expertise. The provisions also ended up making
Tribunals a post-retirement haven for bureaucrats occu-
pying positions of technical members. This is because no
expert professional would leave their thriving careers to
become a technical member for a short tenure of three
years (¶120[ix]). The overall inference from R Gandhi is
that Tribunals must reflect both technical expertise and
adjudicative competence, apart from being independent
in their functioning. Yet, in the presence instance, both
technical expertise and independence are gravely com-
promised.

The TDSAT: Encroachment Disguised as Efficiency

The TDSAT is a creature of the Telecom Services Regula-
tory Authority Act, 1997 (‘TRAI Act’). The context of the
legislation itself is clear – it seeks to protect both telecom
service providers and its users. Consequently, the TDSAT
is an adjudicative body for disputes that may arise bet-
ween a licensor and licensee, two or more service provi-
ders or between a service provider and consumers. It is

evident therefore, that the TDSAT’s purpose has no rele-
vancy to the purpose of an appellate body under theDPDP
Act, which as mentioned above, is to adjudicate on cases
of data breach.

Further, the members of the TDSAT do not have ex-
pertise on data protection and governance. To illustrate,
as per, Section 19 of theDPDPAct, theDPB’smembers are
required to possess special knowledge or practical exper-
tise in data governance, administration or related fields
of law, governance and regulation. At least one member
must be an expert in law. The underlying premise of the-
se qualifications is that adjudication must be in tune wi-
th principles that are relevant to the specific field of data
privacy and protection. It follows that the premise must
apply even in the case of a body that hears appeals from
the DPB.

By way of comparison, the Companies Act 2013 sets
up both a Tribunal of first instance and an appellate Tri-
bunal. The technical member of the appellate Tribunal,
like the members of the first instance Tribunal, must have
specialised knowledge and experience in matters related
to company law (Section 411 of the Act). The same is
true of the Securities Appellate Tribunal (Section 15M(2)
of the SEBI Act) and the Income Tax Appellate Tribunal
(Section 252(2A) of the Income Tax Act). But unlike these
appellate Tribunals, the TDSAT is a generalist body in the
context of data protection. Under Section 14C of the TRAI
Act, its Chairperson is a retired Supreme Court judge or
Chief Justice of a High Court and its members are persons
who have been Secretary to the Government of India or
occupants of similar posts or persons who are ‘well versed
in the field of technology, telecommunication, industry,
commerce or administration.’

Moreover, it is evident that the TDSAT does not pass
the muster of the principles in R Gandhi. Section 14D of
the TRAI Act clearly mandates a tenure of three years for
its members. Thus, the members, apart from being non-
experts, will not be able to acquire the requisite know-
ledge considering their short tenure. If the rationale be-
hind a Tribunal is to provide adjudication guided by ex-
pertise, then the TDSAT is indefensible. As per the prin-
ciple in R Gandhi, since the Tribunal does not in fact pos-
sess adequate expertise in the context of data protection,
it is unconstitutional for encroaching upon the jurisdic-
tion of the judiciary.

The TRAI Act also sets a retirement age of 65 years for
its members. This renders Tribunal membership a ‘sun-

https://heinonline.org/HOL/Page?collection=journals&handle=hein.journals/actj2006&id=302&men_tab=srchresults
https://indiankanoon.org/doc/1152518/
https://www.casemine.com/judgement/in/5609aedae4b0149711414e66#68
https://www.casemine.com/judgement/in/5609aedae4b0149711414e66#68
https://www.mca.gov.in/Ministry/pdf/CompaniesAct2013.pdf
https://www.sebi.gov.in/sebi_data/attachdocs/1456380272563.pdf
https://www.indiacode.nic.in/bitstream/123456789/2435/1/a1961-43.pdf
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set’ jobs for retired civil servants, who typically retire at
the age of 60. This practice has already been scrutinised
for its repercussions on judicial independence. Along si-
milar lines, this can have great effects on both the func-
tioning of the civil service and that of the Tribunal to
which they are appointed due to the perverse incentives
it may create for civil servants. Thus, to attain these post-
retirement jobs at Tribunals, bureaucrats tend to pander
to the government or a ruling party during the time of
their service, instead of functioning as a neutral, objec-
tive administrator. This in turn, raises questions about
their functioning while in an independent adjudicatory
body after retirement.

As a result of these design flaws, the Tribunal will
not be able to inspire public trust and confidence in its

adjudication on critical issues of constitutional import.
This is the exact situation that R Gandhi sought to repel.
While the Chief Justice of India is indeed consulted in the
process of selection of members, recent doubts around
judiciary-executive snugness in India mitigates the safe-
guard that such consultation may present. The TDSAT
cannot therefore function as a sufficiently independent
adjudicatory body. The factors explained above clearly
indicate that the appellate structure provided for in the
DPDP Act is not just flawed but likely unconstitutional.
Given that the DPB and the TDSAT must adjudicate in ca-
ses involving the government as a non-compliant data fi-
duciary, the lack of independence and expertise does not
bode well for the fundamental rights of India’s citizens.

https://theprint.in/opinion/how-civil-servants-tackle-retirement-phobia-take-up-service-extensions-and-live-in-luxury/801713/
https://www.ideasforindia.in/topics/governance/the-politics-of-post-retirement-appointments-corruption-in-the-supreme-court.html
https://academic.oup.com/book/6760/chapter-abstract/150883979?redirectedFrom=fulltext
https://www.thehindu.com/news/national/other-states/post-retirement-jobs-luring-bureaucrats/article38244953.ece
https://frontline.thehindu.com/the-nation/judicial-disgrace-fawning-judges/article35508809.ece


1340

Welt Demian Iglesias Seifert

Demian Iglesias Seifert, VerfBlatt 2023, 1340.

Demian Iglesias Seifert

Has Right-Wing Populism Reached
Argentina?
doi: 10.17176/20230818-182853-0

 

 

Last Sunday, August 13, Argentina held elections to de-
termine the candidates who will run in next October’s
national presidential elections. In a surprising turn of
events, the far-right candidate Javier Milei, an outsider
that started in politics around 2019, surged ahead in the
preliminary elections, sending shockwaves through Ar-
gentina’s political landscape. Milei won the election with
about 30% of the total vote. The candidates in the main
opposition coalition, United for Change (a conservative
centre-right movement), obtained 28% and the current
governing coalition Union for the Homeland (Peronist,
centre left coalition) 27% of the votes, respectively.

In this blogpost, I argue that disillusionment with the
political establishment, extremely high inflation and ri-
sing crime are core reasons driving Milei’s surprise suc-
cess at the ballot box.

The Stakes

Within Argentina’s constitutional system, the President,
who is directly elected every four years, ‘is the supreme
head of the Nation, head of the government and is poli-
tically responsible for the general administration of the
country’. In that sense, the Presidential election defines
the country’s direction more than in parliamentary sy-
stems. Milei, a fervent admirer of ex-President Donald
Trump, has advocated for the elimination of Argentina’s
central bank, contends that the climate crisis is a fabri-
cation, labels sex education as a manoeuvre to dismantle
the institution of the family, supports the legalization of
the trade of human organs, and aims to simplify the pro-
cess of firearm ownership. His electoral success is parti-
cularly concerning, givenArgentina hyper-presidentialist
tradition. Thus, as Gargarella and Stringer explained, the
President has not just the power to issue decrees under
various circumstances but a long tradition of Presidents
using these powers extensively to appoint supreme court
judges, rip up media law and to initiate new policy by de-
cree, bypassing the legislative power. If Milei were to win

the presidential election in October, he would have these
tools at his disposal to implement his agenda and thereby
drastically change Argentina’s political orientation.

Milei’s electoral success is in line with Argentina’s
long history of voting for populist leaders. Thus, since
the administration of Perón from 1946 to 1955 and 1973-
1974, Peronism (a populist entity straddling the spectrum
from centre-left to centre-right) has constituted the po-
litical mainstream in Argentine politics, with only few
and short intervals where the Radical Party or Cambie-
mos (United for change, a conservative centre-right coali-
tion) were in power. However, since the return to demo-
cracy in 1983, the nation has not experienced a victory
by a far-right political party, with power predominantly
shifting between these established political poles. With
Milei’s electoral rise, this longstanding pattern appears
to be on the verge of transformation.

Cass Mudde has suggested that there is a distinction
betweenpopulismas it occurs in Europe, on the onehand,
and in Latin America, on the other. The former has been
described as mainly right-wing, conservative, traditiona-
list and authoritarian in both rhetoric and behaviour. The
second, by contrast, shares an authoritarian impulse but
has been described as primarily left-wing and socially in-
clusive. However, something is changing. Milei’s victo-
ry is a sign that Argentina is joining the global trend of
right-wing populism. The country that used to be a ba-
stion of left-wing populist governments, historically un-
der the banners of Peronism, seems thereby to be follo-
wing the patterns observed in other countries of the re-
gion such as Brazil, Chile and El Salvador. What has been
the reason for this change?

Disillusionment, Inflation and Crime

One of the main explanations for Milei’s triumph is the
growing disillusionment among the population with the
traditional political class. For decades, Argentine citizens
have experienced a series of broken promises and corrup-
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https://verfassungsblog.de/the-fight-against-covid-19-in-argentina-executive-vs-legislative-branch/
https://egrove.olemiss.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=3446&context=hon_thesis
https://www.theguardian.com/world/2016/jan/10/argentinian-president-mauricio-macri-anti-democratic-decrees
https://www.theguardian.com/world/2016/jan/10/argentinian-president-mauricio-macri-anti-democratic-decrees
https://journals.sagepub.com/doi/epdf/10.1177/0010414004263663
https://www.researchgate.net/publication/327799930_Populism_in_Argentina_A_Comparative_Perspective
https://www.researchgate.net/publication/327799930_Populism_in_Argentina_A_Comparative_Perspective
https://www.researchgate.net/publication/327799930_Populism_in_Argentina_A_Comparative_Perspective
https://images.inenglish.elpais.com/usa/2021-11-09/far-right-gains-ground-in-argentina-with-attacks-on-the-political-class.html
https://www.jstor.org/stable/26347391
https://en.wikipedia.org/wiki/Javier_Milei
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tion scandals that have undermined trust in conventio-
nal political parties. Corruption convictions against Pero-
nism’s leaders, coupled with the opposition’s lack of re-
flexes when it was their turn to govern, have eroded vo-
ters’ trust in the established parties.

At the same time, Argentina is currently facing one of
itsmost severe crises. The value of theArgentine peso has
sharply dropped, with yearly inflation exceeding 115 per-
cent. Additionally, almost 40 percent of the population
is living in poverty, and the nation is grappling with the
challenge of repaying its $44 billion debt to the Interna-
tional Monetary Fund. Finally, widespread security issues
have arisen and there is no answer from the government.

Polls show a striking prevalence of frustration with
how crime is handled and support for punitive criminal
justice measures. Regarding the economic situation, the
sense of fatigue about inflation is clear in all the surveys
around the country. Participants also mentioned a lack of
representative political candidates as a driving factor, es-
pecially among the younger electors. The name of Milei is
repeatedly mentioned by young voters, angry at the lack
of opportunities for economic advancement, job instabi-
lity and lack of future perspectives. Indeed, polls show
that half of the people who support Milei are under 30
years old and agree with the candidate’s anti-system dis-
course and the feeling of disappointment towards politi-
cians, or the „caste“ as Milei calls them.

Their enthusiasm for Milei as a candidate reflects ge-
neral voter fatigue with regards to the political parties
that have governed Argentina for the past three deca-
des. During this period, the country has experienced al-
ternations in power between different parties, but many
citizens feel that their economic problems have not been
effectively solved, no matter who is in office. In particu-
lar, the level of economic development is low, public ser-
vices are neglected and inflation is rising so fast that ma-
ny workers are poor because their salaries are not being
updated at the same rate.. Peronism’s lofty stated goals
havenot translated into decent living conditions for those
who used to be its voters. Milei has thus been able to take
advantage of a situation of collective fatigue by ostensibly
providing solutions to the very problems thatmainstream
politics has not been able to solve.

In this respect, his campaign promises include shut-
ting down the central bank, trimming public em-
ployment, decreasing taxes, transitioning to a dollari-
zed economy to address inflation concerns and foste-

ring a more open labour market to create additional op-
portunities. He also advocates for lowering the age of
criminal liability and legalizing gun ownership to ta-
ckle criminality. Despite the vagueness of these soluti-
ons and the absence of detail on their practical imple-
mentation, they appear to have swayed voters. Milei’s
stance holds intrigue within the Latin American context,
as he avoids leaning on authoritarian rhetoric and re-
frains from explicitly opposing any societal sector. His
ambiguity concerning socialmatters likemigration ormi-
nority rights prevents easy categorization akin to figu-
res like Bolsonaro or Trump, who both employ a charac-
teristic anti-establishment populist discourse. Simulta-
neously, his political agendawith the emphasis on econo-
micmatters, particularly his championing economic free-
dom and private property, reflects the core of current so-
cietal dissatisfaction. At the same time, Milei is likely be-
nefitting fromhis novelty and the resulting absence of so-
cial censure that burdens established parties as a result of
their past governmental failures to address critical social
needs.

Argentina: The Next Domino to Fall to Right-Wing Popu-
lism?

The phenomenon of a far-right candidate winning in Ar-
gentina is not unique in the region. In recent years, we
have witnessed the rise of far-right leaders and move-
ments in several Latin American countries. These leaders
often present themselves as anti-establishment voices
that challenge political elites and promise to restore se-
curity, order and national sovereignty. The cases of Bol-
sonaro and Bukele are the most resonant but not the only
ones. Chile and Uruguay also show some tendencies to
this trend. In a world characterized by economic and so-
cial uncertainty, this rhetoric clearly resonates strongly
with those who feel marginalized and neglected by the
traditional political system.

While the triumph of an extreme right-wing candida-
te in Argentina’s primary elections represents a signifi-
cant change in the political landscape, it is important to
analyse this phenomenon with caution. Wemust wait un-
til October to see if this trend continues and how society
responds in the national elections. History has taught us
that the rise of extremist politicians can have unpredicta-
ble and potentially dangerous consequences for stability
and social cohesion as we saw when hundreds of support-

https://www.theguardian.com/world/2022/dec/06/cristina-fernandez-de-kirchner-argentina-sentenced-prison-fraud-case
https://foreignpolicy.com/2019/10/24/macri-fernandez-kirchner-argentina-president-elections-economy-imf-debt/
https://www.nytimes.com/2023/08/14/world/americas/argentina-javier-milei-president-primary.html
https://www.americasquarterly.org/article/as-argentinas-economy-sputters-security-concerns-shape-its-campaign/
https://www.lanacion.com.ar/sociedad/termometro-ciudadano-cuales-son-las-principales-preocupaciones-de-los-argentinos-nid01042023/#:~:text=Si%20bien%20la%20%C3%BAltima%20medici%C3%B3n,incidencia%20entre%20los%20desvelos%20ciudadanos.
https://www.opendemocracy.net/en/5050/javier-milei-argentina-election-far-right-libertarian-candidate-youth-support/
https://www.aljazeera.com/news/2023/8/15/argentina-primary-results-reflect-frustrations-desire-for-change-experts
https://www.elpais.com.uy/mundo/las-propuestas-de-milei-liberar-porte-de-armas-cerrar-el-banco-central-y-bajar-edad-de-imputabilidad
https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/1866802X221117565
https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/1866802X221117565
https://www.jstor.org/stable/44018014
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ers of the country’s former leader Jair Bolsonaro attacked
the Parliament in Brazil or the mass detentions that vio-
lated human rights, with 2% of adults arrested in El Sal-

vador. It is crucial to consider the ramifications of these
victories for individual liberties, human rights and the de-
mocratic system as a whole.

https://edition.cnn.com/2023/01/09/americas/brazil-congress-attack-explained-intl/index.html
https://www.theguardian.com/world/2023/feb/20/bukele-el-salvador-gangs-crackdown
https://www.theguardian.com/world/2023/feb/20/bukele-el-salvador-gangs-crackdown
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Metaphern sind nicht nur rhetorisches Stilmittel. Sie sind
auch ein bedeutender Teil der Rechtswirklichkeit. Dass
die Wirkungen, die sie nach sich ziehen können, sogar
rechtsstaatliche und demokratische Risiken bergen, zeigt
ein Blick über den Atlantik. Die juristische Auslegung er-
möglicht gegenwärtig jedoch keinen treffenden Zugriff.
Daher ist ein Umdenken notwendig.

Der Fall und sein Kontext

Die Transperson Zooey Zephyr ist Abgeordnete im Hou-
se of Representatives des US-Bundesstaates Montana. Im
April diesen Jahres fand dort eine hitzige Debatte um sog.
gender-affirming Care für Jugendliche statt. Zu einer sol-
chen Art von Fürsorge zählen neben medizinischen oder
chirurgischen Maßnahmen auch solche, die sich speziell
auf die psychische Gesundheit fokussieren. Die Mehrheit
der Vertreter*innen in Montana House of Representati-
ves sind Republikaner*innen. Sie stellten sich gegen eine
derartige Form von Gender affirmativer Hilfe. 1

Zephyr warf dieser Mehrheit vor, dass sie „Blut“ an
ihren Händen hätte. Daraufhin verweigerte Zephyr ei-
ne Entschuldigung und ist seit dem 20. April daher für
die restlichen Sitzungen 2023 „barred from the floor“,
also ihres Rederechts beraubt. Die Metapher des Bluts
an den Händen der republikanischen Abgeordneten wur-
de so zur conditio-sine-qua-non ihres disziplinarrechtli-
chen Ausschlusses. Wie kann jedoch eine Metapher ju-
ristisch zu einem Sitzungsausschluss führen? Begriffsäs-
thetisch passend wurde dieser Ausschluss aus der Verlet-
zung der parlamentarischen Regeln des „decorum“, al-
so der Schicklichkeit oder Anstandsregeln, hergeleitet. Es
handele sich dabei nämlich um „hateful rhetoric“ (siehe
für einen entsprechenden Überblick hier). Auch der Deut-

sche Bundestag kennt in § 38 seiner Geschäftsordnung
eine entsprechende Formulierung, die zum Sitzungsaus-
schluss ermächtigt. Die Norm beinhaltet sogar selbst ei-
ne Metapher, wenn sie von der „Ordnung oder Würde des
Bundestages“ spricht.

Der daraufhin von Zephyr eingeschlagene Weg zum
District Court auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
blieb erfolglos. Richter Mike Menahan begründete sein
Urteil gegen die Wiederherstellung des Rederechts für die
restliche Legislaturperiode Anfang Mai mit dem Grund-
satz der Gewaltenteilung. Das, was Zephyr fordere, wür-
de das Gericht dazu zwingen, auf eine Weise in legislati-
ve Kompetenzen einzugreifen, welche die Befugnisse des
Gerichts überschreite. Dem Montana House of Represen-
tatives komme die exklusive, verfassungsrechtlich garan-
tiere Befugnis zu, seine Mitglieder*innen zu disziplinie-
ren.

Der Fall fügt sich dabei passgenau als Bindeglied zwei-
er aktuell in den USA zu beobachtenden Tendenzen ein.
Einerseits erfolgt eine stark zunehmendeVerabschiedung
von Anti-Trans-Gesetzesentwürfen. Allein das laufen-
de Jahr kennt 80 solcher Entwürfe. Andererseits lässt
sich feststellen, dass das parlamentarische Disziplinar-
recht zum Ausschluss nicht-republikanischer Meinungen
– speziell gegenüber Kolleg*innenmarginalisierter Grup-
pen – instrumentalisiert wird. So wurde neben der Trans-
auch die BIPOC-Community in Tennessee mit dem dorti-
gen „decorum“ vertraut gemacht. Als Teilnehmende ei-
nes Protestes im Tennessee House of Representatives für
strengere Waffengesetze anlässlich eines Massenschie-
ßerei an einer Nashviller Schule wurden Justin Jones so-
wie Justin Pearson „expelled“. Die ebenfalls protestieren-
de, aber weiße Demokratin Gloria Johnson hatte hinge-

1Erstaunlicherweise stellen entsprechende Maßnahmen nur dann ein Problem dar, wenn sie in der Diskussion um Trans-
Rechte aufkommen. Demgegenüber werden sie nicht nur völlig selbstverständlich, sondern in der überwiegenden Mehrheit von
Cis-Personen genutzt. Künstliche Derivate des zu den Steroiden zählenden „männlichen“Sexualhormons Testosteron, Anaboli-
ka, werden zum Muskelaufbau genutzt. Eine kleine blaue Pille soll zur allzeitigen „Männlichkeit“verhelfen. Die vielen und ebenso
problematischen Bilder von „Weiblichkeit“führen zu Brust- und Lippenvergrößerungen, aber auch zum Rasieren der Achselhaare.
Vgl. dazu Schall, Theodor E./Moses, Jacob D, Gender-Affirming Care for Cisgender People, The Hastings Center Report 53 (2003),
Issue 3 May-June, S. 15-24.

https://doi.org/10.17176/20230803-104311-0
https://verfassungsblog.de/blood-on-your-hands-2/
https://www.metroweekly.com/2023/04/montana-freedom-caucus-demands-trans-lawmakers-censure/
https://www.gesetze-im-internet.de/btgo_1980/__38.html
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://translegislation.com/
https://translegislation.com/
https://www.latimes.com/entertainment-arts/tv/story/2023-04-07/justin-jones-justin-pearson-tennessee-lawmakers-expelled-speeches-social-media-cable-news
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gen keinerlei Konsequenzen zu tragen.

Das (Sprach-)Bild und seine Wirkung

Wie wirkt nun aber eine Metapher? Losgelöst von lingu-
istischen, semiotischen oder kognitionspsychologischen
Prämissen2 zeichnen sich Metaphern dadurch aus, dass
sie ein bildliches Moment schaffen. Oftmals wohnt ihnen
dabei ein Vergleich inne, der nicht auf ein tautologisches
„wie“ zurückgreifen muss. Das unterscheidet Metaphern
von der deskriptiven Feststellung, die man nutzt, wenn
jemand tatsächlich Blut an den Händen hat. Das Interes-
sante dabei ist, dass im Falle der Beschreibung das ent-
sprechende Bild mit den Primärsinnen erkennbar ist oder
war. An einem Punkt wird irgendjemand Blut an Händen
gesehen haben. Die metaphorische Wirkung geht indes
über bloße Beschreibung hinaus. Sie vermittelt eine an-
dere Form von Sinn. Die Sinnlichkeit der Metapher ist ei-
nerseits abgeleitet über das ursprüngliche visuelle Bild.
Sie ist andererseits aber auch originär sinnlich, da sie ei-
nen eigenständigen Sinngehalt aufweist. Sie ruft nämlich
ein Bild hervor, das nie mit den Augen gesehen werden
kann. Im konkreten Fall ist dieses Bild das Blut an den
Händen jener Abgeordneten, die gegen gender-affirming
Care votiert haben. Metaphern ermöglichen folglich eine
besondere Form sinnlichen Erkennens.

Es geht nun aber nicht darum, sich vorzustellen,
wie mehrere Dutzende Republikaner*innen mit blutbe-
schmierten Händen herumstehen. Die Metapher eröff-
net vielmehr eine eigenständige Deutungsebene. Dabei
handelt es sich jedoch um keine grenzenlose Mehrdeu-
tigkeit. Denn bereits die Umstände erlauben eine gewisse
Begrenzung. Die Worte Zephyrs sind im Zusammenhang
damit gefallen, dass der Zugang zu Gender affirmativer
Fürsorge das hohe Suizidrisiko von sich als trans iden-
tifizierenden Jugendlichen erheblich senkt. Dies zeigten
entsprechende Studien. Zephyr selbst twitterte dazu im
Nachgang, dass alle Abgeordneten und der Governor ei-
nen entsprechenden notärztlichen Brief erhalten hätten.
In diesem wird explizit das diskutierte Gesetzgebungs-
verfahren als Faktor für den Suizidversuch einer jugend-
lichen Transperson angeführt. Der Brief ist ihrem Tweet
angehängt.

Die Metapher dient also, durchaus kontraintuitiv,

dem Gegenteil einer „schwammigen“ Unbestimmtheit.
Sie verleiht den präzisen Fakten der Studien nämlich
Prägnanz. Indem sie Assoziationen hervorruft, werden
die Zahlen anschaulicher und neu verknüpft. Das Leid
der jugendlichen Trans-Personen gerade im Zusammen-
hang mit dem Vorwurf an die Angeordneten wird vor-
stellbarer. Prägnant bedeutet im ursprünglichen Wort-
sinn „bedeutungsschwanger“. Erst im übertragenen Sin-
ne wird daraus „bedeutsam“ oder „bedeutungsvoll“. Auf
den Punkt gebracht: „Der Ausdruck ‚prägnant‘ ist selbst
‚prägnant‘.“3

Die Jurist*innen und ihre Auslegung

Von der Wirkung der Metapher an sich führt der Weg
zur Frage nach ihrem rechtlichen Verständnis. Eröffnet
dieMetapher eine selbständigeDeutungsebene, dann gilt
es diese zu interpretieren. Rechtswissenschaft ist herme-
neutischeWissenschaft. Ihre Allzweckwaffe ist die Ausle-
gung. Um also zu einem juristisch vertretbaren Ergebnis
zu kommen, wird, zumindest in Deutschland, klassischer
Weise nach Wortlaut, Systematik, Telos und Historie ei-
ner Norm gefragt. Doch die Frage nach dem Wortlaut ei-
ner Metapher ist buchstäblich sinnlos. Es geht weder um
die tatsächlichen Hände noch um tatsächliches Blut an
eben jenen. Wenig eindeutig stellt sich der Befund auch
bei der historischen Auslegung dar, wenngleich eine Kul-
turgeschichte der Metapher der blutigen Hände im Recht
durchaus interessant wäre. Wie ist der Sinn und Zweck zu
bestimmen und auf wen stellt man ab? Auf die sprechen-
de Person oder ein Leitbild einer*s „objektiven“ Dritten?
Lediglich die Systematik erscheint als Frage nach den
Umständen und Zusammenhängen der Aussage plausi-
bel. Es zeigt sich ein Heer ungeklärter Fragestellungen
und doch stehen nicht nur Gerichte täglich vor der Auf-
gabe: Wie begegnet man der Metapher im Recht?

Nunhandelt es sich im gegebenen Fall umkeineNorm
wie bei der „Würde“ § 38 GOBT, sondern um eine Aus-
sage im Rahmen der parlamentarischen Debatte. Wenig
überraschend stellt sich die Aufgabe mit metaphorischen
Aussagen umzugehen, im öffentlich-rechtlichen Kontext
vor allem im Bereich der Kommunikationsgrundrechte.
Es geht um die Grenzen der Meinungsfreiheit oder den
spezielleren Kunstbegriff. Die richterliche Außengrenz-

2Für einen kognitionspsychologischen Ansatz im Recht s. grundlegend Damler, Daniel, Rechtsästhetik. Sinnliche Analogien
im juristischen Denken, Berlin 2016.

3Gabriel, Gottfried, Präzision und Prägnanz. Logische, rhetorische, ästhetische und literarische Erkenntnisformen, Münster
2019, S. 16.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC7073269/
https://twitter.com/ZoAndBehold/status/1648466954011959300
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ziehung des Erlaubten spielt sich dabei zwischen verbo-
tener Schmähkritik und meinungsfreundlicher Interpre-
tation ab. Doch für die Behandlung bildlicher Figuren,
wie Metaphern sie darstellen, gibt es keine transparen-
ten Grundsätze im Umgang. Wie kommt das? Das Recht
als Textwissenschaft ist voll mit ihnen. Die „juristische
Person“ ist eine, die „Ewigkeitsgarantie“ und die „ökolo-
gische Person“ hoffentlich bald auch. Wird an der offe-
nen Konkretisierung durch sprachliche Bilder ein metho-
discher „blinder Fleck“ offenbar? Denn die Extreme sind
klar: Auf der einen Seite steht die Zensur der interpretie-
renden, auf der anderen die Flucht in die Metapher der
äußernden Person.

Das verdeutlicht ein inneramerikanischer Vergleich.
Als die texanischen Demokraten im Jahr 2021 aus Protest
gegen neue Wahlgesetze das Quorum verfehlten, wetter-
te der Republikaner Greg Abbott, dass ihre Abwesenheit
auch die Verabschiedung eines Kriminalitätsgesetzes ver-
hinderte. “Die Demokraten haben Blut an ihren Händen,
weil sie nicht aufgestanden sind und ihre Arbeit nicht
gemacht haben“, sagte er. Es existiert also auch die Be-
gehungsform „Blut an den Händen“ durch Unterlassen.
Als Alabama im vergangenen Jahr die Abschaffung der
staatlichen Genehmigungen für das Tragen von verdeck-
ten Handfeuerwaffen anstrebte, wandte sich die damali-
geAbgeordneteMerikaColeman, eineDemokratin, direkt
an ihre Kollegen: „Und ich sage Ihnen, dass einige von Ih-
nenBlut an IhrenHänden habenwerden, wenn dieses Ge-
setz verabschiedet wird.“ In Florida soll laut dem demo-
kratischen Senator Jason Pizzo im Rahmen einer Debatte
manchmal sogar mehr als einmal am Tag von Blut an den
Händen die Rede sein. Ausgeschlossen wurde hingegen
keine*r. Entschuldigen musste sich auch niemand.

Steht an dem einem Ende der hermeneutischen Lei-
ter die bloß noch absurde Funktion der Wortlautgrenze
beim Verständnis von Metaphern, so findet sich hingegen
die teleologische Betrachtung am anderen. Sie birgt das
größte Risiko. Sie ist genuin Sinngebung. Das heißt die
interpretierende Person entscheidet sich vielmehr für ei-
nen zu gebenden Sinn als diesen zu erkennen. So kann die
teleologische Auslegung maßgeblich im beschriebenen
Dilemma zu einer zensierenden Deutung durch die aus-
legende Stelle führen. Denn wenn Sinn und Zweck das Er-
gebnis von Auslegung darstellen, wie können sie gleich-
zeitig ihr Mittel sein? Die bildliche Wirkung einer Meta-
pher ist nie nur passiv-rezeptiv, sondern immerzu auch
aktiv-gestaltend: A stellt sich etwas vor und schafft mit

einer Metapher davon gleichzeitig eine Vorstellung von
etwas. B stellt sich unter der Vorstellung von As Meta-
pher wiederum etwas vor und kreiert darauf aufbauend
eine eigene Vorstellung. In ihrer Prägnanz ist die Meta-
pher somit nie aussageartig „wahr“ oder „falsch“, wie es
demgegenüber die juristische Subsumtion unter Begriffe
vorgibt zu sein. Sie hat eine eigenständige Potenz. Wo-
möglich bereitet sie gerade daher dem Obersatz eine sol-
che Schwierigkeit.

Die neue alte Hermeneutik: Lernen, juristisch Bilder zu
lesen

Der erste Schritt ist also anzuerkennen, dass die heuti-
gen Jurist*innen im Umgang mit mehr als nur Gesetzen
geschult werden muss. Dann erst kann es darum gehen,
Metaphern als solche und im Recht zu würdigen; über
ihre Zusammenhänge nachzudenken und zu begründen,
nachzufragen, zu korrigieren. Eine Auslegung, Herme-
neutik, die das berücksichtigt, kann einen treffenden Zu-
griff bieten. Die Hermeneutik ist nämlich mehr als ei-
ne Methodik der Rechtsdogmatik. Hermes war der Göt-
terbote. Er verkündete göttliche Botschaften an mensch-
liche Ohren. Schon hierbei kann es sich offensichtlich
nicht bloß um ein deskriptives Mitteilen gehandelt ha-
ben. Mit Gadamer ist es daher die grundsätzliche Lei-
stung der Hermeneutik, einen Sinnzusammenhang aus
„einer anderen Welt“ zu übertragen. So funktioniert auch
die Metapher. Sie überträgt das anthropomorphe Kon-
zept der Würde auf die Institution Bundestag. Die Me-
tapher schmiert organisches Blut an die anorganischen
Zahlen einer Studie. Umalso der Bedeutung derMetapher
im Recht gerecht werden zu können, muss die juristische
Auslegung sich diesem Verständnis von Hermeneutik öff-
nen. Das Recht benötigt eine Hermeneutik bildlicher Fi-
guren.

Metaphern konkretisieren einen Sachverhalt bildlich.
Insoweit ähneln sich Metapher und juristische Ausle-
gung. Die Idee der juristischen Auslegung ist es ebenfalls,
ein konkretisierendes Verständnis zu ermöglichen: einer
Norm, einer Aussage, von Symbolen im weiteren Sinne
wie Emoticons. In der Folge ist daher das Verständnis von
Metaphern durch Auslegung ein notwendigerweise kon-
kretes. Denn Metapher ist nicht gleich Metapher. Sie ist
kontextabhängig. Ebenso wenig ist der rechtliche Kon-
text immer der gleiche. Das institutionelle Setting in der
parlamentarischen Debatte unterscheidet sich von einer

https://www.lto.de/recht/feuilleton/f/juristen-sprache-metaphern-ursprung-gesetz/
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/oekologie-verfassung-grundgesetz-aenderung-klimaschutz-umweltschutz-artensterben-eigenrechte-natur/
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/oekologie-verfassung-grundgesetz-aenderung-klimaschutz-umweltschutz-artensterben-eigenrechte-natur/
https://apnews.com/article/montana-transgender-lawmaker-zooey-zephyr-e44017dee7bb3a86cc06eb407533cf4f
https://www.schwabeonline.ch/schwabe-xaveropp/elibrary/start.xav?start=%2F%2F%2A%5B%40attr_id%3D%27hwph_productpage%27%5D#__elibrary__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27verw.hermeneutik%27%5D__1689232944426
https://openjur.de/u/2220856.html
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verfassungsgerichtlichen Beurteilung einer Meinung, der
Diskussion in einem rechtswissenschaftlichen Text oder
der Auslegung einer Willenserklärung. Jedenfalls den er-
sten beiden ist als Schauplatz und sein Mittel die Garan-
tie eines demokratischen Minderheitenschutzes gemein.
Damit unterscheiden sich mithin die Wertungskorrekti-
ve. § 133 BGB erkennt zwar treffend, dass es nicht dar-
um geht, „an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks
zu haften.“ Eine metaphorische Aussage muss sich aber
prinzipiell an der Schutzbedürftigkeit des Empfangen-
den messen lassen. Ebenso ist in personaler Hinsicht ent-
scheidend, ob ein legislatives Organ republikanisch ge-
führt ist oder eine konservative Zweidrittelmehrheit das
höchste Gericht des Landes besetzt. Ohne ein entspre-
chendes Bewusstsein kann aber auch kein Risiko erkannt

und folglich keine Handlungsgrundsätze entwickelt wer-
den, die dann wiederum transparent kontrollierbar wür-
den. Ansonsten öffnen sich Tür und Tor im Metapho-
rischen für eine fast „unbegrenzte“ Auslegung – insbe-
sondere im Bereich solcher Generalklauseln wie des „de-
corum“. Dann geht es nicht mehr um die bildliche Wir-
kung des Blutes an den Händen, sondern die bildliche
Wirkung in den tatsächlich falschen Händen.

Metaphern sind mehr als rhetorische Stilmittel. Sie
sind auch ein bedeutender Teil der Rechtswirklichkeit.
Dass die Wirkungen, die sie nach sich ziehen können, so-
gar rechtsstaatliche und demokratische Risiken bergen,
zeigt ein Blick über den Atlantik. Sollte Justitia auf dem
ästhetischen Auge daher wirklich blind bleiben?

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__133.html#:~:text=§%20133%20Auslegung%20einer%20Willenserklärung,Sinne%20des%20Ausdrucks%20zu%20haften.
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__133.html#:~:text=§%20133%20Auslegung%20einer%20Willenserklärung,Sinne%20des%20Ausdrucks%20zu%20haften.
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Metaphors are not just rhetorical devices. They are also a
significant part of legal reality. A look across the Atlantic
shows that the effects they can have even entail risks for
the constitutional democracy. At present, however, legal
interpretation does not allow an accurate grasp. Therefo-
re, a rethinking is necessary.

The Case and Its Context

The transperson Zooey Zephyr is a member of the Hou-
se of Representatives of the US state of Montana. In April
of this year, a heated debate took place there about so-
called gender-affirming care for minors. This type of care
includes not only medical or surgical interventions, but
also those that focus specifically on mental health. The
majority of lawmakers in the Montana House of Repre-
sentatives are Republicans. They opposed such a form of
gender-affirming aid.1

Zephyr accused this majority of having „blood“ on
their hands. Zephyr then refused to apologize and, as of
April 20, has therefore been „barred from the floor“ -
deprived of her right to speak for the remainder of the
2023 legislative session. The metaphor of blood on the
hands of the Republican representatives thus became the
conditio-sine-qua-non of Zephyr’s disciplinary expulsi-
on. However, how can a metaphor legally lead to an ex-
clusion from the session? This exclusionwas derived from
the violation of the parliamentary rules of „decorum,“
i.e., propriety or decency. It was a matter of „hateful rhe-
toric“ (see here for an overview). The German Bundestag
also knows a corresponding formulation in § 38 of its ru-
les of procedure (GOBT), which authorizes the exclusion
from the session. The norm even contains a metaphor its-

elf when it speaks of the „order or dignity of the Bundes-
tag.“

Zephyr’s subsequent path to the District Court for an
emergency motion was unsuccessful. Judge Mike Mena-
han based his ruling against restoring speech rights for
the remainder of the legislative session in early May on
the principle of separation of powers. What Zephyr was
asking for, he said, “would require the court to interfere
with legislative authority in a manner that exceeds this
court’s authority”. The Montana House of Representati-
ves had the exclusive, constitutionally guaranteed power
to discipline its members.

The case fits perfectly as a link between two tendenci-
es that can currently be observed in the USA. On the one
hand, there is a sharp increase in the number of anti-trans
bills being passed. In the current year alone, 80 such bills
have been passed. On the other hand, it can be observed
that parliamentary disciplinary law is instrumentalized
to exclude non-Republican opinions – especially regar-
ding colleagues of marginalized groups. Thus, in addition
to the trans community, the BIPOC community in Ten-
nessee was also made familiar with the local „decorum“.
As participants in a protest at the Tennessee House of Re-
presentatives for stricter gun laws on the occasion of a
mass shooting at a Nashville school, Justin Jones as well
as Justin Pearson were expelled. Gloria Johnson, a white
Democrat who was also protesting, did not face any con-
sequences.

The (Linguistic) Image and Its Effect

But how does a metaphor work? Detached from lingu-
istic, semiotic, or cognitive psychological2 premises, me-

1Surprisingly, corresponding measures only pose a problem when they come up in discussions about trans rights. In contrast,
they are not only used as a matter of course, but in the vast majority of cases by cis persons. Artificial derivatives of the „male“sex
hormone testosterone, anabolic steroids, are used to build muscle. A small blue pill is supposed to help achieve all-time „man-
liness“. The many and equally problematic images of „femininity“lead to breast and lip enlargements, but also to the shaving of
armpit hair. Cf. Schall, Theodor E./Moses, Jacob D, Gender-Affirming Care for Cisgender People, The Hastings Center Report 53
(2003), Issue 3 May-June, pp. 15-24.

2For a cognitive psychological approach to legal analogies, see fundamentally Damler, Daniel, Rechtsästhetik. Sinnliche Ana-
logien im juristischen Denken, Berlin 2016.

https://doi.org/10.17176/20230803-104332-0
https://verfassungsblog.de/blood-on-your-hands/
https://www.metroweekly.com/2023/04/montana-freedom-caucus-demands-trans-lawmakers-censure/
https://www.gesetze-im-internet.de/btgo_1980/__38.html
https://www.gesetze-im-internet.de/btgo_1980/__38.html
https://apnews.com/article/zooey-zephyr-montana-transgender-lawsuit-cce3cfcf6ec2e71abee383b2ad1d4b72
https://apnews.com/article/zooey-zephyr-montana-transgender-lawsuit-cce3cfcf6ec2e71abee383b2ad1d4b72
https://apnews.com/article/zooey-zephyr-montana-transgender-lawsuit-cce3cfcf6ec2e71abee383b2ad1d4b72
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://www.politico.com/news/2023/05/02/judge-rejects-zooey-zephyr-montana-house-00095002
https://translegislation.com/
https://translegislation.com/
https://www.latimes.com/entertainment-arts/tv/story/2023-04-07/justin-jones-justin-pearson-tennessee-lawmakers-expelled-speeches-social-media-cable-news
https://www.latimes.com/entertainment-arts/tv/story/2023-04-07/justin-jones-justin-pearson-tennessee-lawmakers-expelled-speeches-social-media-cable-news
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taphors are characterized by the fact that they create
a pictorial moment. Often a comparison is inherent in
them, which does not have to resort to a tautological „li-
ke“. This distinguishes metaphors from the descriptive
statement one uses when someone actually has blood on
their hands. The interesting thing is that in the case of de-
scription, the corresponding image is or was recognizable
by the primary senses. At one point, someone will have
seen blood on hands. The metaphorical effect, however,
goes beyond mere description. It conveys another form of
sense. The sensuality of metaphor is on the one hand de-
rived via the original visual image. On the other hand, it is
also originally sensual since it has an independent sense.
Namely, it evokes an image that can never be seen with
the eyes. In the concrete case, this image is the blood on
the hands of those lawmakers who voted against gender-
affirming care. Metaphors thus enable a special form of
sensual cognition.

But it is not a matter of imagining dozens of Republi-
cans standing around with their hands covered in blood.
Rather, the metaphor opens an independent level of in-
terpretation. However, it is not a matter of boundless am-
biguity. For the circumstances already allow for a certain
limitation. Zephyr’s words have come up in the context
of how access to gender-affirming care significantly lo-
wers the high risk of suicide among minors who identi-
fy as trans. Relevant studies have shown this to be the
case. Zephyr herself tweeted about this in the aftermath,
saying that all deputies and the governor had received an
emergency medical letter to that effect. This letter expli-
citly cites the legislation under discussion as a factor in
the suicide attempt of a trans minor. The letter is atta-
ched to her tweet.

The metaphor thus serves, quite counterintuitively,
the opposite of a vague indeterminacy. Indeed, it lends
pithiness (“Prägnanz”) to the precise facts of the studies.
By evoking associations, the numbers become more vivid
and newly linked. The suffering of young trans people, es-
pecially in the context of the accusation, becomes more
imaginable. The German term “Prägnanz” in the original
sense of the word means „pregnant with meaning“. On-
ly in the figurative sense does it become „significant“ or
„meaningful“. The English adjective “pregnant” has pre-
served this double meaning. In a nutshell, the expression
“Prägnanz” is itself “pregnant”.3

The Jurists and Their Interpretation

From the effect of the metaphor itself, the path leads
to the question of its legal understanding. If the meta-
phor opens an independent level of interpretation, then
it must be interpreted. Legal science is hermeneutic sci-
ence. Its all-purpose weapon is interpretation. Thus, to
arrive at a legally justifiable result, the wording, syste-
matics, telos, and history of a law are considered, at least
in Germany. But the question of the wording of a meta-
phor is literally meaningless. It is neither about the ac-
tual hands nor about actual blood on those hands. The
findings are not very clear when it comes to historical in-
terpretation either, although a cultural history of the me-
taphor of bloody hands in law would be quite interesting.
How are the meaning and purpose to be determined and
to whom does one refer? To the person speaking or a mo-
del of an „objective“ third party? Only the systematics
seems plausible as a question about the circumstances
and contexts of the statement. The result is a number of
unresolved questions, and yet it is not only the courts that
are confronted daily with the task: How does one deal wi-
th metaphor in law?

Now, in the given case, this is not a law or statute
as opposed to the „dignity“ in § 38 GOBT, but a state-
ment in the context of parliamentary debate. Unsurpri-
singly, the task of dealing with metaphorical statements
arises, in the context of public law, especially in the area
of fundamental communication rights. It is about the li-
mits of freedom of expression or the more specific con-
cept of art. In Germany, the judicial outer demarcation of
what is permissible plays out betweenprohibited defama-
tory criticismandopinion-friendly interpretation. But for
the treatment of figurative ideas, as metaphors represent
them, there are no transparent principles in dealing with
them. Why is that? Law as a textual science is replete wi-
th them. The „legal person“ is one, the „eternity clause”
in article 79 section 3 of the German Basic Law and the
„ecological person“ hopefully soon. Does the open con-
cretization through linguistic images reveal a methodo-
logical „blind spot“? For the extremes are clear: on the
one hand there is the censorship of the interpreting, on
the other the flight into the metaphor of the expressing
person.

A domestic American comparison illustrates this.

3See Gabriel, Gottfried, Präzision und Prägnanz. Logische, rhetorische, ästhetische und literarische Erkenntnisformen, Mün-
ster 2019, p. 16.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC7073269/
https://twitter.com/ZoAndBehold/status/1648466954011959300
https://www.lto.de/recht/feuilleton/f/juristen-sprache-metaphern-ursprung-gesetz/
https://www.lto.de/recht/feuilleton/f/juristen-sprache-metaphern-ursprung-gesetz/
https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/oekologie-verfassung-grundgesetz-aenderung-klimaschutz-umweltschutz-artensterben-eigenrechte-natur/
https://apnews.com/article/montana-transgender-lawmaker-zooey-zephyr-e44017dee7bb3a86cc06eb407533cf4f
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When Texas Democrats failed to pass a quorum in 2021 in
protest of new voting laws, Republican Greg Abbott railed
that their absence also prevented passage of a crime bill.
„The Democrats have blood on their hands for failing to
step up and do their job,“ he said. So, you can also commit
the act of „blood on their hands“ by omission. When Ala-
bama sought to eliminate state permits to carry concealed
handguns last year,Merika Coleman, a Democrat, addres-
sed her colleagues directly: „And I tell you, some of you
are going to have blood on your hands because this piece
of legislation passes.“ In Florida, according to Democra-
tic Senator Jason Pizzo, there was sometimes even talk
of blood on hands more than once a day during a debate.
No one, however, was excluded. Nobody had to apologize
either.

If at one end of the hermeneutic ladder stands theme-
rely absurd function of the literal meaning in the under-
standing ofmetaphors, the teleological view, on the other
hand, is found at the other. It holds the greatest risk. It
is genuinely sense-making. That means the interpreting
person decides rather for a sense to be given than to re-
cognize it. Thus, teleological interpretation can lead de-
cisively, in the described dilemma, to a censoring inter-
pretation. For if meaning and purpose are the result of
interpretation, how can they at the same time be its me-
ans? The figurative effect of a metaphor is never merely
passive-receptive, but also active-formative: A imagines
something and simultaneously creates an idea of some-
thing with a metaphor of it. B imagines something again
under the idea of A’s metaphor and creates his own idea
based on it. In its pithiness, the metaphor is thus never
propositionally „true“ or „false“, as, in contrast, the legal
subsumption under precise terms pretends to be. It has
an independent potency. This is possibly the reason why
it causes such a difficulty for the syllogistic major premi-
se.

The New Old Hermeneutics: Learning to Read Legal
Images

The first step, then, is to acknowledge that today’s jurists
need to be trained to deal with more than just laws. On-
ly then can it be a matter of appreciating metaphors as
such and in law; of thinking about and justifying their
contexts, of inquiring, of correcting. An interpretation,
hermeneutics, that take this into account can offer an apt
access. Indeed, hermeneutics is more than a methodolo-
gy of legal dogmatics. Hermes was the messenger of the

gods. He announced divine messages to human ears. Al-
ready here it obviously could not have been merely a de-
scriptive communication. With Georg Gadamer it is the-
refore the fundamental achievement of hermeneutics to
transmit a context ofmeaning from „anotherworld“. This
is also how metaphor works. It transfers the anthropo-
morphic concept of dignity to the institution of the Bun-
destag. The metaphor smears organic blood on the inor-
ganic numbers of a study. Thus, in order to do justice to
the importance of metaphor in law, legal interpretation
must open itself to this understanding of hermeneutics.
Law needs a hermeneutics of figurative ideas.

Metaphors concretize a fact figuratively. In this re-
spect, metaphor and legal interpretation are similar. The
idea of legal interpretation is also to enable a concretizing
understanding: of a norm, of a statement, of symbols in
a broader sense such as emoticons. In consequence, the
understanding of metaphors through interpretation is a
necessarily concrete one. For metaphor is not metaphor.
It is context dependent. Nor is the legal context always
the same. The institutional setting in parliamentary de-
bate is different from a constitutional court’s assessment
of an opinion, the discussion in a scholarly text, or the
interpretation of a declaration of intent. At any rate, the
first two have in common, as its setting and its means, the
guarantee of democratic protection of minorities. Thus,
the valuation standard differs. While § 133 of the German
Civil Code aptly recognizes that it is not a matter of „ad-
hering to the literal sense of the expression.“ However, in
private law ametaphorical statementmust in principle be
measured against the need for protection of the recipient.
Similarly, in personal terms, whether a legislative body is
Republican-led, or a conservative two-thirds majority oc-
cupies the highest court in a country is crucial. Without
a corresponding awareness, however, no risk can be re-
cognized and consequently no principles of action can be
developed, which would then in turn become transpar-
ently controllable. Otherwise, the door is opened in the
metaphorical for an almost „unlimited“ interpretation –
especially in the area of such general clauses as the „de-
corum“. Then it is no longer a matter of the figurative ef-
fect of the blood on the hands, but of the figurative effect
in the actually wrong hands.

Metaphors are more than rhetorical devices. They are
also a significant part of legal reality. A look across the
Atlantic shows that the effects they can even entail risks
for the constitutional democracy. Should Justitia therefo-
re really remain blind in the aesthetic eye?

https://www.schwabeonline.ch/schwabe-xaveropp/elibrary/start.xav?start=%2F%2F%2A%5B%40attr_id%3D%27hwph_productpage%27%5D#__elibrary__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27verw.hermeneutik%27%5D__1689232944426
https://openjur.de/u/2220856.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__133.html#:~:text=§%20133%20Auslegung%20einer%20Willenserklärung,Sinne%20des%20Ausdrucks%20zu%20haften.
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__133.html#:~:text=§%20133%20Auslegung%20einer%20Willenserklärung,Sinne%20des%20Ausdrucks%20zu%20haften.
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Am 26. Juli 2023 setzten Angehörige der nigrischen Prä-
sidialgarde Präsident Mohamed Bazoum fest und verkün-
deten seine Absetzung. Gleichzeitig wurden die Landes-
grenzen geschlossen, die Arbeit der staatlichen Institu-
tionen ausgesetzt, eine Ausgangssperre verhängt und die
Schaffung einerMilitärjunta verkündet. Eswar bereits der
fünfte Militärputsch in dem Staat seit der Unabhängig-
keit von der Kolonialmacht Frankreich im Jahr 1960. Ni-
ger war eines der letzten Länder der Sahelzone, das noch
über eine demokratisch gewählteRegierung verfügte. Seit
2021 wurden in Staaten der Region wie in Guinea oder im
Sudan die Zivilregierungen durch das Militär entmach-
tet. Mali und Burkina Faso erlebten allein in den Jahren
2021 und 2022 sogar jeweils zwei Putsche; in Guinea-
Bissau und Niger wurden in diesem Zeitraum solche un-
verfassungsmäßigen Regierungsumstürze versucht. Die-
se Ereignisse führten dazu, dass die Region inzwischen
auch als „coup belt“ bezeichnet wird. Diese Häufung von
Staatsstreichen legt es nahe, dass die Demokratieschutz-
architektur der Afrikanischen Union (AU) für den Um-
gang mit solchen Ereignissen und zu deren Verhinderung
nicht ausreichend ist. Ein solches Urteil wäre allerdings
vorschnell, obwohl Veränderungen im System notwendig
sind.

Reaktionen auf und Gründe für Staatsstreiche in Afrika

Der Putsch in Niger wurde – wie in solchen Fällen üb-
lich – sogleich von politischen Akteuren der regionalen
und der internationalen Gemeinschaft wie der AU, der
Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS),
der Weltbank, den Vereinten Nationen (UN) und der Eu-
ropäischen Union (EU) sowie von verschiedenen Staaten
verurteilt. Die ECOWAS, deren Mitglied Niger ist, ver-
suchte, durch eine diplomatische Mission die Putschisten
zur Rückkehr zu demokratischen Verhältnissen zu bewe-
gen. Der Staatspräsident von Benin, Patrice Talon, unter-
nahm im Namen der Organisation noch am Tag des Put-
sches eine Mediationsmission nach Niger, seine Schlich-
tungsbemühungen scheiterten jedoch.

Die Gründe für die Machtergreifung des Militärs sind
vielfältig. Während der erst 2021 ins Amt gekomme-
ne Bazoum als wichtiger Verbündeter des Westens galt
und Niger als Stabilitätsanker in der Sahelzone wahrge-
nommen wurde, war die Regierung in der Bevölkerung
unbeliebt. Rund 40 Prozent der 26 Millionen Einwoh-
ner*innen des Landes leben in extremer Armut; Niger
rangiert im Human Development Index der UN regel-
mäßig im untersten Bereich. Die Regierung von Bazo-
um konnte trotz dieser Situation das Steigen der Lebens-
haltungskosten nicht aufhalten. Zudem wurden die Re-
gierungskreise als inkompetent und korrupt wahrgenom-
men und immer wieder Vorwürfe der Selbstbereicherung
erhoben. Ein weiterer Punkt der Besorgnis ist die fragi-
le Sicherheitslage in dem afrikanischen Staat. Dort agie-
ren islamistische Aufständische von Al-Qaida, dem Isla-
mischen Staat und Boko Haram in weiten Landesteilen
sehr offen, obwohl die nigrischen Sicherheitskräfte in der
Vergangenheit Ausbildung und materielle Unterstützung
durch die Vereinigten Staaten, Frankreich und die Türkei
erhalten haben.

Diese und ähnliche Motive finden sich in Bezug auf
die betreffenden Regierungen und Staaten ebenfalls im
Kontext anderermilitärischerMachtübernahmen in Staa-
ten auf dem afrikanischen Kontinent wieder. Die Viel-
zahl solcher Palastrevolten steht allerdings dem allge-
meinen politischen Klima dort diametral entgegen. So er-
gaben regelmäßigeUmfragen des pan-afrikanischenMei-
nungsforschungsinstituts Afrobarometer in den Jahren
2011 bis 2021 in 30 Staaten eine gleichbleibend gute Ak-
zeptanz für demokratische Regierungsführung in den Be-
völkerungen.

Diese Präferenz für demokratisches Regieren spiegelt
sich aber wiederum nicht in Indizes von Nichtregierungs-
organisationen hinsichtlich der tatsächlichen demokrati-
schen Verhältnisse in den Staaten Afrikas wider. Im De-
mocracy Index von The Economist für das Jahr 2022 wei-
sen gute Werte lediglich Mauritius, Botswana, Kap Verde,
Namibia, Ghana und Lesotho auf; der Senegal, der stets

https://doi.org/10.17176/20230801-104236-0
https://verfassungsblog.de/zum-putsch-in-niger-und-zur-demokratieschutzarchitektur-der-afrikanischen-union/
https://www.tagesschau.de/ausland/afrika/niger-putsch-militaer-100.html
https://www.aljazeera.com/news/2023/7/26/soldiers-holding-niger-president-inside-palace-security-sources
https://au.int/en/pressreleases/20230726/chairperson-african-union-commission-condemns-coup-attempt-niger
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als Musterbeispiel für Demokratie in Afrika galt, rutsch-
te in den letzten Jahren ab. Staaten wie Kamerun, Gui-
nea, Burundi, Eritrea, Äquatorialguinea, die Demokrati-
sche Republik Kongo und die Zentralafrikanische Repu-
blik finden sich auf den hintersten Rängen.

Der Weg zu einem Antiputschinstrumentarium für Afrika

Putsche gegen Regierungen, seien sie demokratisch ge-
wählt oder selbst durch militärische Mittel an die Macht
gekommen, sind in den StaatenAfrikas indes kein Phäno-
men der jüngeren Zeit. Seit der Dekolonisierung wurden
in Afrika mehrere hundert Putsche und Putschversuche
unternommen. Zwischen 1960 und 1990 waren Staats-
streiche sogar die vorherrschende Form des Regierungs-
wechsels auf dem Kontinent. Die regionale Staatenge-
meinschaft behandelte solche Geschehnisse zunächst re-
gelmäßig noch als innere Angelegenheiten der betroffe-
nen Staaten. Putsche und Putschversuche wurden haupt-
sächlich dann von Seiten der Organisation für Afrikani-
sche Einheit (OAU), der Vorgängerin der heutigen AU,
verurteilt, wenn sie mit Hilfe von Söldnern durchgeführt
(z.B. in Bezug auf die Seychellen 1982, dazu hier, S. 450
bis 459) oder wenn imperialistische Motive erkannt wur-
den. Dies begründete sich daraus, dass Antikolonialismus
nach ihrer Charta ein tragender Zweck derOAU (Art. II Nr.
1 lit. [d]) war und Söldneraktionen und -interventionen
sich in Afrika seit den Ereignissen um die Unabhängigkeit
der ehemaligen Kolonie Belgisch-Kongo1 im Jahr 1960
derart gehäuft hatten, dass im Jahr 1977 im Rahmen der
OAU eine Konvention zur Beseitigung des Söldnertums
verabschiedet wurde. Letztlich fehlte der OAU jedoch ein
echtes Mandat, um Staatsstreichen zu begegnen.

Diese Betrachtungsweise von Putschen und anderen
Formen des Regierungswechsels, die den Prinzipen des
Verfassungsrechts der jeweiligen Staaten zuwiderlaufen,
wandelte sich mit der globalen Demokratisierungswelle
seit dem Ende des Kalten Krieges jedoch erheblich. Die
negativen Folgen von Putschen für die soziale, politische
und wirtschaftliche Entwicklung der betroffenen Staaten
und auch die damit einhergehende Unterminierung der
Organisation selbst drängten die OAU zum Handeln. Der
damalige Generalsekretär SalimAhmed Salim sprach sich
in dieser Zeit sehr klar dafür aus, dass sich dieOAU stärker

bei der Lösung von Konflikten in Afrika engagieren müs-
se. In der Folge wurden die Machtergreifungen des Mili-
tärs etwa in Burundi (1993 und 1996), in Lesotho (1994),
auf den Komoren (1995), auf São Tomé e Príncipe (1995)
sowie in Niger (1996) durch die Organisation verurteilt
und Missionen entsandt, die auf diplomatischem Wege
eine Wiederherstellung verfassungsgemäßer Verhältnis-
se erreichen sollten. Dieser Wandel in der Politik der OAU
ließ keinen Zweifel mehr daran, dass Staatsstreiche in-
zwischen als schwerwiegende Bedrohung für die Demo-
kratisierungsbemühungen in Afrika und als Besorgnis für
den gesamten Kontinent galten.2

Nach demStaatsstreich auf denKomoren im Jahr 1995
– es war bereits der vierte Putsch gegen eine Regierung
des Inselstaates in der Straße von Madagaskar seit Erlan-
gung der Unabhängigkeit von Frankreich im Jahr 1975 –
wurden durch die OAU dann auch Maßnahmen ergriffen,
um eine Architektur für die Organisation gegen verfas-
sungswidrige Machtergreifungen zu schaffen. Es wurde
ein Unterausschuss eingesetzt, der vorschlug, dass in Fäl-
len zukünftiger Staatsstreiche der OAU-Generalsekretär
für die Organisation auf Grundlage vorbestimmter Kri-
terien und Verhaltenslinien Maßnahmen ergreifen soll-
te. Diese Empfehlung war der Grundstein für weitere Dis-
kussionen in der Angelegenheit, die sich über die zweite
Hälfte der 1990er Jahre hinziehen sollten. Auf dem Tref-
fen der Staats- und Regierungschefs der OAU-Mitglieder
in Algier im Jahr 1999 wurde dann entschieden, dass Mit-
gliedstaaten, in denen nach dem Treffen des Minister-
rates der OAU im Jahr 1997 in Harare Regierungen auf
verfassungswidrigem Wege an die Macht gekommen wa-
ren, bis zum nächsten Treffen wieder verfassungsmäßige
Zustände herstellen sollten. Dieser Zeitpunkt wurde ge-
wählt, da der Ministerrat auf diesem Treffen die bis dahin
stärkste Verurteilung eines Staatsstreiches ausgespro-
chen hatte, nämlich bezüglich der Entmachtung von Prä-
sident Ahmad Tejan Kabbah in Sierra Leone. In der Ent-
scheidung wurde nicht nur der Putsch verurteilt und zu
einer sofortigen Wiederherstellung der verfassungsmä-
ßigen Ordnung aufgerufen, sondern es wurden auch al-
le afrikanischen Staaten und die internationale Gemein-
schaft als Ganzes ermahnt, die neue Regierung des Lan-
des weder anzuerkennen noch ihr Unterstützung zukom-
men zu lassen; zudem wurden die politischen Führungs-

1Heute: Demokratische Republik Kongo, von 1971 bis 1997: Zaïre.
2Vgl. Antonia Witt, Undoing Coups: The African Union and Post-coup Intervention in Madagascar, London/New York/Dublin

2020, S. 46 ff.

https://theconversation.com/why-west-africa-has-had-so-many-coups-and-how-to-prevent-more-176577
https://www.duncker-humblot.de/buch/internationale-untersuchungskommissionen-9783428159208/?page_id=1
https://au.int/sites/default/files/treaties/7759-file-oau_charter_1963.pdf
https://au.int/sites/default/files/treaties/37287-treaty-0009_-_oau_convention_for_the_elimination_of_mercenarism_in_africa_e.pdf
https://au.int/sites/default/files/decisions/9544-1999_ahg_dec_132-142_xxxv_e.pdf
https://au.int/sites/default/files/decisions/9544-1999_ahg_dec_132-142_xxxv_e.pdf
https://au.int/sites/default/files/decisions/9544-1999_ahg_dec_132-142_xxxv_e.pdf
https://au.int/sites/default/files/decisions/9622-council_en_28_31_may_1997_council_ministers_sixty_sixth_ordinary_session.pdf
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persönlichkeiten der ECOWAS ersucht, der Bevölkerung
von Sierra Leone bei der Wiederherstellung der verfas-
sungsmäßigen Ordnung im Land Hilfe zu leisten.3 Zu-
dem wurde der Generalsekretär durch die Entscheidung
von Algier mandatiert, in diesen Staaten die Entwicklun-
gen aktiv zu verfolgen und bei Programmen unterstüt-
zend tätig zu werden, die darauf gerichtet seien, in den
betreffenden Ländern wieder verfassungsmäßige und de-
mokratische Regierungen zu etablieren. Die Entschei-
dung wurde allerdings von verschiedenen Seiten kriti-
siert. Auf der einen Seite standen die damaligen Präsi-
denten von Nigeria und Sambia, Olusegun Obasanjo und
Frederick Chibula, die eine entschlossenere Haltung in
Putschfragen forderten und allen verfassungswidrig an
die Macht gekommenen Regierungen in Afrika rückwir-
kend die Anerkennung entziehen wollten. Auf der ande-
ren Seite riet der Präsident Südafrikas Thabo Mbeki zu
einem gemäßigteren Ansatz, der diese Regierungen auf
dem Weg zurück in die Demokratie mit einbeziehen woll-
te.4

Den großen Schritt hin zu einer Antiputscharchitek-
tur tat dieOAUdann im Jahr 2000mit der Verabschiedung
der Lomé-Erklärung über einen Rahmen für die Reaktion
auf verfassungswidrige Regierungswechsel. Dieses Doku-
ment, das von dem 1995 eingesetzten Unterausschuss er-
arbeitet worden war, legte vier Elemente für diese neue
Architektur fest:

1. GemeinsameWerte und Prinzipien demokratischen
Regierens: Hierin inbegriffen sind Bekenntnisse zur
Verabschiedung demokratischer Verfassungen, Re-
spekt für die Verfassung und für Rechtsstaatlich-
keit, Gewaltenteilung und unabhängige Gerichte,
Förderung von politischem Pluralismus, anderen
Formen partizipativer Demokratie und der Zivilge-
sellschaft, das Prinzip des demokratischen Macht-
wechsels und die Anerkennung der Rolle der Oppo-
sition, die Organisation von freien und regelmäßi-
gen Wahlen sowie der Schutz und die Förderung der
Grund- und Menschenrechte, insbesondere im po-
litischen Prozess.

2. Eine Definition verfassungswidriger Regierungs-
wechsel: Hierunter fallen militärische Staatsstrei-
che, Regierungswechsel, die durch Söldnerinter-

ventionen und bewaffnete Dissidenten oder Re-
bellen herbeigeführt werden und die Verweigerung
der Machtübergabe durch Amtsinhaber*innen an
Wahlsieger*innen nach freien und fairen Wahlen.

3. Maßnahmen zur Reaktion auf verfassungswidri-
ge Regierungswechsel: Hierzu zählen die Verurtei-
lungen der definierten Machtergreifungen durch
die politischen Organe der Organisation, die Ge-
währung einer sechsmonatigen Phase zur Wieder-
herstellung der verfassungsmäßigen Ordnung un-
ter Suspendierung des betreffenden Staates von
den politischen Aktivitäten der Organisation so-
wie nach Ablauf des Zeitraums die Verhängung
begrenzter und gezielter Sanktionen (z.B. Verwei-
gerung von Visa gegenüber Beteiligten an einem
verfassungswidrigen Regierungswechsel, Reduzie-
rung von Regierungskontakten, Handelsbeschrän-
kungen).

4. Errichtung eines Unterausschusses zur Überwa-
chung der Einhaltung von Maßnahmen, die die
Organisation in Fällen verfassungswidriger Regie-
rungswechsel trifft.

Recht und Politik der AU bei verfassungswidrigen Regie-
rungswechseln

Der in Lomé erarbeitete Rahmen wurde völkervertrag-
lich in die Architektur der AU, die 2002 die OAU als pan-
afrikanische Organisation ablöste, überführt und teilwei-
se modifiziert. Art. 4 lit. (p) ihres Gründungsaktes erhebt
dieVerurteilung undZurückweisung von verfassungswid-
rigenRegierungswechseln zu einemFunktionsprinzip der
Regionalorganisation. Nach Art. 30 des Gründungsakts
darf es Regierungen, die durch verfassungswidrige Mit-
tel an die Macht gekommen sind, nicht erlaubt werden,
an den politischenAktivitäten der AU teilzunehmen.Die-
se Regelungenwerden durchVorschriften in der Afrikani-
schen Charta über Demokratie, Wahlen und Regierungs-
führung flankiert. Nach Art. 25 Abs. 1 ist als Sanktion für
einen verfassungswidrigen Regierungswechsel die Sus-
pendierung der Mitgliedschaftsrechte in der AU vorge-
sehen. Die Definition eines verfassungswidrigen Regie-
rungswechsels aus der Lomé-Erklärung wurde in Art. 23
beibehalten, jedoch um eine weitere Modalität ergänzt,

3Die ECOWAS führte tatsächlich eine Militäroperation durch, um die Militärjunta zu vertreiben, vgl. hierzu Karsten Now-
rot/Emily W. Schabacker, The Use of Force to Restore Democracy: International Legal Implications of the ECOWAS Intervention
in Sierra Leone, in: American University International Law Review 14 (1998), S. 321 –412.

4Vgl. Witt (En. 2), S. 50 ff.

https://www2.ohchr.org/english/law/compilation_democracy/lomedec.htm
https://au.int/sites/default/files/pages/34873-file-constitutiveact_en.pdf
https://au.int/sites/default/files/treaties/36384-treaty-african-charter-on-democracy-and-governance.pdf
https://au.int/sites/default/files/treaties/36384-treaty-african-charter-on-democracy-and-governance.pdf
https://au.int/sites/default/files/treaties/36384-treaty-african-charter-on-democracy-and-governance.pdf
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nämlich jede Verfassungs- oder Rechtsänderung, die dem
Prinzip des demokratischen Regierungswechsels zuwi-
derläuft. Die Entscheidung über die Sanktionierung steht
nach Art. 7 lit. (g) des Protokolls über seine Errichtung
dem Friedens- und Sicherheitsrat der AU zu.

Eine Suspendierung von Niger nach den jüngsten Er-
eignissen steht noch aus. Der Militärjunta wurde eine
Frist von 15Tagen eingeräumt, umwieder verfassungsge-
mäße Zustände herzustellen. Sollte diese Frist ablaufen,
ohne dass sich die politischenVerhältnisse im Land geän-
dert haben, wird die Suspendierung höchstwahrschein-
lich in Übereinstimmung mit der üblichen Praxis der AU
in solchen Fällen erfolgen. Seit der erstenAktivierung des
zuvor beschriebenen Mechanismus im Jahr 2005 anläss-
lich eines Militärputsches in Mauretanien hat die AU re-
gelmäßig von der Suspendierungsmöglichkeit Gebrauch
gemacht, allerdings fast ausschließlich bei Machtergrei-
fungen des Militärs. Suspendierungen betrafen seither
etwa Guinea (2008 und 2021), Madagaskar (2009), Mali
(2012 und 2020), Ägypten (2013), die Zentralafrikanische
Republik (2013) oder den Sudan (2019 und 2021). In ande-
ren Fällen, die ebenfalls unter die Definition von verfas-
sungswidrigen Regierungswechseln fallen würden, wur-
den Suspendierungen bisher selten verhängt. Der bedeu-
tendste Fall war bisher die Suspendierung der Elfenbein-
küste im Jahr 2011 bezüglich des Machtkampfes zwischen
dem Sieger der Präsidentschaftswahl von 2010 Alassane
Ouattara und dem Amtsinhaber Laurent Gbagbo, der ei-
ne Amtsübergabe verweigerte. Die Suspendierungenwer-
den regelmäßig aufgehoben, wennwieder verfassungsge-
mäße Zustände eingetreten sind. Dies nimmt die AU ins-
besondere dann an, wenn eine Zivilregierung aufgrund
einer Wahl ins Amt gekommen ist oder der Sieger einer
freien und fairen Präsidentschaftswahl die Amtsgeschäf-
te tatsächlich effektiv übernehmen kann.

Die Suspendierungspraxis der AU ist dabei nicht un-
kritisch zu betrachten. Zum einen ist sie nicht immer
stringent. So wurde etwa keine Suspendierung im Jahr
2016 gegen Gambia verhängt, obwohl sich nach der Prä-
sidentschaftswahl Amtsinhaber Yahya Jammeh weigerte,
das Amt des Staatsoberhauptes an denWahlsieger Adama
Barrow zu übergeben. Die Situation bezüglich Ägyptens
zeigt zum anderen, dass das gegenwärtige Sanktionsre-
gime der AU nicht immer geeignet ist, die Verfestigung
der durch einen Putsch geschaffenen politischen Reali-
täten zu bekämpfen. Im Jahr 2013 putschte das ägypti-
scheMilitär unter Feldmarschall Abd al-Fattah as-Sisi ge-

gen die demokratisch gewählte Regierung unter Präsi-
dent Mohammed Mursi. Nach der Präsidentschaftswahl
im Folgejahr, bei der sich as-Sisi durchsetzen konnte,
wurde die Suspendierung aufgehoben. Dies geschah, ob-
wohl Art. 25 Abs. 4 der Afrikanischen Charta über De-
mokratie, Wahlen und Regierungsführung vorsieht, dass
es Verantwortlichen für einen verfassungswidrigen Re-
gierungswechsel nicht erlaubt werden darf, an Wahlen
teilzunehmen, die die demokratische Ordnung wieder-
herstellen sollen, oder eine Entscheidungsposition in den
politischen Institutionen einzunehmen.

Der Weg in die Zukunft

Trotz aller Probleme im System können die Anstren-
gungen der AU und ihrer Vorgängerin bei dem Umgang
mit verfassungswidrigen Regierungswechseln durchaus
als Erfolg gesehenwerden. Lag die durchschnittliche Zahl
der Staatsstreiche in Afrika bis zum Ende des Kalten Krie-
ges noch bei 2,2 im Jahr, hat sich diese Anzahl zwischen
2000 und 2019 auf 0,8 verringert. Diese Reduzierung kann
unter anderem der von der AU oft beschworenen Null-
Toleranz-Politik in Bezug auf verfassungswidrige Regie-
rungswechsel zugeschrieben werden. Putschisten in Afri-
ka ignorieren nur sehr selten die Suspendierungen durch
die AU oder stellen die Legitimität der Forderungen der
Organisation nach der Rückkehr zu verfassungsgemäßen
Verhältnissen in Frage.

Auch wenn die beschriebenen Mechanismen für ei-
ne Junta ein erhebliches Sanktionspotenzial bedeuten,
sind sie allein nicht ausreichend, um der Gefahr von Mili-
tärputschen oder anderen verfassungswidrigen Wechseln
der Regierung entgegenzuwirken. Dies wurde durch die
AU erkannt. Daher sind viele politische Führungspersön-
lichkeiten in Afrika darum bemüht, pro-demokratische
Verfahren innerhalb der Organisation zu befördern. Die
AU und die African Governance Architecture – ein Stake-
holderforum zur Förderung guter Regierungsführung und
vonDemokratie –habenMaßnahmengegen verfassungs-
widrige Regierungswechsel zu einem Hauptarbeitsfeld
ihrer Tätigkeit erklärt.

Das Potenzial für Reformen ist vielfältig. Da Putsche
in Afrika immer wieder vom Militär oder von anderen
Sicherheitskräften ausgehen, muss hier ein Fokus der
entsprechenden Bemühungen liegen. In den bewaffne-
ten staatlichen Kräften müssen die Werte von Demokra-
tie und ihrer Institutionen stärker verankert werden, um
die Resilienz gegen die Versuchungen der gewalttätigen

https://au.int/sites/default/files/treaties/37293-treaty-0024_-_protocol_relating_to_the_establishment_of_the_peace_and_security_council_of_the_african_union_e.pdf
https://www.aljazeera.com/news/2023/7/26/soldiers-holding-niger-president-inside-palace-security-sources
https://voelkerrechtsblog.org/de/entzug-von-mitgliedschaftsrechten-zur-implementierung-von-demokratie/
https://www.peaceau.org/uploads/report-of-the-chairperson-on-the-situation-en.pdf
https://www.peaceau.org/uploads/report-of-the-chairperson-on-the-situation-en.pdf
https://www.mohrsiebeck.com/artikel/restore-democracy-voelkerrechtliche-fragen-der-militaerischen-beendigung-der-verfassungskrise-in-gambia-101628avr-2018-0003?no_cache=1
https://issafrica.org/pscreport/psc-insights/strengthening-the-aus-sanctions-regime
https://issafrica.org/pscreport/psc-insights/strengthening-the-aus-sanctions-regime
https://www.b-b-e.de/fileadmin/Redaktion/05_Newsletter/02_Europa_Newsletter/2022/Non-Paper_by_Prof._Emmanuel_Gyimah-Boadi.pdf
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Machtübernahme zu stärken. Ein weiterer Punkt, der der
AU zu einem größeren Abschreckungspotenzial gegen-
über verfassungswidrigen Regierungswechseln verhelfen
könnte, wäre das Inkrafttreten des Protokolls zur Ergän-
zung des Gründungsaktes der AU. Das Protokoll aus dem
Jahr 2003 sieht vor, dass der Organisation das Recht zur
militärischen Intervention in einem Mitgliedstaat zuste-
hen soll, wenn dort ein „serious threat to [the] legitimate
order“ besteht, um Frieden und Stabilität wiederherzu-
stellen (Art. 4 lit. [h]). Allerdings haben noch nicht zwei
Drittel der 55 Mitglieder der AU eine Ratifikationsurkun-
de hinterlegt, was nach Art. 13 des Protokolls aber für
dessen Inkrafttreten erforderlich ist.

Um die Zwangswirkungen des Demokratieschutzre-
gimes zu steigern und das Abschreckungspotenzial für
die Zukunft zu erhöhen, bedarf es zudem einer verbes-

serten Abstimmung zwischen der AU und den regiona-
len und internationalen Akteuren hinsichtlich von Sank-
tionen gegen verfassungswidrig an die Macht gekomme-
ne Regierungen. Im Falle Nigers bildet sich aber nun ei-
ne breite Allianz gegen die Putschisten. Ein wichtiger
Partner für die AU in Westafrika ist dabei die ECOWAS,
die selbst über eine starke Demokratieschutzarchitektur
verfügt. Diese hat der Junta ein einwöchiges Ultimatum
gesetzt und angekündigt, nach dessen erfolglosem Ab-
lauf alle nötigen Maßnahmen zu ergreifen, um die verfas-
sungsmäßige Ordnung in Niger wiederherzustellen, was
auch den Einsatz militärischer Gewalt beinhalten könne.
Die EU hat ebenfalls bereits reagiert. Sie will die neue
Militärregierung nicht anerkennen und hat Fördermittel-
zahlungen ausgesetzt.

https://au.int/sites/default/files/treaties/35423-treaty-0025_-_PROTOCOL_ON_THE_AMENDMENTS_TO_THE_CONSTITUTIVE_ACT_OF_THE_AFRICAN_UNION_E.pdf
https://au.int/sites/default/files/treaties/35423-treaty-0025_-_PROTOCOL_ON_THE_AMENDMENTS_TO_THE_CONSTITUTIVE_ACT_OF_THE_AFRICAN_UNION_E.pdf
https://au.int/en/treaties/protocol-amendments-constitutive-act-african-union
https://www.reuters.com/world/africa/pro-coup-protests-niger-west-african-leaders-meet-2023-07-30/
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/niger-putsch-eu-hilfsgelder-100.html#xtor=CS5-62
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/niger-putsch-eu-hilfsgelder-100.html#xtor=CS5-62
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